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ò Kurzum

»Was verbindet Barack Obama mit Ronald 

Reagan? Nun, der von Reagan 1979 begonne-

ne außenpolitische Zyklus scheint mit der 

Wahl von Obama im Januar 2009 endgültig dem 

Ende zuzugehen. Der Zyklus 79 - 09 hat die USA 

zu einem Kreuzritter im weltweiten Kampf mit 

dem Islam gemacht. Unter Reagans Regie übten 

die USA in neuen Regionen militärischen Einfl uss 

aus, um die Sowjetunion aus dem Gleichgewicht 

zu bringen. Dazu zählten die Unterstützung des 

damaligen afghanischen Widerstands, die Statio-

nierung von Truppen am persischen Golf sowie 

auch der Ausbau Israels als Stützpunkt gegen 

die Sowjets. Bis zum Jahresende 1979 kamen auf 

Wunsch des Weißen Hauses alle Gespräche mit 

Moskau über eine Atomwaffenkontrolle zum erlie-

gen. Stattdessen konzentrierte man sich auf den 

persischen Golf, den Nahen Osten und das südli-

che Asien. Das prägende Moment im Zyklus 79 - 09 

war dabei der Effekt, dass die USA in die islamische 

Welt stolperten und – ausgestattet mit einem pro-

vinziell-aggressiven Antiislamismus – die Welt neu 

ordneten und sich so in 30 Jahren einen veritablen 

neuen Staatsfeind erschufen.

Kurzum: Barack Obama wird die Uhren nicht 

hinter den 11. September 2001 zurückstellen kön-

nen, aber er wird den antiislamischen Geist aus 

dem Zyklus 79 - 09 durch ein Regime der realisti-

schen Schulen beenden und damit ein neues 

Zeitalter in der Weltpolitik begründen.

»Wer die Biographie des Barack Obama liest 

und insbesondere seine Jahre in der Chica-

goer Gemeindearbeit intensiv studiert, be-

greift schnell, im Mittelpunkt Obamas politischer 

Landvermessung steht sein Gespür für Identität. 

Er versteht die enorme gesellschaftspolitische 

Sprengkraft der Frage nach der persönlichen Iden-

tität nicht nur, er hat durch seine Herkunft und 

Geschichte die Identität zu seiner politischen DNA 

gemacht. Er scheint auf seine Weise verstanden 

zu haben, dass Rassismus eine Hegemonie-Kon-

struktion ist, die Machtverhältnisse schafft und 

zementiert. Diese Konstruktion zu zerstören und 

neue Sinnbilder zu schaffen, bewegt wiederum 

Massen, die man braucht, um hegemoniale Kräfte 

zu erzeugen.

Kurzum: Obama ist ein Vertreter der schöpferi-

schen Zivilgesellschaft, der aus den Randgebieten 

der amerikanischen Gesellschaft ins Zentrum der 

Macht vorgestoßen ist. 

»Er ist kein Vertreter aus dem Staatsapparat. 

Deshalb verkörpert er wieder den „Ameri-

ka nischen Traum“, der schon lange tod-

geweiht schien. Die leicht vermodert gedachte 

Machtfrage zwischen dem Block des Volkes und 

dem Machtblock des Staatsapparats wird in den 

USA nun in moderner Form neu beantwortet wer-

den. In seinem Buch „Gegen alle Feinde“ beschreibt 

Richard A. Clarke als Insider eindrucksvoll, wie über 

30 Jahre in den Bürokratien von State Department, 

Pentagon, White House und den Sicherheitsdiens-

ten Aktionen gegen echte Bedrohungen zugunsten 

des Erhalts der Feindbilder verhindert wurden. 

Kurzum: Ob Obama Erfolg hat, entscheiden u.a. 

Charlie Allen, Rand Beers, Michael Sheehan, Robert 

Gelbard, Elizabeth Verville, Steven Simon und Roger 

Cressey. Alles MitarbeiterInnen, die seit über 20 

Jahren die Geschicke der nationalen Sicherheit in 

der Administration mitbestimmen.  ó

û Thomas Westphal, 
Diplom-Volkswirt ist spw-
Mit  herausgeber, er lebt und 
arbeitet in Weinheim.
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û Björn Böhning
ist SPD-Vorstandsmitglied 
und Vorsitzender des Forum 
DL21 e.V. sowie Mitglied der 
spw-Redaktion. Er arbeitet als 
Leiter der Grundsatzabtei-
lung beim Regierenden Bür-
germeister von Berlin.
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„New Deal“ statt 
„ruhige Hand“

von Björn Böhning ó ó

»Es sind schon merkwürdige Zeiten. Die 

Weltwirtschaft erlebt die erste globale 

Krise des vernetzten Finanzmarktkapitalis-

mus, und die politischen Akteure machen den 

Eindruck, als ob diese Krise mit ein wenig – sicher-

lich gelungenem – Management sowie den konjunk-

turpolitischen Rezepten der 90er Jahre beherrsch-

bar wäre. Festhalten an der Haushaltskonsolidie-

rung, „Politik der ruhigen Hand“ und moderate 

Entlastungen sollen den Konjunkturmotor wieder 

auf Trab bringen. Doch immer mehr Menschen 

und ÖkonomInnen dämmert es: Mit einem kon-

junktur- und industriepolitischen „Klein-Klein“ 

kommen die europäische und die deutsche Volks-

wirtschaft nicht auf einen neuen Wachstums pfad. 

Angesichts der Unbeschreibbarkeit der Krise, der 

unglaublich rasanten Talfahrt in die Rezession, 

wird deutlich, dass neben einem neuen globalen 

Ordnungsrahmen für Weltwirtschaft und Finanz-

märkte auch die ökonomische Basis insgesamt auf 

eine neue Grundlage gestellt werden muss. 

„Schutzschirm für Arbeitsplätze“ – auf diese 

Formel des SPD-Kanzlerkandidaten Frank-Walter 

Steinmeier können sich derzeit alle verständigen. 

Ein erstes Paket hat gerade den Bundesrat passiert. 

Aber die sich überschlagenden Ereignisse im Kon-

junkturabschwung stellen erneut die Frage, ob 

Deutschland und Europa in der Lage sind, die har-

te Landung zu verhindern und die Tür für ein neu-

es Wirtschaften aufzustoßen. 

Um uns herum reagieren alle Staaten mit kon-

junkturellen Maßnahmen: Obama wird 800 Mrd. 

Dollar in Forschung, Infrastruktur und die Klima-

wende stecken. China legt Fonds mit mehreren 

hunderten Mrd. auf, um die Produktion zu stabili-

sieren, die EU will 200 Mrd. Euro mehr für Struk-

turinvestitionen. Frankreich, England und Spanien 

haben bereits ihr eigenes Investitionsprogramm 

aufgelegt. Nur die Konjunkturlokomotive Deutsch-

land bremst. 

Wenn wir jetzt nicht handeln, drohen im nächs-

ten Jahr 700 000 Arbeitslose mehr. Die SPD muss 

handeln, will sie im Abschwung nicht als Brem-

serin und Zauderin dastehen. 

Dabei gilt es weder ein Strohfeuer zu entfachen, 

wie die Linkspartei es will, noch Steuern für Reiche 

zu senken, wie die CDU vorschlägt. Sondern als 

SPD-Linke stehen wir für einen sinnvollen Mix aus 

Konsum- und Investitionsmaßnahmen. Zuerst ist 

es nötig, die harte Landung der Konjunktur durch 

eine zielgerichtete Stärkung der Binnennachfra-

ge zu verhindern. Dafür sind Konsumgutscheine, 

insbesondere für klimaschonende und damit in-

ländische Produkte, der richtige Weg. 

»Mittelfristig ist es erforderlich, die stoffl iche 

und technologische Basis der Industrie um-

zustellen. Dafür ist ein effektives Investitions-

programm für die Bereiche Bildung und Forschung 

sowie die Schul- und Kitzsanierung der richtige 

Weg. Ein „new Deal“ für neues Wachstum braucht 

aber mehr: die europäische Vereinbarung, dass 

über technologische Investitionen die Umwelt-

tech nik, die Gesundheitstechnik sowie die Breit-

bandvernetzung massiv expandieren. Ein solches 

Zu kunfts programm müsste über einen Investitions-

pakt von Bund, Ländern und Kommunen angescho-

ben werden. Dies wäre nachhaltige und verant-

wort liche sozialdemokratische Politik.  ó
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(35), MdB und Herausgeber 
der spw, lebt in Hamburg.

Foto: privat

Mit Kanonen auf 
Piraten schießen

von Niels Annen  ó ó

»Noch vor Weihnachten soll sich der Deut-

sche Bundestag mit der EU-geführten 

Ope ration ATALANTA zur Bekämpfung der 

Pira terie vor der Küste Somalias befassen. Vor dem 

Hintergrund immer spektakulärerer Überfalle auf 

Frachtschiffe sollte der Antrag der Bundesregie-

rung jedoch nicht als Abschluss einer Debatte 

mit außen-, sicherheits- und wirtschaftspolitischer 

Reichweite betrachtet werden. Vielmehr sollte 

der Einsatz von See- und Seeluftstreitkräften als 

Anlass genommen werden, um die Ursachen die-

ses wachsenden Phänomens anzugehen. 

Piraterie ist Massenkriminalität. Sie taucht vor 

allem in solchen Gegenden auf, in denen wie in 

Südasien, vor der Küste Bangladeschs, aber auch 

vor der afrikanischen Ost- und Westküste große 

Armut herrscht. Besonders dort, wo sich Schifffahrts-

routen zu schmalen Passagen verengen, in denen 

Tanker und Container-Frachter ihre Geschwindig-

keit drosseln müssen, fi nden Fischer, deren Fang-

gebiete von Überfi schung geplagt sind, und ein-

fache Kriminelle durch Piraterie ein neues, lohnen-

de res Auskommen. Doch sollte die Herausfor derung 

einer militärischen Absicherung nicht unterschätzt 

werden, denn längst hat sich durch die Erlöse 

früherer Beutezüge eine Entführungsindustrie mit 

modernen Waffensystemen, schnellen Booten und 

Navigationssystemen herausgebildet. 

»Aufgabe der Operation ATALANTA soll es 

nun sein, die vor der Küste von Somalia 

agierenden Piraten abzuschrecken und zu 

bekämpfen. Dabei soll zum einen die durch Piraten-

überfälle gefährdete humanitäre Hilfe für die Not 

leidende somalische Bevölkerung sichergestellt 

werden, zum anderen soll die Operation den zivi-

len Schiffsverkehr auf den dortigen Handelswegen 

sichern, Geiselnahmen und Lösegelderpressungen 

unterbinden und das Völkerrecht durchsetzen. 

»Diverse Folgeprobleme sind jedoch noch 

ungelöst. Insbesondere die offene Frage 

der zuständigen Gerichtsbarkeit zeigt, dass 

die Lösung der Piraterie nicht auf See, sondern an 

Land zu suchen ist. Nur dort, wo lokale Behörden 

durch Korruption geschwächt sind und staatliche 

Strukturen versagen oder wie im Fall von Somalia 

seit über 15 Jahren so gut wie inexistent sind, fi n-

den kriminelle Banden und Piraten den nötigen 

Rückzugsraum. Auf die Justiz solcher Staaten kann 

daher kurzfristig nicht zurückgegriffen werden, 

die Zusammenarbeit mit kooperativen Staaten in 

der Region scheint zielführender. 

Langfristig kann das Problem der Piraterie nur 

mit Hilfe einer konzertierten Aktion zur Stärkung 

von Staatlichkeit und Bekämpfung von Armut in 

betroffenen Staaten Afrikas und in ähnlich unter-

privilegierten Regionen gelöst werden. Die in den 

Reihen einiger Parteien – auch beim derzeitigen 

Koalitionspartner – geforderte Grundgesetzän-

derung zum Einsatz der Bundesmarine ist daher 

nicht nur überdimensioniert, sondern geht am 

Kern des Problems vorbei.

Gefordert sind auch die internationalen Reeder, 

die aufgrund des Preisdrucks nicht nur stetig ihre 

Besatzungen reduziert haben und auf andere 

mögliche Schutzmaßnahmen verzichten. Auch 

hier zeigt sich wieder: Das Problem liegt an Land 

und nicht auf der See. ó
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 Pro: 
Erbschaftsteuer-
kompromiss

von Florian Pronold ó ó

»Zweifelsfrei wäre es in puncto Erbschaft-

steuer reform einfacher gewesen, den Con-

tra-Part zu übernehmen, denn für Kritik 

aus sozialdemokratischer Sicht bietet die Reform 

reich lich Anlass. Dennoch: Mit den vorliegenden 

Eckpunk ten zur Erbschaftsteuerreform haben wir 

unter den gegebenen politischen Mehrheitsver-

hältnissen vier wesentliche Erfolge erzielt:

1.)  Wir haben eine verfassungskonforme Regelung 

des Bewertungsrechts erreicht, die die Gleich-

behandlung aller Vermögensarten sicherstellt. 

Immobilienvermögen geht dann mit dem aktu-

ellen Verkehrswert in die Bemessungsgrund-

lage ein und wird nicht mehr länger unterbewer-

tet und damit steuerlich bevorzugt. 

2.)  Die Verabschiedung der Reform des Bewertungs-

rechts bietet eine gute Ausgangsbasis für die 

Wiedereinführung einer verfassungskonformen 

Vermögensteuer, die auf Grund der Privilegie-

rung von Grundbesitz gegenüber anderen Ver-

mögensarten seit 1997 nicht mehr erhoben 

wird.

3.)  Wir konnten eine faktische Gleichstellung von 

eingetragenen LebenspartnerInnen mit Ehe-

gattInnen durchsetzen: Die auf 500.000 Euro 

erhöhten Freibeträge sowie die erbschaftsteuer-

freie Weitergabe des selbstgenutzten Wohnei-

gentums gelten auch für sie.  

4.)  Mit der verabschiedeten Reform bleibt der Erb-

schaftsteuer das  Schicksal erspart, das der Vermö-

gensteuer widerfahren ist. Damit sichert der 

Kompromiss den Ländern weiterhin Einnahmen, 

die sie für Investitionen in den Ausbau der Kinder-

betreuung und in unsere Schulen sowie für eine 

qualitativ hochwertige Lehre und Forschung an 

unseren Hochschulen dringend benötigen. 

Es sind die Teile des Regelwerks, die den meis-

ten SozialdemokratInnen die Zustimmung zum 

Kompromiss nicht leicht machen. Sei es die CSU-

Klausel für den erbschaftsteuerfreien Übergang 

von Villen am Starnberger See oder der von uns 

zwar gewollte erleichterte Unternehmensüber-

gang, der aber verfassungsrechtlich möglicher-

weise eine zu geringe Bindung an das Allgemein-

wohl aufweist. Wir stellen 95 Prozent aller Unter-

nehmen von der Erbschaftsteuer frei, wenn die 

Arbeitsplätze erhalten bleiben: in Form einer 85 

Prozent-Option (besteuert werden 15 Prozent der 

Bemessungsgrundlage) und einer 100 Prozent-

Option, die zu einer vollständigen Steuerbefreiung 

bei einer Behaltensfrist von 10 Jahren führt. 

Das gewährte hohe Steuerprivileg beim Betriebs-

übergang wird zwar an klare Bedingungen geknüpft, 

allerdings wären rigidere Voraussetzungen für ein 

so großes Steuerprivileg angemessen gewesen.

Eine vernünftige und sachgerechte Lösung 

hätte darin bestehen können, dass, bei breiter 

Bemessungsgrundlage und niedrigen Steuersät-

zen, keine Sonderregelungen für Betriebsvermögen 

installiert werden, wohl aber großzügige Stun-

dungs regelungen, um den Fortbestand eines Unter-

nehmens nicht zu gefährden. Dies führte zu einem 

weit höheren Aufkommen und zu mehr Vertei-

lungs- und Chancengerechtigkeit!

Mit anderen politischen Mehrheiten können 

wir zukünftig das Werkzeug „Erbschaftsteuer“ 

besser anwenden und mit dem neuen Bewertungs-

recht auch die Vermögensteuer wieder einführen. 

 ó

û Florian Pronold,
MdB, ist stellvertretender 
fi nanzpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion 
und Vorsitzender der baye-
rischen SPD-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag.
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 Contra: 
Erbschaftsteuer-
kompromiss

von Claus Matecki ó ó

»Nein. Es ist kein akzeptabler Kompromiss, 

den SPD und CDU/CSU in Sachen Erbschaft-

steuer ausgehandelt haben. Das Ergebnis 

ist auch nicht besser als keines, denn kein Gesetz 

zu haben war nicht die Alternative. Hätte sich die 

Koalition nicht geeinigt, hätte – so die Einschät-

zung auch namhafter Steuer- und Verfassungs-

rechtlerInnen – das alte Recht weiter gegolten. Eine 

Minderheitenmeinung, aber diese ist verfassungs-

rechtlich weit weniger fragwürdig, als das nun 

verabschiedete Gesetz. Diesem attestiert nicht 

einmal eine Minderheit Verfassungsmäßigkeit, 

denn es produziert neue Ungleichheiten. Auch 

bevorteilt es erneut die Gutbetuchten. Und die 

Einnahmen der Länder von vier Milliarden aus der 

Erbschaftsteuer werden nicht zu halten sein. 

Was war eigentlich die Aufgabe, die die Koali-

tion zu lösen hatte? Das Bundesverfassungsgericht 

hielt die bisherige Besteuerung für verfassungs-

widrig, weil Vermögensarten und Vermögenswer-

te bislang unterschiedlich und nicht nach dem 

aktuellen Verkehrswert besteuert wurden. Inso-

fern hätte man erwarten müssen, dass eine Korrek-

tur der Erbschaftsteuer wegen der Heraufsetzung 

des Wertansatzes für Immobilien und Betriebs-

vermögen an realistischere Verkehrswerte gerech-

ter wird und ein höheres Aufkommen erbringt.

Das Gesetz wird aber nicht gerechter. Denn so 

zu tun, als wären die Kleinstwohnung in Berlin-

Mitte und die herrschaftliche Villa am Ammersee 

monetär gleichzusetzen, nur weil jeweils ein Witwer 

darin wohnt, ist eine seltsame Auffassung von der 

Gleichheit der Besteuerung. Außerdem bringt das 

Gesetz kein höheres Aufkommen. Denn fast alle 

Freibeträge werden um fast das Doppelte ange-

hoben. So wird deutlich mehr vererbtes Vermögen 

geschont als nur „Omas Häuschen“. Nach dem 

Motto: „Wer hat, dem wird gegeben“ wird die 

Erbschaftsteuer für Vermögende noch weiter ge-

mildert, die kleinen Leute bleiben die Lastesel der 

Steuerpolitik. Einzig positiv zu bewerten ist die 

Gleichstellung eingetragener LebenspartnerInnen, 

die nun wie EhegattInnen einen Freibetrag von 

500.000 Euro erhalten.

Dabei ist die Erbschaftsteuer weit mehr als nur 

ein symbolischer Beitrag zu den Staatsfi nanzen. 

Sie ist ein wichtiges Instrument zur Sicherung der 

Verteilungsgerechtigkeit. 

Verschärfend kommt hinzu, dass die öffentli-

chen Haushalte in Zeiten der Weltwirtschaftskrise 

mit Steuereinnahmeausfällen zu kämpfen haben. 

Es ist mehr als befremdlich, wenn die Bundeslän-

der angesichts von fast 500 Milliarden Schulden 

und notorisch klammen Kassen auf die Einnahmen 

aus der Erbschaftsteuer verzichten können.

Der Kompromiss ist ein Ergebnis des vermeint-

lichen Drohpotentials von GegnerInnen der Erb-

schaftsteuer. Sie hatten argumentiert, ohne eine 

Neure gelung liefe die Erbschaftsteuer Ende des 

Jahres ersatzlos aus. Dies ist jedoch keineswegs 

zwingend. Viele JuristInnen haben Zweifel an die-

ser Auslegung der Rechtslage geäußert, auch der 

Wissenschaftliche Dienst des Bundestages schloss 

bereits im Mai dieses Jahres eine Erhebung der 

Erbschaftsteuer in der jetzigen Form nicht aus. Vor 

diesem Hintergrund hätte sich die SPD von der 

CDU/CSU nicht derart vorführen lassen dürfen.  ó

û Claus Matecki 
ist beim DGB Bundesvorstand 
für die Bereiche Wirtschafts- 
und Steuerpolitik, Struktur- 
und Regionalpolitik, Tarifpoli-
tik und Finanzen zuständig. 
Seit 2006 gehört der gelernte 
technische Zeichner und 
studierte Diplom-Pädagoge 
dem geschäftsführenden Bun-
desvorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes an.

Foto: DGB / Susann Lössin



8 spw 8 |2008

ó Meinung

spw: In den Jahren 2004 bis 2007 mussten die 

Beschäftigten Reallohnverluste hinnehmen, die 

tarifl ichen Steigerungen lagen teilweise unter der 

Infl ationsrate. Markiert das Jahr 2008 eine vertei-

lungspolitische Wende?„Thorsten Schulten: Von einer verteilungspo-

litischen Wende kann keine Rede sein. Zwar 

weisen die Tarifl öhne 2008 mit etwas mehr 

als 3 Prozent deutlich höhere Steigerungsraten als 

in den Vorjahren auf. Gerade im ersten Halbjahr 

2008 kam es insbesondere im öffentlichen Dienst, 

der Chemie- und der Stahlindustrie zu recht ho-

hen Abschlussraten. Gleichzeitig fi el der Anstieg 

der Verbraucherpreise mit etwa 2,8 Prozent jedoch 

ebenfalls relativ hoch aus, so dass im Gesamt-

durchschnitt nur recht bescheidene tarifl iche 

Reallohnsteigerun gen übrig bleiben.

Hinzu kommt, dass die Tarifl ohnerhöhungen 

bei einem großen Teil der Beschäftigten aufgrund 

einer abnehmenden Tarifbindung und einer zuneh-

menden Verbetrieblichung der Tarifpolitik gar nicht 

mehr ankommen. So müssen wir auch für 2008 

wieder mit einer negativen Lohndrift rechnen, 

wonach die Effektivlöhne hinter den Tarifl öhnen 

zurückbleiben und lediglich um etwa 2 Prozent 

ansteigen werden. Unterm Strich bedeutet dies, 

dass die Beschäftigten insgesamt auch 2008 wie-

der Real lohnverluste hinnehmen müssen.

spw: Der Tarifabschluss in der Metallindustrie 

ist in die Zeit der Finanzmarktkrise und des Ab-

schwungs geraten. Wie ist der Abschluss zu be-

werten?

„Thorsten Schulten: Der Abschluss hat ge-

zeigt, dass die von der IG Metall angestrebte 

verteilungspolitische Wende unter den Be-

dingungen der Krise kaum durchsetzbar ist. Wenn 

strategisch wichtige Betriebe, wie z.B. in der Auto-

mobilindustrie, sowieso ihre Produktion herunter 

fahren, wirkt die Androhung eines Streikes nicht 

besonders bedrohlich. Vor diesem Hintergrund hat 

die IG Metall ein relativ ordentliches Ergebnis 

erreicht, bei dem am Ende für alle Beschäftigten 

immerhin eine strukturelle Tarifl ohnerhöhung von 

4,2 Prozent steht. Es besteht aber keine Frage, dass 

aus verteilungs politischer wie auch ökonomischer 

Sicht eine noch kräftigere Lohnerhöhung wün-

schenswert gewesen wäre. Gerade in der Krise 

rächt sich die Tatsache, dass sich der private Ver-

brauch angesichts anhaltender Reallohnverluste 

nur sehr schwach entwickelt hat.

spw: Deutschland besitzt in der Lohnentwick-

lung eine Sonderstellung in Europa. Worauf ist das 

zurückzuführen?„Thorsten Schulten: Die Sonderstellung 

Deutsch lands in Europa lässt sich zunächst 

an zwei Fakten ablesen: Erstens ist Deutsch-

land bei der allgemeinen Lohnentwicklung seit 

Mitte der 1990er Jahre zumeist das europäische 

Schlusslicht. In keinem anderen europäischen Land 

kam es zu solch lang anhaltenden Reallohnverlus-

ten wie in Deutschland. Zweitens hat in Deutsch-

land die Lohnspreizung zwischen den Beschäftig-

tengruppen besonders stark zugenommen. Im 

Hinblick auf den Niedriglohnsektor ist Deutsch-

land mittlerweile europäischer Spitzenreiter.

Von einer verteilungspolitischen 
Wende kann keine Rede sein 

Interview mit Thorsten Schulten

ó ó

Foto: privat
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Beide Entwicklungen hängen eng mit der teil-

weisen Erosion des deutschen Flächentarifvertrags-

modells zusammen. So müssen wir bereits seit 

längerem eine sinkende Tarifbindung, wachsende 

tarifvertragsfreie Zonen und eine zunehmende 

Dezentralisierung der Tarifpolitik beobachten. Eine 

lohnpolitische Trendwende hat demnach auch 

eine politische Re-Stabilisierung des Flächentarif-

vertrages zur Voraussetzung. Hierbei ist die Einfüh-

rung eines gesetzlichen Mindestlohns von strate-

gischer Bedeutung. In vielen Branchen geht es 

derzeit darum, mit dem Mindestlohn überhaupt 

wieder ein lohnpolitisches Fundament zu schaffen, 

auf dessen Grundlage dann neue Tarifvertragsbe-

ziehungen aufgebaut werden können. 

spw: Neben die Erosion des Flächentarifver-

trages tritt zunehmend die Unterbietungskon-

kurrenz durch arbeitgeberfreundliche „christliche 

Gewerkschaften“. Wie sollten die DGB-Gewerk-

schaften darauf reagieren?„Thorsten Schulten: In der Öffentlichkeit 

müsste viel deutlicher gemacht werden, dass 

es sich bei dem so genannten „Christlichen 

Gewerkschaftsbund“ (CGB) in den meisten Fällen 

um eine Phantom-Gewerkschaft handelt, die in 

Bereichen Tarifverträge unterzeichnet, wo sie über 

so gut wie keine Mitglieder verfügt. Überall dort 

wo dies möglich und erfolgsversprechend erscheint, 

sollte auch – wie aktuell in Berlin – der Gang vors 

Arbeitsgericht gewählt werden, um zu überprüfen, 

ob der CGB überhaupt die Voraussetzungen einer 

Gewerkschaft erfüllt. Das aktuelle Urteil des Kölner 

Arbeitsgerichtes gegen die so genannte „Gewerk-

schaft der Neuen Brief- und Zustelldienste“ (GNBZ) 

sollte hier hoffnungsvoll stimmen. Anders sieht 

es übrigens bei denjenigen Berufs verbänden wie 

z.B. der Gewerkschaft der Lokführer (GDL) oder dem 

Marburger Bund aus, die ja eher eine Überbietungs- 

als eine Unterbietungskonkur renz betreiben. An-

gesichts der gegebenen Organisationsmacht die-

ser Verbände, führt für die DGB Gewerkschaften 

in Zukunft kein Weg daran vorbei, hier wieder die 

Kooperation zu suchen und gemeinsame Tarifstra-

tegien zu entwickeln, wie dies heute z.B. mit dem 

Deutschen Beamtenbund praktiziert wird.

spw: In den letzten Jahren herrschte ein Trend 

zur Arbeitszeitverlängerung vor – warum hat Ar-

beits zeitverkürzung derzeit keine Chance?„Thorsten Schulten: Der wichtigste Grund 

hierfür scheint mir in der schwachen Lohn-

entwicklung zu liegen. Solange die Beschäf-

tigten Reallohnverluste hinnehmen müssen, ist 

die Lohnfrage absolut prioritär und es gibt wenig 

Bereitschaft etwa für eine Verkürzung der Arbeits-

zeit noch weitere Lohneinbußen hinzunehmen. 

Ein solches Modell funktioniert lediglich als Krisen-

modell zur Vermeidung von Beschäftigungsver-

lusten. So wird z.B. aktuell bei Opel über die Ein-

führung einer 30-Stunden-Woche diskutiert.

spw: Rezessionen und steigende Arbeitslosig-

keit erschweren die Mobilisierungsfähigkeit der 

Gewerkschaften. Wie steht es um die tarifpoliti-

schen Aussichten 2009?„Thorsten Schulten: In der Tat besteht in der 

Krise immer die gleiche paradoxe Situation: 

Einerseits sind kräftige Lohnerhöhungen 

wichtiger den je; andererseits ist ihre politische 

Durchsetzung jedoch äußerst schwierig, da die 

Angst vor Arbeitsplatzverlusten die Konzessions-

bereitschaft bei den Beschäftigten stark erhöht.

Wichtig für die Gewerkschaften wird sein, dass 

sie die tarifpolitischen Entwicklungstrends des 

Jahres 2008 verstetigen und es nicht zu einem er-

neuten Einbruch bei den Tariferhöhungen kommt. 

Angesichts einer für 2009 prognostizierten deut-

lich geringeren Infl ationsrate bestände dann sogar 

die Möglichkeit, dass nach fünf Jahren Reallohnver-

lusten die Bilanz wieder etwas positiver ausfällt.

spw: Vielen Dank für das Gespräch. ó

û Dr. Thorsten Schulten ist Leiter des Referates „Arbeits- und Tarifpo-
litik in Europa“ am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut 
(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung.

û Das Interview führte Stefan Stache.
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Staat, Wettbewerb, 
Selbstverwaltung – 
wie organisiert man 
soziale Sicherheit?

Einleitung zum Schwerpunkt:

von Kai Burmeister und Felix Welti

ó ó

»Die Diskussionen der letzten Jahre um 

So zialpolitik waren meist auf Verteilung 

und Umverteilung zugespitzt worden: Wer 

fi nan ziert die sozialen Sicherungssysteme, wer 

bekommt Leistungen? Vor allem anhand dieser 

Fragen wird auch über Grundsicherung und über 

die Bürgerversicherung diskutiert. Die Frage, wie 

soziale Sicherheit organisiert sein sollte, tritt da-

hinter zurück. Allenfalls bei der Alterssicherung 

wurde diskutiert, ob umlagefi nanzierte öffentliche 

Systeme oder kapitalgedeckte private Systeme 

vorzuziehen seien. Mit der Finanzmarktkrise soll-

ten sich zumindest die Argumente radikaler Be-

fürworterInnen der Privatisierung erledigt haben. 

Doch geht es auch bei der Alterssicherung nicht 

nur darum, dass soziale Sicherheit nicht über ris-

kante Anlagen vermittelt werden kann. Wichtig 

ist auch, dass für Sicherungsziele weniger Mittel 

zur Verfügung stehen, wenn noch die Renditean-

sprüche des Versicherers zu befriedigen sind und 

dass der Wettbewerb der Anbieter privater Alters-

sicherung kaum geeignet ist, Transparenz über 

Mittel und Ergebnisse ihrer Angebote zu vermit-

teln. Auch ist aus deutschen und internationalen 

Vergleichen bekannt, dass private Systeme der 

Alterssicherung wegen des Aufwands für Werbung 

und Vertrieb weit höhere Verwaltungskosten ha-

ben als öffentliche Pfl ichtsysteme. Die öffentliche 

Förderung der privaten Altersvorsorge nach der 

Riester-Reform zeigt sich dabei als wenig funktio-

nal, um Altersarmut zu vermeiden. Sie erreicht im 

Wesentlichen die ohnehin vorsorgefähigen bes ser 

gestellten Rentenversicherten und BeamtInnen 

anstatt armutsvermeidende Rentenpolitik inner-

halb des allgemeinen Systems zu fi nanzieren. Staat-

liche Fördermittel sind in die Kapitalmärkte und 

zur Mittelschicht gepumpt worden, statt die Ren-

ten  lücken von Niedrigverdienern und Arbeitslosen 

zu schließen. 

Es wäre unzureichend, die Alternative zur Orga-

nisation sozialer Sicherheit auf die Frage „Staatlich 

oder privat?“ zu verkürzen. Nicht jede öffentliche 

Form der sozialen Sicherheit ist staatlich. Die 

meisten Sozialleistungsträger in Deutschland sind 

nicht Teil der unmittelbaren Staatsverwaltung, 

sondern als Sozialversicherungsträger in sozialer 

Selbstverwaltung, als Fürsorgeträger zumeist in 

kommunaler Selbstverwaltung organisiert. Gewerk-

schaften und Sozialdemokratie haben sich tradi-

tionell prägend in der Gestaltung dieser Systeme 

beteiligt. Nicht jede privatrechtliche Einrichtung 

der sozialen Sicherheit ist profi torientiert. Tarifl ich 

oder betrieblich vereinbarte betriebliche Altersvor-

sorge ergänzt die gesetzliche Rentenversicherung, 

geprägt von den Tarifparteien. Gemeinnützige 

Dienste und Einrichtungen der Wohlfahrtsverbän-

de sind relevant für Krankenversorgung, Pfl ege, 

Rehabi litation und Teilhabe behinderter Menschen 

sowie Kinder- und Jugendhilfe. Hier engagieren 
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sich die AWO und andere Organisationen der 

sozialen Selbsthilfe. Die soziale Sicherheit ist also 

ein klassisches Feld, in dem sich politische und 

gesellschaftliche Kräfte zwischen Staat und Gesell-

schaft entfalten können, soziale und politische 

Teilhabe sich verschränken. Für das sozialpolitische 

Konzept einer sozialen Demokratie, eines demo-

kratischen Sozialismus ist das bedeutend, wenn 

nicht die Gesellschaft verstaatlicht werden soll, 

sondern soziale Bedarfslagen gesellschaftlich ge-

regelt wer den sollen, ohne sie dabei der Verwer-

tung des ökonomischen Kapitals zu überlassen.

» Es scheint, dass diese Aspekte der Organisa-

tion sozialer Sicherheit in den sozialdemo-

kratisch mitgestalteten Reformen der letz-

ten fünfzehn Jahre nur wenig beachtet worden 

sind, wenn man nicht sogar vom Gesundheits-

strukturgesetz 1992 mit dem Kassenwettbewerb 

über die Rentenreform 2001, die Hartz-Reformen 

2003 bis zum Wettbewerbs-Stärkungsgesetz 2007 

eine Grundlinie erkennen will, die Markt und Staat 

gleichermaßen gegenüber verschiedenen For-

men der Selbstverwaltung und der Organisatio-

nen des ge meinnützigen Sektors gestärkt hat. 

Regierende SozialdemokratInnen in Bund und 

Ländern haben in dieser Zeit Misstrauen gegen 

Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände und 

auch gegen ihre eigene kommunale Ebene kulti-

viert und ihre sozialpoliti schen Gestaltungsmög-

lichkeiten zurückgedrängt. Die gängige Rede von 

den „verkrusteten Strukturen“ hat dabei einen sehr 

realen Hintergrund. Doch wurden alte bürokrati-

sierte Strukturen in kommunaler und sozialer 

Selbstverwaltung und Wohlfahrt nicht zu Gunsten 

erweiterter Partizipation der Betroffenen, sondern 

eher zu Gunsten neuer Bürokratie in immer los-

gelöster agierenden Krankenkassen, in den Ar-

beitsgemeinschaften nach SGB II, in der Privatver-

sicherung oder in der Qualitätssicherungs- und 

Zertifi zierungs-Industrie des sozialen Sektors er-

setzt. Zentrale Steuerung mit verstärktem unmit-

telbar politischem Einfl uss prägt auch die Orga-

nisationsreformen der Bundesagentur für Arbeit 

und der neuen Spit zenverbände in der Renten-, 

Kranken- und Unfall versi cherung. Gesellschaftli-

cher und dezentraler Regulierung mehr Raum zu 

geben, stand nicht auf der politischen Agenda. Die 

Föderalismus-Reform hat zwar die Bundesgesetz-

gebung im Bereich der Fürsorge erschwert, doch 

zeigen weder Bund noch Länder starkes Interesse 

daran, dass die Infrastruktur der sozialen Sicher-

heit wieder stärker in den Ländern und Kommunen 

politisch gestaltet werden kann. 

»Gerade die Grundsicherung für Arbeitsu-

chende („Hartz IV“) wird zwar stark unter 

dem Aspekt ihrer Verteilungswirkungen 

diskutiert. Über die Organisationsform wird jedoch 

wenig gesprochen. Die geteilte Zuständigkeit für 

Arbeitslose und Arme zwischen dem Sozialversi-

cherungsträger Bundesanstalt für Arbeit und den 

kommunalen Trägern der Sozialhilfe war sicher 

reformbedürftig. Aus der konkreten Ausgestaltung 

sind aber sowohl die soziale Selbstverwaltung in 

der Bundes agentur wie die kommunale Selbstver-

waltung geschwächt hervorgegangen. Die beispiel-

lose Kla gewelle bei den Sozialgerichten ist nur zum 

Teil auf politisch und rechtlich strittige Fragen der 

Leistungshöhe, zu einem erheblichen Anteil aber 

auf eine fragwürdige Qualität der Verwaltung 

zurückzuführen, die keinem Selbstverwaltungsor-

gan Rechenschaft schuldet, sondern in ihrer Selbst-

bezogenheit weder im Arbeitsmarkt noch in der 

Kommune verankert ist. Die Zusammenarbeit von 

Bundesagentur-Verwaltung und Kommu nal verwal-

tung in den Arbeitsgemeinschaften wurde vielfach 

als institutionalisierte Verantwortungslo sigkeit 

eingestuft und schließlich vom Bundesverfassungs-

gericht eben wegen der unklaren Zuordnung von 

Verantwortlichkeiten als verfassungswidrig ange-

sehen. Doch haben Bund und Länder sich gemein-

sam entschieden, die Arbeitsgemeinschaften 

durch Änderung des Grundgesetzes fortzuschrei-

ben. Die neuen Logiken der scheinbar erfolgsorien-

tierten Steuerung in Argen und Bundesagentur 

haben im Übrigen vor allem bewirkt, dass diese 

sich um leicht vermittelbare Arbeitslose mit kurz-

fristigen Maßnahmen kümmern, während die 

tatsächlichen Problemgruppen des Arbeits marktes 

vielfach außen vor bleiben und die betrieblichen 

und tarifl ichen AkteurInnen zu wenig unterstützt 

 ˘
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werden. Günther Schmid zeigt anhand der Wei-

terbildung auf, dass eine nachhalti ge Arbeits-

marktpolitik in neuen Formen andere Schwer-

punkte setzen muss. Die kommunale Sozial politik 

ist dagegen auf Armutspolitik beschränkt, kann 

dabei aber den regionalen Arbeitsmarkt kaum 

beeinfl ussen. Joachim Schuster stellt am Beispiel 

Bremens dar, welche Handlungsspielräume der 

sozialdemokratischen Sozialpolitik auf der Ebene 

von Kommune und Land noch bleiben.

»Nicht nur hier, auch in der Sozialversiche-

rung erscheinen die einmal aufs Gleis 

gesetzten Träger der sozialen Sicherheit 

immer weniger als von gesellschaftlichen Inter-

essen abgeleitete und kontrollierte Institutionen, 

sondern als Träger eigener Interessen am Erhalt 

ihrer selbst, die der Bundesgesetzgeber mühsam 

zu steuern versucht. Ein Beispiel hierfür sind die 

Krankenkassen, Körperschaften des öffentlichen 

Rechts, die der Gesetzgeber in einen Wettbewerb 

geschickt hat, der seine politisch deklamierten 

Ziele einer besseren Versorgungsqualität und nie-

drigerer Verwaltungskosten nicht erreicht, sondern 

stattdessen gesundheitspolitisch unerwünschte 

Ziele wie Risikoselektion zu Lasten chronisch kran-

ker Versicherter produziert hat und die gemein-

same Verantwortung für die Infrastruk tur der 

Gesundheitsversorgung erschwert. Der zum Jah-

reswechsel startende Gesundheitsfonds mit ei-

nem morbiditätsorientierten Ausgleich zwischen 

den Krankenkassen bietet durchaus Ansätze, die-

se Probleme anzugehen, droht aber zugleich die 

aus sozialdemokratischer Sicht unerwünschten 

Nebenfolgen des Wettbewerbs wieder zu verschär-

fen. Bernard Braun schildert kritisch die Situation 

der sozialen Selbstverwaltung in den Krankenkas-

sen und die Diskussion um ihre Reform, Thomas 

Gerlinger, Kai Mosebach und Rolf Schmucker ana-

lysieren und bewerten die Folgen des Gesundheits-

fonds und Wolfgang Wodarg entwickelt eine Alter-

native zur bisherigen Ausrichtung am Kassenwett-

bewerb. In den drei Beiträgen wird deutlich, dass 

die Umwandlung der Krankenkassen von selbst-

verwalteten Institutionen der sozialen Sicherheit 

zu Unternehmen mit eigenen Interessen schon 

weit fortgeschritten ist und dass die Privatisierung 

und Kapitalisierung der gesetzlichen Krankenver-

sicherung eine mögliche Konsequenz ist. Dies 

zeigt, dass die Auseinandersetzung um die Bürger-

versicherung für Gesundheit und Pfl ege nicht nur 

ein Konflikt um die solidarische Finanzierung, 

sondern auch um das künftige Organisationsprin-

zip der sozialen Sicherheit ist. Sollen die fi nanziel-

len Mittler sozialer Sicherheit mit einem Eigen- 

und Gewinninteresse ausgestattet werden oder 

wird der Wettbewerb auf die Dienste und Einrich-

tungen des Sozial- und Gesundheitswesens konzen-

triert? Wird die Diskussion ordnungspolitisch prä-

zise geführt, könnten nicht nur Sozialdemokra-

tInnen, sondern auch refl ektierte Liberale und 

Konser va tive zu dem Ergebnis kommen, dass eine 

regio na li sierte Einheitsversicherung einen trans-

parente ren und politisch besser steuerbaren 

Ordnungsrahmen für einen Gesundheitsmarkt 

bildet, zu dessen Leistungen alle Zugang haben. 

Jedenfalls gilt es, die anstehenden Richtungsent-

scheidungen in der Gesundheitspolitik in der 

sozialdemokratischen Programmdebatte und im 

Wahlkampf zu thematisieren. 

Die Voraussetzungen der Diskussion sind gut: 

Solidarischer Ausgleich zwischen jung und alt, 

gesund und krank, arm und reich hat in der Be-

völkerung hohe Zustimmung. Banken und Privat-

versicherung werden nicht mehr als Alternative 

zu öffentlich kontrollierten Institutionen der so-

zialen Sicherheit wahrgenommen. Bürokratie und 

Selbstbeschäftigung der bestehenden öffentlichen 

Institutionen sind dagegen der wunde Punkt des 

real existierenden Sozialstaats. Die Linke in der 

Sozialdemokratie tut deshalb gut daran, sich hier 

nicht auf „Staat statt Markt“ reduzieren zu lassen, 

sondern den Kräften der solidarischen Selbsthilfe, 

kommunalen und sozialen Selbstverwaltung Raum 

zur Entfaltung zu schaffen. ó

û Kai Burmeister ist Gewerkschaftssekretär der IG Metall in Frankfurt. 
û Felix Welti ist Professor für Sozialrecht und Verwaltungsrecht an 
der Hochschule Neubrandenburg. Beide sind im SPW-Zusammenhang 
aktiv.
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»Dass mehr in lebenslanges Lernen zu in-

vestieren ist, gehört heute zum Katalog 

aller politischen Programme. Einigkeit be-

steht auch in den demografi schen, technologi-

schen, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen 

Begründungen für eine solche Politik. Aber wer 

soll das bezahlen? In dieser Frage unterscheiden 

sich die Geister. Zu ihrer Klärung ist zunächst ein-

mal Verständigung darüber zu erzielen, welche 

Menschen dabei besondere Förderung brauchen. 

Dann ist zu prüfen, wie eine faire Kosten- und 

Verantwortungsteilung zwischen Individuen, Be-

trieben und Staat aussehen könnte. Die Finanzie-

rung löst jedoch nicht alle Probleme. Auch Zeit 

und Motivation sind erforderlich, und die unglei-

che Verteilung dieser Ressourcen hemmt den 

notwendigen Quantensprung des lebenslangen 

Lernens. Darum stellt sich am Schluss die Frage, 

was Politik zur Beseitigung auch dieser Engpässe 

beitragen könnte.

ò  Welche Menschen brauchen 
besondere Förderung?

Die Mitgliedstaaten der EU haben sich im Rah-

men der „Europäischen Beschäftigungsstrategie“ 

verpfl ichtet, bis zum Jahre 2010 eine Beschäfti-

gungsquote von 70 Prozent zu erzielen. Dieses Ziel 

ist problematisch, denn es zählten nur Köpfe und 

nicht Qualitäten. Dennoch kann es als grobe Richt-

schnur dienen, wenn gefragt wird, welche Men-

schen eine besondere Förderung beim lebenslan-

gen Lernen brauchen. 

» Im internationalen Vergleich bewegt sich 

die Beschäftigungsquote der Menschen 

mit Hochschulabschluss längst zwischen 

80 bis 90 Prozent. Die Beschäftigungsquote der 

Menschen mit geringer Qualifi kation, also allen-

falls mit Hauptschulabschluss und ohne berufl iche 

Ausbildung, verharrt jedoch in der Sphäre zwi-

schen 50 und 60 Prozent. In Deutschland ist diese 

Differenz besonders ausgeprägt; sie beträgt mehr 

als 30 Prozentpunkte. Mit zunehmendem Alter 

wird sie noch größer. Bei den Beschäftigungsquo-

ten der Älteren sind es insbesondere die Frauen, 

die vom Ziel der EU noch weit entfernt sind. Noch 

krasser werden die Unterschiede zwischen Men-

schen mit und ohne Migrationshintergrund. Nach 

diesen Daten lassen sich leicht die Zielgrup pen 

für lebenslanges Lernen benennen: Geringqualifi -

zierte, Ältere, Frauen und Menschen mit Migra-

tionshintergrund. 

 ˘

Investieren in lebenslanges Lernen! 
Aber wer soll das bezahlen?

von Günther Schmid ó ó
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»Daraus sollte aber nicht gefolgert werden, 

weitere Investitionen in lebenslanges Ler-

nen ausschließlich auf diese Zielgruppen 

zu richten. Deutschland hinkt in der Weiterbildungs-

fi nanzierung generell gegenüber den besonders 

erfolgreichen Beschäftigungssystemen hinterher. 

Zwar nicht notwendigerweise im Umfang der 

investierten Mittel, aber vor allem in der Zahl der 

Teilnehmenden, der Effektivität der Weiterbildung 

und der Schiefl age der Weiterbildungsaktivitäten 

zugunsten von Großbetrieben. Kleine und mittle-

re Betriebe sollten deshalb ebenfalls in das Visier 

des lebenslangen Lernens genommen werden.

Der Ausbau der Weiterbildungsfi nanzierung 

sollte also prinzipiell für alle Erwachsenen gelten, 

die angegebenen Zielgruppen jedoch besonders 

fördern. Jede in der Erstausbildung benachteiligte 

Person sollte im Lebenslauf eine zweite Chance 

bekommen. Das wäre auch gerecht – etwa gegen-

über AkademikerInnen, die einen geraden Bildungs-

weg beschreiten und bis zum Eintritt in den Beruf 

etwa 16 Jahre lang hohe Bildungstransfers erhal-

ten. Warum soll die Förderung der Bildungschan-

cen ab einem bestimmten Alter abgeschnitten 

werden?

ò  Aber wer soll das bezahlen? 

Einen ersten Anhaltspunkt bietet die Kostentei-

lung der derzeitigen Finanzierung. Die Gesamt auf-

wendungen für berufl iche Weiterbildung betru gen 

nach Berechungen des Berufsbildungsinstituts im 

Jahr 2004 rund 35 Mrd. Euro. Brutto, also ohne 

Berücksichtung von Steuerabzügen, tragen die 

Unternehmen davon 47,6 Prozent, also knapp die 

Hälfte der Kosten, die Individuen 39,3 Prozent und 

der Staat einschließlich Bundesagentur für Arbeit 

13,1 Prozent. Korrigiert man die Bruttokosten um 

Möglichkeiten des Steuerabzugs, Steuerminder-

einnahmen und indirekte Kosten, dann ergibt sich 

eine Aufteilung der Kosten von 30 Prozent für 

Betriebe, 38 Prozent für Individuen und 33 Prozent 

für Staat und Bundesagentur. 

»Heute schon tragen also die Individuen den 

Großteil der Weiterbildungskosten, ohne 

allerdings die Sicherheit zu haben, dass 

sich das auch auszahlt. Daraus können zwei 

Schlüsse gezogen werden. Erstens kann das indivi-

duelle Bildungssparen nicht das zentrale Funda-

ment einer erweiterten Weiterbildungsfi nanzie-

rung sein. Gerade die Geringqualifi zierten sind – 

wenn überhaupt – nur im bescheidenen Umfang 

in der Lage, für Bildungsinvestitionen zu sparen. 

Zweitens weist die Kosten-Nutzen-Bilanz von 

Weiterbildungsinvestitionen beim derzeitigen For-

schungstand darauf hin, dass eine faire Kosten-

teilung zwischen Individuen, Betrieben und Staat 

von jeweils etwa einem Drittel anzusetzen ist. Das 

gilt jedoch nur für den Durchschnitt. Werden Ge-

ringqualifi zierte als vorrangige Zielgruppe anvisiert, 

muss der staatliche Anteil für diese Zielgruppe 

höher sein. 

Wie könnte eine derart gezielte Umverteilung 

aussehen, die auch zu einer der ganzen Volkswirt-

schaft nutzenden Investitionssteigerung führt? 

Eine Möglichkeit bestünde in der Einrichtung ei-

nes persönlichen Entwicklungskontos im Rahmen 

der bestehenden Arbeitslosenversicherung. 

»Diese Idee basiert zunächst auf einer 

grundlegenden Annahme über die moder-

ne Arbeitswelt. Immer mehr Menschen 

werden im Lebenslauf ihren Arbeitsplatz oder 

zumindest ihr Beschäftigungsverhältnis wechseln 

müssen. Darum liegt es nahe, nicht nur das Risiko 

des völligen Lohnausfalls bei unfreiwilliger Arbeits-

losigkeit, sondern auch die Risiken bei wechseln-

den Beschäftigungsverhältnissen abzudecken. Das 

gilt insbesondere für das Risiko der Minderung 

der Beschäftigungsfähigkeit im Lebenslauf. Die 

Hauptursache für das Eintreten dieses Risikos ist 

mangelnde oder erodierende Bildung.

Der Gedanke der Ausweitung der Versicherung 

auch auf solche Risiken beruht auf einer weiteren 

grundlegenden Annahme: Auf der einen Seite ist 

mit Versicherungen immer ein moralisches Risiko 

verbunden. Das heißt, wer versichert ist, neigt 
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dazu, die Versicherung auszunutzen. Jede Versiche-

rung fördert aber auf der anderen Seite auch Risiko-

bereitschaft. Und eine solche Bereitschaft ist nun 

mal für eine Wirtschaft mit hoher Innovationsdy-

namik und für einen entsprechend funktionsfähi-

gen Arbeitsmarkt notwendig: beispielsweise die 

Bereitschaft des Lernens in der Berufstätigkeit, des 

Arbeitsplatz- und Berufswechsels, des Statuswech-

sels von der Unselbständigkeit in die Selbständig-

keit, des Arbeitszeitwechsels, etwa von der Vollzeit 

zur Teilzeit in Kombination mit Bildung oder Pfl e-

ge der Kinder oder kranken Eltern. Die Frage, wer 

die höheren Investitionen in lebenslanges Lernen 

fi nanzieren soll, kann daher auch als Frage gestellt 

werden: Wie kann das innovative oder investive 

Verhaltensrisiko gefördert werden?

Um das innovative Verhaltensrisiko zu stärken, 

könnte ein Teil des bisherigen Beitrags zur Arbeits-

losenversicherung – zum Beispiel ein Prozent-

punkt – als persönliches Entwicklungskonto an-

gelegt werden. Die derzeit günstige Finanzlage 

der Bundesagentur für Arbeit könnte genutzt 

werden, die Reduzierung des Beitragssatzes zu-

gunsten solcher Konten moderater als geplant 

ausfallen zu lassen. 

»Diese beitragsfi nanzierten Konten sollten 

aus allgemeinen Steuermitteln in einer 

Weise ergänzt werden, dass alle Beschäf-

tigten unabhängig von ihrer Leistungsfähigkeit 

auf den gleichen Kontenstand kommen. Tarifver-

träge könnten die Konten aufstocken. Die Beitrags-

pfl icht würde auf der einen Seite das persönliche 

Lebenseinkommen zugunsten der „rush-hour“ im 

Lebenslauf umverteilen, also den Menschen Geld 

zur Verfügung stellen, wenn sie es am nötigsten 

haben. Auf der anderen Seite würde der geregelte 

Steuerzuschuss in maßvoller Weise Einkommen 

zugunsten von Menschen umverteilen, die in der 

Erstausbildung benachteiligt und hohen Erwerbs-

risiken ausgesetzt sind. 

» Persönliche Entwicklungskonten würden 

Beschäftigten also Ansprüche gutschrei-

ben, ohne dass die verabredeten Summen 

tatsächlich schon angespart sind. Das heißt, sie 

erhielten Ziehungsrechte aus diesen Konten nach 

Regeln arbeitsmarktpolitischer Zweckmäßigkeit. 

Im Gegensatz zu den individuellen Sparkonten 

derzeitiger Vorschläge zur Privatisierung der Ar-

beitslosenversicherung wären mit persönlichen 

Entwicklungskonten auch keine „Eigentumsrech-

te“ verbunden. Die Lottogewinner im Arbeitsleben, 

die ohne Arbeitslosigkeit oder größere berufl iche 

Anpassung davon kommen, sollten die so gebun-

denen Beiträge nicht als Rentenaufschlag mitneh-

men können. Werden Entwicklungskonten in der 

Erwerbsphase nicht genutzt, verfallen sie am Ende 

des Erwerbslebens. 

Der Beitragssatz von einem Prozentpunkt des 

Bruttolohns – anteilig von Arbeitnehmenden und 

Arbeitgebenden fi nanziert – erbrächte derzeit ein 

Volumen von etwa 7,5 Mrd. Euro für persönliche 

Entwicklungskonten. Mit entsprechend ergänzten 

Steuermitteln könnte das Gesamtvolumen auf 15 

Mrd. Euro aufgestockt werden. Umgerechnet auf 

27 Millionen sozialversicherungspfl ichtige Beschäf-

tigte und einer durchschnittlichen Arbeitslebens-

dauer von 40 Jahren ergäbe sich ein persönliches 

Entwicklungskonto von etwa 22.000 Euro. Wün-

schenswert wäre eine Ausweitung der Versiche-

rungspfl icht auf alle Erwerbstätigen, also auch auf 

Beamte, Selbständige und geringfügig Beschäf-

tigte. Entsprechend würden sich dann auch die 

hier angeführten Orientierungsdaten verändern.

Das persönliche Entwicklungskonto wäre eine 

Ergänzung und kein Ersatz für den „aktiven“ Be-

standteil bisheriger Arbeitsmarktpolitik. In arbeits-

marktpolitisch begründeten Fällen sollte Arbeits-

losen also nach wie vor mit vermittlungsfördernden 

Maßnahmen, fi nanziert aus dem rein soli darischen 

Beitragstopf der Arbeitslosenversicherung, unter 

die Arme gegriffen werden. Die Entnahme aus 

dem Konto sollte der individuellen Entscheidung 

überlassen bleiben, aber an bestimmte Bedingun-

gen geknüpft werden. Generell sollten die Konten 

zur Finanzierung des Erhalts oder der Verbesserung 
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der Beschäftigungsfähigkeit dienen, insbesonde-

re für Weiterbildung, eventuell auch zum Einkom-

mensausgleich infolge reduzierter Arbeitszeiten 

und zur Überbrückung geminderter Verdienste 

infolge von Leistungsminderungen. 

In einem Anfangsschritt könnte das Ziehungs-

recht auf die Priorität der berufl ichen Weiterbil-

dung eingeschränkt werden. Die Kontrolle der 

Einhaltung dieser Bedingung könnte über eine 

Weiterbildungsvereinbarung mit dem entsprechen-

den Betrieb und zugelassenen Beratungsinstitu-

tionen erfolgen.

Persönliche Entwicklungskonten als neues 

Element der Arbeitslosenversicherung – die von 

nun an besser Arbeits- oder Beschäftigungsver-

sicherung hieße – hätten mehrere Vorteile: 

ò  Erstens würden sie zur Minderung des morali-

schen Risikos beitragen, da der regelgebundene 

Steuerbeitrag zum persönlichen Entwicklungs-

konto das Äquivalenzprinzip des rein solidari-

schen Versicherungsanteils stärkt. Leistungen 

wie Finanzierung der Weiterbildung, die über 

das Versicherungsprinzip im engeren Sinne hi-

naus gehen, werden in stärkerem Maße als bis-

her durch allgemeine Steuermittel fi nanziert. 

ò  Zweitens stärken persönliche Entwicklungskon-

ten die Autonomie der Beschäftigten. Sie ver-

setzen sie in die Lage, den Unternehmensfüh-

rungen selbstbewusst gegenüberzutreten und 

Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigungs-

fähigkeit auszuhandeln. Darüber hinaus min-

dern sie auch das Ungerechtigkeitsgefühl, bei 

langen Beitragszahlungen „enteignet“ zu wer-

den. Denn über einen Teil der in einem Erwerbs-

leben eingezahlten Beiträge kann jetzt – je 

nach Lebenslage und im Rahmen eines kalkulier-

baren Regelsystems – frei verfügt werden. 

ò  Drittens werden Maßnahmen, die aus den eige-

nen Ziehungsrechten mitfinanziert werden, 

ver mutlich auch effi zienter als ausschließlich 

fremdfi nanzierte Maßnahmen sein. Denn ne-

ben dem Interesse, das persönliche Konto aus-

zuschöpfen, ist zu erwarten, dass die Maßnah-

men aus Eigeninteresse sorgfältig ausgewählt 

und hoch motiviert umgesetzt werden. Da die 

Konten übertragbar sind, fördern sie schließlich 

auch die zwischenbetriebliche Mobilität.   

ò  Viertens erhöhen persönliche Entwicklungs-

konten den Anreiz, aus dem informellen Sektor 

oder aus der Schwarzarbeit in den formellen 

Beschäftigungssektor zu wechseln. 

ò  Fünftens würden persönliche Entwicklungs-

konten einen weiteren Modernisierungsschub 

von Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ansto-

ßen. Vor allem bildungsbedürftige Arbeitneh-

mende verfügen nur über sehr begrenzte 

Informationen für eine rationale Lebens-

planung. Sie haben besonderen Beratungsbe-

darf. Das gilt auch auf der Nachfrageseite. 

Kleine und mittlere Unternehmen, die nun 

her aus gefor dert sind, eine Weiterbildungskul-

tur in ihre Arbeitsorganisation einzubauen, 

werden einen hohen Beratungsbedarf für Per-

sonalentwicklung haben.
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ò  Wie können Zeit- und Motivations-
ressourcen mobilisiert werden?

Finanzierung alleine löst weder das Problem 

mangelnder individueller Weiterbildung im Lebens-

lauf noch das Problem der Unterinvestition in 

Bildung von vielen Betrieben. Zwei weitere Ressour-

cen als Voraussetzung für den Ausbau der Weiter-

bildung müssen berücksichtigt werden: Zeit und 

Motivation. Beide Ressourcen sind gerade bei den 

eingangs herausgehobenen Zielgruppen besonders 

knapp. Welche Lösungsmöglichkeiten stehen offen?

Wie immer der Ausbau der Weiterbildungsfi nan-

zierung gestaltet sein wird, erscheint es sinnvoll, 

Weiterbildungskonten mit Zeitkonten zu verbin-

den. Diese Zeitkonten müssen übertragbar sein, 

und der Staat sollte für Ausfallbürgschaft sorgen, 

falls die Zeitkonten zu zerfallen drohen. Darüber 

hinaus sind die individuellen Rechte der Weiter-

bildung zu erweitern oder zu stärken. Nur letztlich 

einklagbare Rechte erweitern den Zeithorizont, 

der für eine lebenslauforientierte Arbeitsmarkt-

politik und für einen Quantensprung der Weiter-

bildung unersetzlich ist.

Auf der anderen Seite des Arbeitsmarktes ist 

auch der weiterbildungsfreundliche Zeithorizont 

der Betriebe zu erweitern. Das gilt z.B. für anstehen-

de Entlassungen. Die Betriebe müssen stärker in 

die Verantwortung gezogen werden, den Übergang 

der zu entlassenden Personen in eine neue Beschäf-

tigung, etwa durch Weiterbildungsinvestitionen, 

zu unterstützen. Im Musterland Dänemark, in dem 

Unternehmen angeblich Heuern und Feuern kön-

nen wie sie wollen, haben Arbeitnehmende nach 

vier Jahren Betriebszugehörigkeit das Recht, fünf 

Monate vor der Kündigung vorgewarnt zu werden. 

Darüber hinaus sind die Betriebe verpfl ichtet, die-

se fünf Monate als Aktivzeit zu nutzen und die 

Gekündigten in dieser Zeit beim Übergang in eine 

neue Berufstätigkeit zu unterstützen. Es gibt also 

auch in Dänemark Arbeitsplatzschutz für eine 

Übergangszeit. Diese wird aber genutzt, um vor 

allem mit Weiterbildungsmaßnahmen die Beschäf-

tigungssicherheit zu verbessern. 

Nicht minder bedeutend für eine gesteigerte 

Bildungsintensität von Erwachsenen sind die Moti-

vationsressourcen. Gerade bei Geringqualifi zierten 

wird die Lust auf Weiterbildung dadurch stark 

gedämpft, dass sie dafür meist keine bessere Be-

zahlung erwarten können. Hier könnten Tarifpoli-

tik und Betriebsvereinbarungen für entsprechende 

fi nanzielle Anerkennung sorgen. Motivation wird 

aber nicht nur durch fi nanzielle Anreize gefördert, 

sondern auch durch Anerkennung, die sich auch 

ohne große fi nanzielle Ressourcen fördern lässt. 

Beispielsweise über Zertifi kate, die Mobilitätsoptio-

nen in andere Länder öffnen, etwa den Bildungspass 

für europäische Kernberufe wie Kraftfahrzeugme-

chaniker oder professionelle Pfl egedienste. 

Wie verhält es sich mit der Weiterbildungsmo-

tivation von Betrieben? Kann die Angst vor Wilde-

rei – das heißt die Abwerbung von Mitarbeite-

rInnen, in welche Betriebe durch Weiterbildung 

investiert haben – gemindert werden? Neuere 

Untersuchungen zeigen, dass weiterbildungsak-

tive Betriebe nicht nur in arbeitsplatznotwendige 

Weiterbildung investieren, sondern oft darüber 

hinaus und auch in marktfähige Weiterbildung. 

Dadurch, dass ein Betrieb über den unmittelbaren 

Bedarf hinaus und sogar in allgemeine Qualifi ka-

tionen investiert, schafft er ein Sicherheitspolster 

in Krisensituatio nen. Gleichzeitig erhöht er die 

Motivation der Beschäftigten, denn diese fühlen 

sich sicherer, wenn sie Optionen und Verhandlungs-

möglichkeiten haben. Schließlich ist noch auf das 

Reputations motiv als mögliche Förderungsressour-

ce hinzuwei sen. Ein Betrieb, der für seine Weiter-

bildungskultur bekannt ist, zieht die besseren 

Arbeitkräfte an. Dieses Motiv könnte dadurch ge-

fördert werden, dass Betrieben die Möglichkeit 

gegeben wird, ihre Weiterbildungskultur einschät-

zen und anerkennen zu lassen. Mehr in lebens-

lan ges Lernen inves tieren heißt auch, eine Aner-

kennungskultur zu fördern und – vor allem junge 

– Menschen zu kalku lierten Abenteuern zu ermun-

tern. Hier kann mit wenigen Mitteln viel erreicht 

werden.  ó

û Dr. Günther Schmid ist Professor für Ökonomische Theorie der 
Politik an der Freien Universität Berlin sowie Direktor der Abteilung 
Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigung am Wissenschaftszentrum 
Berlin.
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Kommunale Politik 
für sozialen 
Zusammenhalt

von Joachim Schuster

ó ó

»Der letzte Armuts- und Reichtumsbericht 

der Bundesregierung belegt eindeutig: Die 

soziale Spaltung ist in den letzten Jahren 

erheblich gewachsen. Die Einkommensspreizung 

nimmt zu. Dieser zunächst abstrakte Befund ist 

vor allem in den großen Städten zu spüren. Die 

Stärkung des sozialen Zusammenhaltes wird da-

mit eine zentrale politische Aufgabe.

Kommunale Politik allein kann das Armutspro-

blem nicht lösen. Ohne eine engagierte Bundespo-

litik bleiben kommunale Anstrengungen letztlich 

wirkungslos. Die notwendige Einkommens umver-

teilung, die Gewährleistung einer ausreichenden 

Grundsicherung, die Bekämpfung der Massenar-

beitslosigkeit durch eine beschäftigungsorientier-

te Wirtschaftspolitik wie auch die Rahmensetzung 

für die Ausgestaltung der Arbeitsbeziehungen 

sind ohne Zweifel Aufgaben, die vorrangig und 

wirkungsvoll nur vom Bund gewährleistet werden 

müssen. Allerdings müssen auch Kommunen ihre 

Möglichkeiten umfassend ausschöpfen. Armut und 

soziale Spaltung ist nicht nur eine Frage materiel-

ler Ressourcen, sondern auch eine Frage der Mög-

lichkeiten der Lebensgestaltung. 

Erklärter Schwerpunkt der rot-grünen Regierung 

in Bremen ist es, trotz der bestehenden Haushalts-

notlage dieser Entwicklung entgegen zu wirken. 

Im folgenden sollen die Eckpunkte dieser Politik 

umrissen werden.

ò  Trends sozialer Spaltung am Beispiel 
der Stadt Bremen 

Trotz der guten Konjunktur der letzten Jahre 

und der damit erheblichen Verbesserung der Be-

schäftigungssituation beziehen in Bremen rund 

74.000 Menschen Arbeitslosengeld bzw. soweit 

sie noch nicht erwerbsfähig sind Sozialgeld. Da-

runter sind ca. 25.000 Kinder unter 15 Jahren. 

Anders ausgedrückt: Drei von zehn Kindern in 

Bremen leben von Sozialtransfers, in einigen 

Stadtteilen sogar deutlich über die Hälfte aller 

Kinder. Weiterhin erhalten rund  8.000 Menschen  

Grundsiche rung nach dem SGB XII (Grundsiche-
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rung im Alter und Hilfe für nicht erwerbsfähige 

Personen) sowie weitere ca. 4.000 nach dem 

Asylbewerberleistungs gesetz. Damit leben rund 

16 Prozent der bremischen Bevölkerung direkt von 

Sozialtransfers. 

Die ökonomische Situation zeigt sich auch an 

einem anderen Indikator: In Bremen ist inzwischen 

jeder siebte Einwohner überschuldet oder über-

schuldungsgefährdet. Auch dieses Problem konzen-

triert sich in einzelnen Stadtteilen. In den am 

meisten belasteten Gebieten ist inzwischen jeder 

dritte Einwohner überschuldet oder überschul-

dungsgefährdet.

»Armut zeigt sich aber nicht nur als mate-

rielle Armut. Sie strahlt auf die Lebensper-

spektiven und Teilhabemöglichkeiten der 

Betroffenen insgesamt aus. Und auch hier zeigt 

sich eine deutliche räumliche Segregation. Die 

Lebenserwartung ist in den am stärksten belas-

teten Stadtteilen bei Frauen um fünf Jahre und 

bei Männern um acht Jahre geringer als in den 

wohlhabenden Gegenden. Armut spiegelt sich 

zudem in mangelnden Bildungschancen wieder. 

Die Zahl der Kinder ohne Schulabschluss ist in den 

von Armut betroffenen Schichten um ein vielfa-

ches höher als in wohlhabenderen Bevölkerungs-

gruppen. Mit geringen oder gar keinen Bildungs-

abschlüssen ist aber zugleich die Erwerbsbiogra-

phie negativ vorbelastet.

Menschen mit Migrationshintergrund sind 

deutlich stärker von Armut betroffen als die deut-

sche Bevölkerung. Zwar ist auch diese Bevölke-

rungsgruppe sehr differenziert zu betrachten. 

Gleichwohl gibt es innerhalb der Gruppe der Men-

schen mit Migrationshintergrund eine Konzent-

ration dieser Problemlagen. Ebenso besteht eine 

Konzentration sozialer Probleme und Armut bei 

Frauen. Insbesondere alleinerziehende Frauen 

haben ein deutlich höheres Armutsrisiko als der 

Rest der Bevölkerung.

ò  Ursachen der sozialen Spaltung

Die Ursachen dieser Entwicklung sind vor allem 

in drei Bereichen zu fi nden:

a)   Trotz einer ausgesprochen guten konjunkturel-

len Entwicklung hat sich in Bremen die Lang-

zeitarbeitslosigkeit verfestigt.

b)   Die Ausdehnung prekärer Arbeitsverhältnisse 

führt dazu, dass die Gruppe der Beschäftigten 

wächst, die trotz Erwerbsarbeit auf aufstocken-

de Grundsicherung angewiesen sind, weil ihr 

Einkommen nicht ausreicht. In Bremen bezie-

hen rund 12.000 Menschen Leistungen nach 

dem SGB II, obwohl sie Einkommen – zum Teil 

aus einer Vollzeittätigkeit – beziehen.

c)   Alleinerziehende sind häufi g nicht in der Lage, 

ihren Lebensunterhalt durch eigene Erwerbs-

tätigkeit zu decken, weil Kinderbetreuungs-

möglichkeiten fehlen, mit Teilzeitbeschäftigung 

kaum armutsfeste Einkommen zu erzielen sind 

und/oder die Unterhaltszahlungen des anderen 

Elternteils aus unterschiedlichen Gründen un-

zureichend sind.

ò  Kommunale Handlungsmöglichkeiten

Kommunale Sozialpolitik ist nicht in der Lage, 

die Ursachen von Armut beseitigen oder auch nur 

maßgeblich beeinfl ussen zu können. Die Verände-

rung der primären Einkommensverteilung wie 

auch die Schaffung einer hinreichenden Zahl von 

Beschäftigungsverhältnissen überfordert die kom-

mu nalen Möglichkeiten vor allem in fi nanzieller 

häufi g aber auch in fachlicher Hinsicht. 

Gerade wegen dieser fi nanziellen Restriktionen 

darf die kommunale Sozialpolitik nicht der Ver-

suchung erliegen, vermeintliche soziale Wohltaten 

auszuschütten. Die Forderungen sind zahlreich 

und häufi g auch populär, gleichwohl selten im 

Haushalt darstellbar. Zudem würden dadurch 

Mittel gebunden, die an anderer Stelle dann für 

wirkungsvolle Maßnahmen zur Stärkung des sozia-

len Zusammenhaltes fehlen. In Bremen konkre-

tisiert sich dies zur Zeit an der Einführung eines 
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Sozialticket für den öffentlichen Nahverkehr. Rot-

grün setzt hier auf ein kostenneutrales Ticket mit 

einem Preisnachlass gegenüber dem regulären 

Ticket von etwa 30% während die Linke ein mög-

lichst billiges Ticket befürwortet, welches mehre re 

Millionen Zuschüsse an die Verkehrsgesellschaft 

erfordern würde. Da die positiven Wirkungen eines 

Sozialtickets begrenzt sein werden, scheut die Lan-

desregierung, hier knappe Gelder zu verausgaben. 

»Angesichts der extremen Haushaltsnot-

lage sind die fi nanziellen Handlungsspiel-

räume gering. Allein auf die Sozialleistun-

gen im engeren Sinne entfallen rund 20 Prozent 

der bremischen Ausgaben. Allein schon deswegen 

ist es unumgänglich, eine Politik der Stärkung des 

sozialen Zusammenhaltes vorrangig als Schwer-

punktsetzung innerhalb der jeweiligen Politikfelder 

und als Politikfelder übergreifende Maßnahmen zu 

konzipieren.

Leitlinie einer fortschrittlichen Sozialpolitik soll-

te daher nicht die Alimentierung der Armut sein, 

sondern um die Schaffung einer sozialen Infrastruk-

tur, die Verhinderung sozialer Entmischung sowie 

die Förderung der Entwicklungsfähig keit der ge-

samten Gesellschaft. Dabei geht es um eine inte-

grierte Politik, die sich nicht nur auf sozialpolitische 

Maßnahmen beschränkt, sondern alle kommuna-

len Politikfelder einbeziehen sollte. Bestandteil 

einer solchen Politik muss die Aktivie rung der Zivil-

gesellschaft und die Beteiligung der Betroffenen 

sein. Dies erfordert eine kleinräumige, auf Stadtteil- 

oder Quartiersebene ausgerichtete Politik.

ò  Eckpunkte

a)  Im Rahmen der Grundsicherung ist den Kom-

munen die Aufgabe zugewiesen, die Kosten 

der Unterkunft zu tragen, soweit sie als ange-

messen zu bewerten sind. Die Angemessenheit 

kann nur im Kontext des jeweiligen Wohnungs-

marktes festgelegt werden. Entscheidend ist 

nun, wie dieser Ermessensspielraum ausgeübt 

wird. Zu niedrige anerkannte und damit auch 

zu erstattenden Wohnungskosten können er-

hebliche Folgewirkungen haben, weil Umzüge 

von teurem in billigeren Wohnraum häufi g den 

Umzug in benachteiligte Stadtteile bedeutet. 

Dies fördert soziale Entmischung und räumliche 

Segregation. Um dieser Gefahr entgegenzuwir-

ken hat Bremen nach Stadtteilen differenzierte 

Mietobergrenzen festgelegt, damit Bezug von 

Transferleistungen der Grundsicherung eben 

nicht die Ursache für einen Umzug in sozial 

benachteiligte Stadtteile wird.

 b)  Statt auf monetäre Transfers setzt Bremen auf 

einen Ausbau der sozialen Infrastruktur. Diese 

Maßnahmen sind nicht nur als eine Hilfe für 

Arme zu konzipiert, sondern sollen die Lebens-

bedingungen der gesamten Bevölkerung im 

Stadtteil positiv beeinfl ussen. Damit wird auch 

ein wesentlicher Beitrag gegen soziale Entmi-

schung geleistet.

Von besonderer Bedeutung sind in diesem 

Kontext etwa eine entsprechende Ausstattung 

der Bildungseinrichtungen, von den Kitas über die 

Grundschulen hin zu den weiterführenden Schulen. 

Bei begrenzten kommunalen Finanzen wird es 

dabei häufi g unumgänglich sein, Schwerpunkte 

zu bilden. So sind beispielsweise in Bremen Kitas 

mit überdurchschnittlich vielen Kindern aus benach-

teiligten Verhältnissen besser mit Personal aus-

gestattet, als Kitas in privilegierten Gegenden. Ziel 

ist es, damit besondere Förderungen zum Ausgleich 

sozialer Benachteiligung zu ermöglichen. 

Der Ausbau der Schulen zu Ganztagsschulen, 

die Verlängerung von Betreuungszeiten für Kinder, 

das Angebot eines kostenlosen Mittagsessens in 

Ganztagsschulen und Kitas für Transferempfänger, 

die Öffnung der Schulen und Kitas in den Stadtteil 

wie auch die Verstärkung der Elternarbeit sind 

weitere bedeutende Punkte.

Weitere wesentliche Elemente sind Maßnah-

men zur Gesundheitsförderung durch dezentrale 

Beratungsangebote oder auch durch die Förde-

rung der Mitgliedschaft von sozial benachteiligten 

Kindern und Jugendlichen in Sportvereinen.
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c)  Trotz der guten Konjunktur sind die Erfolge beim 

Abbau der Arbeitslosigkeit begrenzt. Es zeigt 

sich eine verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit. 

Viele Langzeitarbeitlose haben aus unterschied-

lichen Gründen nur geringe bis keine Chancen, 

auf absehbare Zeit am ersten Arbeitsmarkt Fuß 

zu fassen. Hier gilt es mit öffentlich geförderter 

Beschäftigung anzusetzen, wenn diese Perso-

nen nicht dauerhaft abgeschrieben werden 

sollen. In Bremen wurde deshalb unter Aus nut-

zung der bundespolitischen Förder mög lich -

kei ten ein Programm aufgelegt, mit dem Lang-

zeit arbeitslose mit mehreren sogenannten 

Vermitt  lungshemmnissen in sozialversiche-

rungs pfl ichtige Beschäftigung gebracht werden. 

Inhaltlich werden mit diesem Programm gesell-

schaftlich sinnvolle Tätigkeiten vorrangig in 

sozial benachteiligten Stadtteilen gefördert. 

d)   Die Stärkung des sozialen Zusammenhaltes 

erfordert auch eine entsprechende Ausrich-

tung und Nutzung städtebaulicher Programme. 

Die städtische Investitionspolitik kann maßgeb-

lich in sozial benachteiligten Stadtteilen dazu 

beitragen, soziale Problemlagen zu entschärfen. 

Gerade in Stadtteilen mit Großwohnanlagen 

gibt es einen erheblichen Bedarf an Investitio-

nen zum Stadtumbau.

e)   Eine integrierte Politik zur Stärkung des sozia-

len Zusammenhaltes kann nur erfolgreich sein, 

wenn es gelingt die Betroffenen selbst und 

die Kräfte der Zivilgesellschaft umfassend mit 

einzubeziehen. Es geht um ein zumeist auf 

Stadtteilebene zu verortendes Netzwerk unter-

schiedlichster Institutionen und Organisatio-

nen, angefangen bei kommunalen Einrichtun-

gen und Ämtern über Stadteilinitia tiven, Ar-

beitsloseninitiativen bis hin zu Sportvereinen. 

Solche Netzwerke bedürfen der Unterstützung. 

In Bremen gibt es dazu bereits seit zehn Jahren 

ein überaus erfolgreiches Programm „Wohnen 

in Nachbarschaften“ (WiN). In dem Programm 

werden in nach Sozialindikatoren ausgewähl-

ten Stadtteilen/Quartiere Stadtteilmanager 

eingesetzt, die eine Vernetzung vor Ort orga-

nisieren. Unterstützt wird dies durch einen 

Bewohnerfonds, der für von den Bewohnern 

und Initiativen im Stadtteil/Quartier selbst 

initiierte Maßnahmen Finanzmittel bereit stellt. 

Die Vergabe der Mittel erfolgt in Quartiersver-

sammlungen in denen die Mittel nach dem 

Konsensprozess von den Bewohnern selbst ent-

schieden wird. Je nach Größe und Problemla-

gen der Quartiere werden zur Zeit über diesen 

Weg bis 150.000 Euro konsumtive und 150.000 

Euro investive Mittel pro Quartier vergeben.

Häufi g lokalisieren sich derartige Aktivitäten 

räumlich um Quartierszentren herum. Das Pro-

gramm läuft seit vielen Jahren höchst erfolgreich 

und hat maßgeblich zur Stabilisierung benachtei-

ligter Quartiere beigetragen.

»Zusammenfassend ist festzuhalten: Kom-

munale Politik ist nicht in der Lage, die 

sozialen Problemlagen aufzulösen. Die skiz-

zierte integrierte Strategie zur Stärkung des sozia-

len Zusammenhaltes kann aber wesentlich dazu 

beitragen, die soziale Lage zu stabilisieren, nega-

tive Folgen der sozialen Spaltung zu begrenzen 

und die Lebens- und Entwicklungsmöglichkeiten 

auch für sozial benachteiligte Bevölkerungsgrup-

pen erheblich zu verbessern.  ó

û Dr. Joachim Schuster ist Staatsrat für Arbeit, Jugend und Soziales 
in Bemen.
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» Am 1. Januar 2009 tritt der Gesundheits-

fonds in Kraft, das Kernstück des von der 

großen Koalition im Frühjahr 2007 beschlos-

senen „Gesetzes zur Stärkung des Wettbewerbs 

in der Gesetzlichen Krankenversicherung“ (GKV-

WSG). Der Fonds ist Ergebnis eines gesundheits-

politischen Kompromisses der Regierungsparteien, 

deren unterschiedliche Reformvorstellungen hin-

sichtlich der künftigen Finanzierung der GKV 

(Bürgerversicherung vs. Kopfprämie) nicht mitei-

nander vereinbar waren. Das Modell des Gesund-

heitsfonds ist von verschiedener Seite, nicht zuletzt 

von den Krankenkassen, heftig kritisiert worden. 

Dennoch beharrte die Bundesregierung auf des-

sen Konstruktionsprinzipien und auf dem Zeitplan 

für seine Einführung. 

ò  Was ändert sich?

Zukünftig fl ießen die Beitragseinnahmen der 

gesetzlichen Krankenkassen in einen Fonds und 

werden durch einen steuerfi nanzierten Bundes-

zuschuss ergänzt, der bis 2014 auf 14 Mrd. Euro 

ansteigen soll. Die Krankenkassen erhalten aus 

dem Fonds einen festen Betrag je Versichertem 

und einen Risiko-Zuschlag, für dessen Höhe Alter 

und Geschlecht der Versicherten sowie – das ist 

neu – bestimmte Krankheitsmerkmale („Morbi-

RSA“) maßgeblich sind. Mit Wirkung vom 1.1.2009 

legt die Bundesregierung per Rechtsverordnung 

ohne Zustimmung des Bundesrats einen bundes-

einheitlichen Beitragssatz fest. Die Krankenkassen 

verlieren somit ihre Kompetenz zur Beitragssatz-

gestaltung. Ab 2009 wird der bundeseinheitliche 

Beitragssatz (zunächst) 15,5 Prozent betragen.

Risiken und Nebenwirkungen des 
Gesundheitsfonds

von Thomas Gerlinger, Kai Mosebach und Rolf Schmucker ó ó
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»Kann eine Krankenkasse ihre Ausgaben mit 

den ihr zugewiesenen Mitteln nicht mehr 

decken, muss sie entweder die kassenspe-

zifi schen Leistungen kürzen oder einen Zusatz-

beitrag erheben, der allein von den Versicherten 

– und nicht vom Arbeitgeber – aufgebracht wird. 

Der Zusatzbeitrag kann pauschal oder prozentual 

zum Einkommen erhoben werden und soll – zu-

mindest bislang – ein Prozent der beitragspfl ich-

tigen Einnahmen des Mitglieds nicht überschrei-

ten (2009 sind dies bis zu 36,75 Euro pro Monat, 

da die Beitragsbemessungsgrenze bei 3.675 Euro 

liegt). Allerdings wird eine Einkommensprüfung 

erst ab einem monatlichen Zusatzbeitrag von 

mehr als acht Euro vorgenommen. Wer weniger 

als 800 Euro verdient, kann also durchaus mit mehr 

als einem Prozent seines Einkommens belastet 

werden. Sobald eine Krankenkasse einen Zusatz-

beitrag einführt oder anhebt, steht dem Versicher-

ten ein Sonderkündigungsrecht zu, auf das ihn 

die Kasse hinweisen muss. In diesem Fall kann der 

Versicherte die Krankenkasse sofort wechseln.

Zum Start des Gesundheitsfonds sollen Beiträ-

ge und Steuerzuschüsse die Ausgaben der GKV 

zu 100 Prozent fi nanzieren. Sollten die Ausgaben 

danach die Einnahmen übersteigen, müssen die 

Krankenkassen das Defi zit zunächst durch die 

Einführung von kassenindividuellen Zusatzbeiträ-

gen für die Versicherten decken. Die Summe aller 

Zusatzbeiträge kann auf bis zu fünf Prozent der 

GKV-Gesamtausgaben steigen – der Deckungs-

grad durch den Gesundheitsfonds also auf 95 

Prozent sinken. Erst wenn dieser Wert überschrit-

ten wird, ist eine Anhebung des gemeinsam von 

Versicherten und Arbeitgebern fi nanzierten Bei-

trags satzes vorgesehen.

Damit wird künftig der Zusatzbeitrag zum 

zentralen Parameter der Kassenkonkurrenz. Davon 

erhoffen sich die Architekten des Fonds eine Inten-

sivierung des Wettbewerbs, denn die absolute 

Höhe des Zusatzbeitrags – so die Erwartung – stellt 

ein eindeutigeres Preissignal dar als der vielfach 

unbekannte Beitragssatz.

ò  Zusatzbeitrag mit sozialer Schlagseite

Die SPD hält sich zugute, dass die jüngste Ge-

sundheitsreform keine neuen fi nanziellen Belas-

tungen oder Leistungseinschränkungen für die 

Versicherten mit sich bringe und die bisherige 

gemeinsame Finanzierung durch Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer erhalten bleibe. Allerdings ist ab-

sehbar, dass sich die Finanzierungslasten mittel-

fristig weiter von den Arbeitgebern auf die Versi-

cherten verlagern werden. Denn man darf anneh-

men, dass es nicht allzu lange dauern wird, bis 

sich eine neue Kluft zwischen Einnahmen und 

Ausgaben in der GKV auftut, und für diesen Fall 

beinhaltet die Konstruktion des Zusatzbeitrags 

einen Automatismus, der genau jene Wirkung 

herbeiführt. Gerade im Zuge der internationalen 

Finanzkrise, deren Wirkungen bereits in der Real-

wirtschaft spürbar sind, erwartet nicht nur die 

Bundesagentur für Arbeit eine Verringerung der 

Erwerbstätigen und den Verlust zahlreicher Arbeits-

plätze. Steigende Arbeitslosenzahlen haben aber 

einen unmittelbaren negativen Einnahmeeffekt 

auf die GKV. Daher ist gerade vor dem Hintergrund 

der heraufziehenden Wirtschaftskrise schon jetzt 

mehr als fraglich, ob der Beitragssatz von 15,5 Pro-

zent für die Ausgabendeckung tatsächlich aus-

reichen wird.

»Außerdem ist mittel- und langfristig von 

einem Anstieg der GKV-Ausgaben auszu-

gehen. Einerseits lassen sich persönliche 

Gesundheitsdienstleistungen nicht so stark ratio-

nalisieren wie andere Tätigkeiten und werden sich 

daher – ceteris paribus – verteuern. Andererseits 

führen der medizinischer Fortschritt und eine 

alternde Bevölkerung potenziell zu einer verstärk-

ten Ausgabenentwicklung, auch wenn hier Horror-

szenarien, die von interessierter Seite immer 

wieder beschworen werden, nicht angebracht sind. 

Als Folge schwindender Einnahmen und steigen-

der Ausgaben sind also Finanzierungsschwierig-

keiten für die GKV zu erwarten. Sollten die Zu-

satzbeiträge ggf. dann die Fünf-Prozent-Schwelle 

erreicht haben, bleibt abzuwarten, ob die Bundes-

regierung tatsächlich den Beitragssatz anhebt. 

 ˘
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Denn es ist ein Leichtes, den gesetzlich vorge-

schriebenen Deckungsanteil des Gesundheits-

fonds beim Erreichen des Schwellenwerts von 95 

Prozent weiter zu senken und den der Zusatzbei-

träge zu erhöhen. Es bedarf jedenfalls keiner blü-

henden Phantasie, um sich vorzustellen, dass in 

diesem Fall das Standortargument stabiler Arbeit-

geberbeiträge für die Forderung bemüht wird, das 

Finanzierungsdefi zit nicht durch eine Anhebung 

des Beitragssatzes, sondern der Zusatzbeiträge zu 

decken.

»Dabei führt die Beschränkung des Zusatz-

beitrages auf ein Prozent des Bruttoein-

kommens zu beträchtlichen Fehlsteuerun-

gen. Denn Krankenkassen mit einer hohen Anzahl 

einkommensschwacher Mitglieder, die schnell die 

Überforderungsgrenze von einem Prozent der 

beitragspfl ichtigen Einnahmen erreichen, werden 

gezwungen sein, den Zusatzbeitrag stärker anzuhe-

ben als Krankenkassen mit vielen Besserverdienen-

den. Genau aus diesem Grund schafft dieses Instru-

ment neue Anreize zur Selektion „guter Risiken“: 

Krankenkassen müssen weiterhin daran interes-

siert sein, möglichst viele Mitglieder mit hohem 

Einkommen – die im Übrigen auch, wie die sozial-

epidemiologische Forschung zeigt, einen über-

durch schnittlich guten Gesundheitszustand auf-

weisen – an sich zu binden. Die Konstruktion des 

Zusatzbeitrags wird dazu führen, dass die Ungleich-

heit in der Beitragsgestaltung bald wieder in die 

Krankenkassenlandschaft zurückkehrt.

ò  Bundeseinheitlicher Beitragssatz: 
Gewinner und Verlierer

Der einheitliche Beitragssatz führt zu Beitrags-

satzsteigerungen bei bislang günstigen Kranken-

kassen. Dies liegt jedoch nicht daran, dass die 

Einführung des Gesundheitsfonds einen Anstieg 

der GKV-Ausgaben bewirkt. Jeweils rund die Hälf-

te der Kassenmitglieder liegt derzeit unter bzw. 

über dem durchschnittlichen allgemeinen Beitrags-

satz von 13,95 Prozent (ohne den 2003 eingeführ-

ten Sonderbeitrag aller Versicherten in Höhe von 

0,9 Prozent). Die Beitragssatzspanne zwischen den 

Krankenkassen ist erheblich. Zurzeit erhebt die 

günstigste Krankenkasse 11,3 Prozent, die teuerste 

16 Prozent. Wenn nun ein bundeseinheitlicher 

Beitragssatz eingeführt wird, liegt es auf der Hand, 

dass es Verlierer und Gewinner geben muss. Ver-

lierer werden vor allem die Mitglieder der Betriebs- 

und der Innungskrankenkassen sein, von denen 

88,1 bzw. 65,6 Prozent im Frühjahr 2008 unter dem 

durchschnittlichen Beitragssatz lagen. Unter den 

großen Ersatzkassen zählen die Versicherten der 

Techniker Krankenkasse zu den Verlierern. Gewin-

ner werden vor allem die Versicherten der Orts-

krankenkassen sein, insbesondere derjenigen in 

wirtschaftlich schwächeren Bundesländern (79 

Prozent aller AOK-Versicherten zahlen einen über-

durchschnittlichen Beitragssatz).

»Dagegen, dass es bei einem bundeseinheit-

lichen Beitragssatz Verlierer und Gewinner 

gibt, ist aus der Perspektive einer solida-

rischen Krankenversicherung nichts einzuwenden, 

denn diejenigen, die bisher noch in einer günsti-

geren Kasse versichert sind, profi tieren davon, dass 

der Gesundheitszustand ihrer jeweiligen Versicher-

tengemeinschaft überdurchschnittlich gut und 

der Behandlungsbedarf daher vergleichsweise 

gering ist. Durch die auseinanderklaffenden Bei-

tragssätze ergeben sich erhebliche Unterschiede 

in den fi nanziellen Belastungen für die Versicher-

ten: Bei einem Bruttoeinkommen in Höhe der 

Beitragsbemessungsgrenze von monatlich 3600 

Euro im Jahr 2008 zahlt ein Arbeitnehmer in der 

günstigsten Kasse einen Monatsbeitrag von 235,80 

Euro, in der teuersten 320,40 Euro. Sein Beitrag ist 

also um 36 Prozent höher, und die absolute Diffe-

renz beläuft sich, aufs Jahr gerechnet, allein beim 

Arbeitnehmerbeitrag auf 1015,20 Euro – und zwar 

bei einem nahezu identischen Leistungskatalog.

Wenn die Krankenversicherung für die große 

Mehrheit der Kassenmitglieder vom 1. Januar 2009 

an teurer wird, so ist dies also auf das Zusammen-

treffen von zwei unterschiedlichen Mechanismen 

zurückzuführen: Zum einen verliert rund die Hälf-

te der Versicherten einen Vorteil, der aus der Pers-
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pektive einer solidarischen Krankenversicherung 

nicht zu rechtfertigen ist. Zum anderen werden 

für alle Versicherten Ausgabensteigerungen (Ärzte-

vergütung, Krankenhauszuschüsse) wirksam, die 

in keinem ursächlichen Zusammenhang zum neu-

en Finanzierungsmodus stehen.

ò  Chronisch Kranke weiterhin als 
Wettbewerbsnachteil

Von zentraler Bedeutung für das GKV-Ordnungs-

modell und die Handlungsanreize der Kranken-

kassen ist der Risikostrukturausgleich (RSA). Die 

Funktion des RSA sollte darin bestehen, die unter-

schiedlichen Ausgangspositionen der Kassen aus-

zugleichen und den Wettbewerb um „gute Risiken“ 

– also Versicherte mit hohen Einkommen und ge-

ringem Erkrankungsrisiko – zu vermeiden. Denn 

die Ausgangspositionen der Gesetzlichen Kranken-

kassen sind sehr unterschiedlich. So wies beispiels-

weise die Techniker Krankenkasse im Jahr 2005 

Beitragseinnahmen von 2.921 Euro und Leistungs-

ausgaben von 2.388 Euro je Versicherten auf, bei 

den AOK-Kassen standen 2.323 Euro Einnahmen 

3.241 Euro Ausgaben gegenüber. Diese Differenzen 

ergeben sich im Wesentlichen aus der unterschied-

lichen Zusammensetzung der jeweiligen Versicher-

tengemeinschaft.

» Im neuen Umverteilungsmechanismus 

werden neben indirekten Krankheitsindi-

katoren nun auch erstmals Krankheiten 

(Morbidität) berücksichtigt Dieser „morbiditäts-

orientierte Risikostrukturausgleich“ („Morbi-RSA“) 

tritt gemeinsam mit dem Gesundheitsfonds in 

Kraft. Das Bundesversicherungsamt hat mittler-

weile 80 Krankheiten festgelegt, für deren Behand-

lung die Krankenkassen pro Kopf mindestens 50 

Prozent mehr als im Durchschnitt für ihre Versicher-

ten aufwenden. Diese Regelung sieht jedoch nur 

eine partielle Berücksichtigung der Morbidität vor; 

die Beschränkung auf 50 bis 80 Krankheiten ist 

rein sachlich ebenso wenig zu begründen wie die 

Nichtberücksichtigung von Krankheiten, deren 

Kosten den Durchschnitt um weniger als 50 Pro-

zent überschreiten. Beide Entscheidungen sind viel-

mehr Ausdruck eines politischen Kompromisses.

Schon aufgrund dieser gesetzlich vorgesehenen 

Beschränkungen ist bereits jetzt klar, dass der 

künftige Morbi-RSA nur einen Teil der Finanzie-

rungsrisiken ausgleichen wird. Die Finanzsitua tion 

der Krankenkassen mit einem überdurchschnitt-

lichen Anteil chronisch Kranker wird sich also 

gegenüber den Konkurrenten etwas verbessern, 

aber sie werden weiterhin strukturell benachtei-

ligt und daher gezwungen sein, den erwähnten 

Zusatzbeitrag früher zu erheben und stärker an-

zuheben als Krankenkassen mit einer günstigen 

Risikostruktur. Grundsätzlich ist die Frage, ob der 

Finanzbedarf über einen Zusatzbeitrag gedeckt 

werden muss, nicht in erster Linie von der wirt-

schaftlichen Effi zienz der Kasse abhängig, sondern 

von ihrer Versichertenstruktur. Anreize zur Risiko-

selektion werden also für alle Krankenkassen 

fortbestehen.

ò  Wettbewerb um Qualität?

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die 

Kassen in einem intensivierten Wettbewerb Quali-

tätsaspekten einen höheren Stellenwert einräu-

men werden, um auf diesem Wege für Versicherte 

attraktiv zu werden. Die Konstruktionsweise des 

Gesundheitsfonds lässt allerdings befürchten, 

dass weniger der Qualitäts- als der Preiswettbe-

werb in der GKV gefördert wird. Die Krankenkas-

sen werden künftig alles daran setzen, die Erhebung 

eines Zusatzbeitrags zu vermeiden, weil ein solcher 

Schritt einen Verlust an Mitgliedern und Reputa-

tion nach sich ziehen würde. Daher dürfte beispiels-

weise die Streichung kassenspezifi scher Leistun-

gen im Zweifelsfall einer Einführung oder Anhe-

bung des Zusatzbeitrages vorgezogen werden.

 ˘
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»Des Weiteren werden die Krankenkassen 

bestrebt sein, den ökonomischen Druck an 

die Leistungsanbieter – also Ärzte und 

Krankenhäuser – weiterzugeben, indem sie bei-

spiels weise Vergütungsverträge abschließen, die 

für die Leistungsanbieter fi nanzielle Anreize zur 

Ausgabenbegrenzung beinhalten. Bereits die Re-

formen der letzten Jahre haben entsprechende 

Optionen für die Krankenkassen beständig erwei-

tert. Je höher der Versichertenanteil der Kranken-

kasse und damit ihre Nachfragemacht und Steue-

rungsfähigkeit ist, desto eher wird es ihr gelingen, 

die Verträge im eigenen Interesse zu gestalten. 

Dies erhöht auch den Druck unter den Kranken-

kassen, sich zusammenzuschließen und hat be-

reits zu einigen Fusionen im Vorfeld der Einfüh-

rung des Gesundheitsfonds geführt (z.B. IKK Direkt 

mit der TK und BKK Allianz mit der KKH). 

Zwar haben die Kassen in jüngerer Zeit verstärkt 

auch Qualitätsaspekte in die vertraglichen Verein-

barungen mit Leistungsanbietern aufgenommen. 

Allerdings sind kaum Gründe erkennbar, weshalb 

die Kassen im Zweifelsfall der Qualitätsverbesse-

rung den Vorrang vor Einsparungen geben sollten. 

Zudem haben fi nanzielle Anreize zur Leistungs-

begrenzung (Pauschalvergütungen, Budgets) für 

Ärzte und Krankenhäuser im Versorgungsalltag 

eine erhebliche Bedeutung. Informelle Rationierun-

gen – also die Vorenthaltung von medizinisch 

notwendigen Kassenleistungen durch den Arzt 

oder deren Erbringung auf Privatrechnung – spie-

len eine wachsende Rolle, auch wenn sich über 

die Verbreitung solcher Praktiken keine genauen 

Angaben machen lassen.

Die Versicherten selbst haben kaum die Mög-

lichkeit, diesen Trends wirksam zu begegnen. Für 

sie hat die Höhe des Beitragssatzes und künftig 

des Zusatzbeitrags eine zentrale Orientierungs-

funktion bei der Kassenwahl. Als Patienten und 

(zumeist) Laien können sie die Versorgungsquali-

tät in den meisten Fällen nicht wirklich beurteilen. 

Zwar sind mittlerweile deutlich mehr Informatio-

nen über die Qualität von Versorgungseinrichtun-

gen, insbesondere von Krankenhäusern, verfügbar; 

diese sind jedoch für Patienten häufi g unverständ-

lich, und es ist zudem höchst fraglich, inwiefern 

diese Informationen wirklich aussagekräftig sind, 

da die Daten von den Einrichtungen selbst produ-

ziert werden. Außerdem ist der Zugang zu solchen 

Informationen stark abhängig vom Sozial- und 

Bildungsstatus sowie vom Alter der Patienten. Die-

jenigen, die am dringendsten auf Informationen 

über die Versorgungsqualität angewiesen sind, 

werden in der Regel durch neue Formen der Infor-

mationsvermittlung (Internet, Rankings, Verbrau-

cherberatung etc.) besonders schlecht erreicht.

ò  Die Versicherten sind Verlierer

Einige der in der aktuellen Diskussion aufge-

führten Argumente gegen den Gesundheitsfonds 

gehen am Kern der Sache vorbei: Weder führt der 

Gesundheitsfonds zu Ausgabensteigerungen in 

der GKV noch setzt er durch den bundeseinheit-

lichen Beitragssatz dem Wettbewerb im Gesund-

heitswesen ein Ende.

Foto: www.fotolia.de; © Daniel Fuhr
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»Das heißt jedoch nicht, dass es keine guten 

Gründe gegen die Einführung des Gesund-

heitsfonds gäbe. Denn der Gesundheits-

fonds trägt nichts zur Lösung der Finanzierungs-

probleme in der GKV bei: Weder stellt er die Finan-

zierung der GKV auf eine dauerhaft tragfähige 

Grundlage, noch beseitigt er die Gerechtigkeits-

defizite in der Finanzierung der Gesetzlichen 

Krankenversicherung. Weder werden die Versiche-

rungspfl ichtgrenze beseitigt oder die Beitragsbe-

messungsgrenze erhöht noch werden andere 

Einkunftsarten zur Beitragsbemessung herange-

zogen. Vielmehr beinhaltet der Fonds mittelfristig 

eine weitere Verlagerung der Finanzierungslasten 

von den Arbeitgebern auf die Versicherten, denn 

diese allein müssen auftretende Defi zite der Kran-

kenkassen über den Zusatzbeitrag zunächst tra-

gen. Zwar stellt die Einführung von Elementen 

eines Morbi-RSA einen wichtigen Fortschritt dar; 

dessen Konstruktion bleibt allerdings unzurei-

chend, und auch nach seiner Einführung werden 

starke Anreize zur Risikoselektion fortbestehen. 

Die Konstruktion des Zusatzbeitrags und die nur 

partielle Berücksichtigung der Morbidität bei der 

Finanzmittelzuweisung werden die Kranken kas-

sen mit einem hohen Anteil an einkommens-

schwachen Mitgliedern weiterhin strukturell be-

nachteiligen.

ò  Auf dem Weg zur 
Bürgerversicherung?

Weitere grundsätzliche Entscheidungen über 

die Finanzierung der GKV sind auf die kommende 

Legislaturperiode verschoben, und selbstverständ-

lich hängt die Richtung, die dann eingeschlagen 

werden wird, stark von den künftigen politischen 

Mehrheitsverhältnissen ab. Hinter den Schlag-

worten „Kopfpauschale“ und „Bürgerversicherung“ 

verbergen sich konträre Vorstellungen darüber, 

welche gesellschaftlichen Gruppen in welchem 

Umfang zur Finanzierung des Gesundheitssys-

tems herangezogen werden sollen. Eine dauerhaft 

stabile und dabei sozial gerechtere Finanzierung 

der GKV verlangt die Einführung einer Bürgerver-

sicherung. Die weitgehende Beschränkung auf die 

Erwerbsarbeit als Einkommensquelle der GKV ist 

angesichts einer sinkenden Lohnquote nicht mehr 

tragfähig. Zugleich lassen sich die Privilegien der 

Privatversicherten und die Nichtberücksichtigung 

anderer Einkunftsarten bei der Beitragsbemessung 

sozialpolitisch nicht rechtfertigen.

»Die jüngste Gesundheitsreform beinhaltet 

bekanntlich auch einige Elemente, die man 

als Ausdruck einer Annäherung zwischen 

GKV und PKV interpretieren kann und in denen 

manche sogar Vorbereitungen für eine Bürgerver-

sicherung sehen. Dazu zählt die generelle Versi-

cherungspfl icht für alle Bürgerinnen und Bürger 

sowie der Einbau solcher Elemente in die beiden 

Systeme, die dem jeweils anderen entnommen 

sind – Wahltarife in der GKV, ein Basistarif in der 

PKV. Sofern sich Konvergenztendenzen ablesen 

las sen, geht mit ihnen allerdings eine weitere 

Privatisierung von Risiken für die gesetzlich Kranken-

versicherten einher. Gesunde Versicherte können 

Tarife mit Selbstbehalt bzw. Beitragsrückerstattun-

gen nutzen, um ihre Beitragszahlungen zu redu-

zieren. Diese Möglichkeit kommt für Versicherte, 

die einen regelmäßigen Behandlungsbedarf auf-

weisen, nicht in Frage. Der partielle Rückzug ge-

sunder Versicherter aus der Finanzierung des GKV-

Systems schwächt das Solidarprinzip und führt 

zu einer Lastenverlagerung auf Versicherte mit 

(chronischen) gesundheitlichen Beeinträchtigun-

gen. Dies widerspricht dem Konzept einer solidari-

schen Bürgerversicherung, denn für diese ist nicht 

nur die Schaffung eines einheitlichen Krankenver-

sicherungssystems, sondern auch dessen solidari-

sche Finanzierung konstitutiv. Die Chancen, dass 

es zu einer solchen solidarischen Bürgerversiche-

rung kommt, stehen derzeit nicht sonderlich gut. 

 ó
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Unsere Solidarkassen 
werden dereguliert – 
wir können sie retten!

von Wolfgang Wodarg 

ó ó

»Seit 16 Jahren steht unsere gesetzliche 

Krankenversicherung (GKV) unter dem 

Druck eines internen Wettbewerbs. Noch 

sind es über 200 Kassen, die ums Überleben kämp-

fen. Alle Kassen müssen die gleichen gesetzlichen 

Leistungen bieten. Immer zahlreicher wurden aber 

die Möglichkeiten, wie sie dieses organisieren. 

Kassen können mit Anbietern von Arzneimit-

teln, mit Arztpraxen, Hilfsmittelherstellern, Reha-

bilitationseinrichtungen und weiteren sogenann-

ten „Leistungserbringern“ jeweils einzeln oder 

gemeinsam Verträge abschließen. Lediglich die 

Krankenhäuser haben – nach Aufnahme in den 

Krankenhausbedarfsplan durch das jeweilige 

Bundesland – ein Recht auf einen Vertrag mit al-

len Kassen. Unsere Krankenkassen dürfen für die 

Inanspruchnahme ihrer Angebote mit Belohnun-

gen für die Versicherten locken und sie durften 

bisher unterschiedliche Beiträge für gleiche Leis-

tungen verlangen. Das ändert sich zwar vorder-

gründig ab 2009, wird aber doch wieder über 

Zusatzbeiträge oder Rückerstattungen „alte Reali-

tät“, sobald die Kassen mit ihren unterschiedlichen 

Ausgabenlasten nicht klar kommen.

Wenn die GKV-Kassen ihre Beiträge so gestalten 

müssten, dass damit ihre Ausgaben gedeckt wä-

ren, so lägen die Beiträge bei den billigsten Kas-

sen unter 4 Prozent und bei den teuersten über 

25 Prozent aus der Lohntüte. Eine Kasse mit großer 

Versorgungslast müsste also über sechsmal so viel 

Beitrag erheben, wie eine Kasse, die fast nur Ge-

sunde versichert. 

»Durch einen Lastenausgleich, der schon 

mit der Einführung des Kassenwettbe-

werbs eingerichtet wurde (Risikostruktur-

ausgleich, RSA), konnten die Abzüge aus der 

Lohntüte bis heu te in einem Beitragskorridor 

zwischen etwa 11 Pro zent und 16 Prozent zusammen-

gehalten werden. 

Fünf Prozent mehr oder weniger Lohn das für 

Millionen Versicherte – besonders für solche mit 

höheren Einkommen – in den letzten Jahren ein 

Grund gewesen, in eine billigere Kasse zu wech-

seln. Wer alt ist, diese Möglichkeiten gar nicht 

versteht oder sie wegen geringem Einkommen 

nicht wahrnimmt, bleibt, wo er ist. Geblieben sind 

in den großen „Versorgerkassen“ überwiegend 

diejenigen mit den „schlechten Risiken“ – die Gering-

verdiener, die chronisch Kranken und Rentner. 

 ˘

Foto: www.fotolia.de; © Brian Finestone
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»Der RSA-Lastenausgleich ist ein komplexer 

Transfermechanismus, dessen einzige Funk-

tion es ist, die Nebenwirkungen des poli-

tisch installierten Kassenwettbewerbs unterhalb 

der politischen Schmerzgrenze zu halten. Mit Ein-

führung der elektronischen Datenverarbeitung in 

der GKV wurde das „Schwarzer-Peter-Spiel“ zur 

Vermeidung der teuren Diabetiker, MS-Kranken, 

Rheumatiker, Herz-, Lungen- und Nierenkranken, 

jener Versicherten, die chronisch und lebenslang 

auf starke Hilfe aus der Solidargemeinschaft ange-

wiesen sind, immer raffi nierter.

Während immer wieder neue Möglichkeiten 

des Wettbewerbs und damit der Risikoselektion 

vom Gesetzgeber ersonnen wurden, wurde gleich-

zeitig der Ruf nach Risikoausgleich immer lauter. 

Die Details und gesetzlichen Ausgestaltungen des 

fragwürdigen GKV-Wettbewerbs beschäftigten 

eine ganze Generation von Politikern, Gesundheits-

ökonomen und Kassenmanagern. 

Es wurde proklamiert, dass der Wettbewerb die 

Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems förde-

re. Dabei wurde selbst von Ökonomen, die es eigent-

lich besser wissen sollten, verschwiegen, dass natür-

lich ein Wettbewerb unter den Leistungserbrin-

gern völlig andere Auswirkungen zeitigt als ein 

Wettbewerb unter den Kassen, die ja als Einkäufer 

den Leistungserbringern gegenüberstehen.

Wenn wir einen Wettbewerb unter den Anbie-

tern nutzen können, zum Beispiel unter den Ärzten, 

Krankenhäusern und Pharmaunternehmen, so 

wird das deren Leistung anspornen und den Preis 

so niedrig wie möglich halten. Wenn der Wettbe-

werb aber unter den Einkäufern von Leistungen 

und Waren stattfi ndet, also unter unseren Kranken-

kassen, und diese sogar noch einem sich zuneh-

mend monopolisierenden Anbietermarkt gegen-

überstehen, dann gewinnen Big Pharma, Kranken-

hauskonzerne und Ärzteorganisationen, und der 

Preis steigt. Man kennt dies von Auktionen, auch 

dort sind die Einkäufer im Wettbewerb. Wer sich 

teilen lässt, wird beherrscht, kann nicht mehr 

gestalten.

»Weit über zweihundert GKV-Kassen kaufen 

also ein, schließen mit Krankenhäusern, 

Spezialpraxen, Netzwerken, Pharmaunter-

nehmen, Rechenzentren, Pfl ege- und Rehabilita-

tions einrichtungen auf Bundes- Landes- oder auf 

regionaler Ebene jeweils Tausende von Verträgen 

ab – manchmal jede Kasse für sich, manchmal 

auch einige Kassen zusammen und selten alle 

Kassen gemeinsam.

Das Resultat ist ein für alle Verantwortlichen 

völlig unübersichtliches, verwildertes Versorgungs-

system. Niemand hat die Übersicht, niemand prüft, 

ob für die Gesamtheit der Bevölkerung ein Nutzen 

aus diesem Vertragsfl ickenteppich entstanden ist. 

Es gibt keine Evaluation des Kassenwettbewerbs, 

außer jener durch den Sachverständigenrat, der 

unserem Gesundheitssystem ein teures und ge-

fährliches Nebeneinander von Über-, Unter- und 

Fehlversorgung bescheinigt hat.

Unser Gesundheitswesen ist zwar leistungs-

fähig, innovativ und sehr aufwendig, doch genügt 

es keineswegs als Ganzes den Ansprüchen des 

SGB V, welches eine Versorgung einfordert, die 

wirksam ist, wirtschaftlich erbracht wird und alle 
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notwendigen Maßnahmen nach dem Stand der 

wissenschaftlichen Erkenntnis zur Verfügung 

stellt.

Darüber hinaus müssen wir erstaunt feststellen: 

Es gibt in Deutschland weder auf Länder- noch 

auf Bundesebene, noch bei den Sachwaltern der 

Versichertenbeiträge eine Instanz, die für dieses 

teure Chaos von hoher Qualität verantwortlich zu 

machen wäre. Jeder tut nur seine Pfl icht.

Durch unsere Gesetzgebung haben wir bewirkt, 

dass Länder und Bund keinen Einfluss auf die 

Leistungsgestaltung und damit auf die Daseins-

vorsorge im Bereich Gesundheit nehmen können. 

Die selbstverwaltete Solidargemeinschaft zieht 

das Geld ein und soll die Versorgung sichern. Da 

sie in über 200 GKV-Kassen zersplittert ist, tut 

sie das auf über 200 verschiedene Weisen – jede 

Kasse für sich und nur für die Interessen der eige-

nen Mitglieder. 

Der Vertragswettbewerb der Kassen lässt außer-

dem nur für Kenner der Szene jene impliziten 

Leistungsausgrenzungen sichtbar werden, mit 

denen die Kassen Einfluss auf ihr Versicherten-

profil, auf ihre Ausgabenlast zu nehmen versu-

chen. Wenn ein Kassenmanager Verträge für gute 

Schwan  gerschaftsbetreuung abschließt, macht 

er seine Kasse für junge Familien attraktiv. Wenn 

er aber ein Programm für Rheumakranke aufle-

gen sollte, würde sein Vorstand ihn feuern, weil 

dieser weiß, dass vermehrt Versicherte aus dieser 

teuren Gruppe chronisch Kranker die Ausgaben 

in die Höhe treiben würden. 

»Deshalb hat die SPD vor einigen Jahren die 

Kassen „zum Jagen getragen“ und beispiels-

weise die strukturierten Behandlungspro-

gramme (Disease Management Programme – 

DMP) für chronisch Kranke ins Gesetz geschrieben. 

Wenn eine Patientin oder ein Patient mit Diabetes, 

koronarer Herzerkrankung, chronischer Bronchitis, 

Asthma oder Brustkrebs sich hier einschreibt, so 

wird seine Kasse hierdurch erheblich entlastet, da 

die Mehrkosten im RSA ausgeglichen werden. Die 

Kassen haben also die Ärzte und diese wiederum 

Ihre PatientInnen motiviert, die neue Versorgungs-

form zu wählen und sich einzuschreiben.

Im Wettbewerbsstärkungsgesetz wurden u. a. 

der amtlich festgelegte Einheitsbeitrag, der Ge-

sundheitsfonds, der neue morbiditätsorientierte 

RSA und ein neues System der Finanzverantwor-

tung für die Kassen festgelegt. Der Fonds mit 

Einheitsbeitrag, Zuzahlungen oder Beitragsrück-

erstattungen und einem groben Risikostruktur-

ausgleich wird ab 1. Januar 2009 in Kraft treten. 

Doch viele Kassen können die neuen fi nanziellen 

Verteilungsmechanismen in ihrer Wirkung noch 

nicht abschätzen. Deshalb kündigen sie jetzt – 

noch vor Inkrafttreten des Gesundheitsfonds – 

viele der mühsam erarbeiteten Integrations- und 

Strukturprojekte. Sie haben Angst, durch chronisch 

Kranke in Zukunft fi nanziell unter Druck zu kom-

men. Denn Kassen, die mit den für sie errechneten 

Budgets nicht auskommen, müssen verwaltungs-

aufwendig Zusatzbeiträge erheben oder Insol-

venz anmelden und sich von anderen Kassen 

schlucken lassen. Das wollen viele Kassen auf jeden 

Fall vermeiden. 

 ˘
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»Man weiß auch, dass der neue Morbi-RSA 

für Kassen mit großer Versorgungslast in 

vielen Fällen erst bei fortgeschrittenen und 

damit kostenträchtigen Krankheitsbildern die 

Mehr kosten ausgleichen wird. Präventiv anset-

zende Programme zahlen sich aber nicht sofort 

aus und werden deshalb erst einmal gekündigt. 

Hierzu gehören zum Beispiel:

ò  Hausarztverträge, welche jene belohnen sollen, 

die nicht immer gleich zum Facharzt laufen, 

sondern sich einen Hausarzt suchen, der alles 

Medizinische koordiniert, Befunde sammelt 

und aus dem Fachlatein in verständliche Empfeh-

lungen übersetzt; der also eine Funktion wahr-

nimmt, die gerade für chronisch Kranke wich-

tig ist.

ò  Disease-Management-Programme (DMP) für 

einige chronische Krankheiten wie Diabetes, 

koronare Herzkrankheit, chronische Bronchitis, 

Asthma oder Brustkrebs, welche leitlinien-

gestützt alles sicherstellen, was der Patient 

braucht, ohne dass der Kasse hierdurch höhe-

re Kosten erwachsen würden. (Bisher haben 

die Hausärzte ihre Patienten überredet, sich 

einzuschreiben und so den Druck der Kassen 

einfach weitergegeben. Jetzt müssen sie ihren 

Patienten erklären, dass die DMPs wohl doch 

nicht so gut sind.) 

ò   Integrationsverträge, bei denen Kliniken und 

Ärzte verstärkt im Sinne einer kontinuierlichen 

Betreuung ihrer gemeinsamen Patienten zu-

sammenarbeiten oder als Rehabilitation ein-

gestufte physikalische Therapien für chronisch 

Kranke, die unstrittigen Nutzen für den Krank-

heitsverlauf haben, wie Funktionstraining oder 

Ergotherapie für Rheumakranke.

Es spielt derzeit keine Rolle, was gut für welche 

PatientInnen ist. Wichtiger in diesem absurden 

Wettbewerb sind die Positionierung im „Markt“ 

und der betriebswirtschaftliche Erfolg der jeweili-

gen Kassen im Kampf ums Überleben. Die Kassen 

müssen jetzt erst einmal schauen, ob sie ab Janu-

ar mit dem Geld auskommen. Dann, in etwa einem 

Jahr, wird man sehen, was geht, und sich neu auf-

stellen – oder fusionieren.

In den vergangenen Jahren haben unsere Kran-

kenkassen in bunter Vielfalt von den Möglichkei-

ten Gebrauch gemacht, die ihnen der Gesetzgeber 

zur besseren Betreuung ihrer Versicherten nahe 

gelegt hatte. Das Wettbewerbstärkungsgesetz hat 

ihnen noch mehr Instrumente geschaffen, mit 

denen sie sich „am Markt“ platzieren können. 

Wer kümmert sich eigentlich in diesem Wett-

bewerb um die Interessen derjenigen, die ohne 

solidarische Hilfe nicht auskommen? Wer trägt 

Verantwortung für ausreichend sinnvoll vernetz-

te, bedarfsgerechte medizinische Angebote von 

guter Qualität für alle Versicherten? Die Antwort 

ist einfach:

In Deutschland ist niemand für eine bedarfs-

gerechte Versorgungsstruktur, für ein effi zientes 

und wirksames Netz von Gesundheitseinrichtun-

gen verantwortlich. 

Über-, Unter- und Fehlversorgung haben zuge-

nommen. Sie verschlingen ohne nachweisbare 

Wirksamkeit für die Gesundheit der Bevölkerung 

immer mehr Kraft und Finanzen, die die Bevölke-

rung doch wahrlich für andere Bereiche der Da-

seinsvorsorge und für Bildung und Forschung 

dringend benötigt.

Die Bediensteten der Krankenhäuser gehen auf 

die Straße. Zu Zehntausenden sind die Belegschaf-

ten nach Berlin gefahren um für sich und ihren 

Klinikkonzern mehr Geld zu fordern. Es stimmt ja 

auch: Die Löhne sind zu niedrig, das Personal ist 

oft überfordert, Bausubstanz und technische Aus-

stattung müssen erneuert werden. Doch wir haben 

viel zu viele stationäre Kapazitäten und niemand 

ist offenbar für die Strukturfrage zuständig.

Kürzlich habe ich in einer Zentralen Notauf-

nahmestation wieder einmal einen zwölf Stunden-

Dienst mitgemacht. Es wurden 40 Notfälle ein-

geliefert, von denen etwa die Hälfte nur deshalb 

kam, weil die ambulanten Strukturen unzureichend 

kooperieren und nicht fl ächendeckend organisiert 

sind. 
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Weshalb arbeiten außerhalb des Krankenhau-

ses Pfl egekräfte und Hausärzte nicht in vergleich-

bar vernetzter Arbeitsteilung rund um die Uhr 

zusammen wie es in den Kliniken selbstverständ-

liche Praxis ist? In anderen Ländern klappt das 

besser, dort werden teure Krankenhauseinweisun-

gen häufiger vermieden und es bleiben mehr 

Ressourcen für ein dichtes ambulantes Betreu-

ungsnetz.

Eine Klinik denkt in Deutschland anders – 

besonders dann, wenn sie einer Kapitalvermeh-

rungsgesellschaft gehört: Es muss für Wachstum 

gesorgt werden, je mehr Fälle abgerechnet wer-

den können, umso besser das Ergebnis für die 

Investoren.

Der Gesundheitsmarkt gehorcht eben nicht 

volkswirtschaftlicher Vernunft. Er funktioniert nach 

den Gesetzen des Marktes, die da lauten: Je mehr 

Kunden (Kranke), um so besser das Geschäft! Das 

gilt analog auch für andere Bereiche der Leistungs-

erbringung in unserer Gesundheitslandschaft. 

Prävention wäre hier geschäftsschädigend.

Weshalb ändert das niemand? Weshalb schrei-

en alle nur nach mehr Geld oder wandern aus 

nach Norwegen? Wer könnte das ändern?

» Die selbstverwalteten Kassen sind im 

Wettbewerb paralysiert und beschäftigen 

sich mit systematischer Drückebergerei. 

Es zahlt sich für sie nicht aus, langfristige Strate-

gien zur Reduktion der Krankheitslast für chro-

nisch Kranke anzubieten. Und auch wenn sie es 

wollten, so könnten sie es ja nur für ihre eigenen 

Versicherten versuchen. Selbst mit einem „Markt-

anteil“ von 40 Prozent kann eine Kasse nicht allein 

für Kosten mindernde, effi ziente, ambulante Struk-

tu ren sorgen. Das ginge nur, wenn sich die Kassen 

in den Versorgungsregionen zusammenschließen 

und mit ihrer geballten Finanzkraft gemeinsam 

Verantwortung für die nötigen Versorgungsstruk-

turen und die richtigen Anreize für alle Leistungs-

erbringer übernehmen würden.

Ich schlage deshalb vor, die Kassen per Gesetz 

dazu zu bringen, dass sie sich auf Landesebene 

jeweils zu Arbeitsgemeinschaften zusammen-

schließen und als solch eine Arbeitsgemeinschaft 

endlich, die Verantwortung für eine bedarfsge-

rechte Versorgung in der Fläche gemeinsam wahr-

zunehmen. Nicht „einheitlich und gemeinsam“, 

aber mit einer einzigen gemeinsamen Vertrags-

abteilung, einer Geschäftsführung, die dann für 

alle Versicherten gleichermaßen wichtige, be-

darfsgerechte, eng vernetzte und wirtschaftliche 

Strukturen „einkauft“. Im Gegensatz zu einer „Ein-

heitskasse“, mit der die Freunde des „Teile und 

Herrsche“ jeden Kritiker des Wettbewerbs mund-

tot zu machen versuchen, würden sich bei dieser 

Lösung lediglich die Schwerpunkte der Kassenar-

beit verlagern. Sie wären Beistand und Lobby für 

ihre jeweils Versicherten im Aufsichtsgremium, 

welches die Vertragsgestaltung durch ihre ge-

meinsame Vertragsabteilung überwacht.

» Die geballte Einkaufsmacht der so ko-

operierenden Kassen kann den Wettbe-

werb unter den Leistungserbringern nut-

zen, um mehr und bessere Versorgung zu sichern, 

um Über-, Unter- und Fehlversorgung abzulösen 

durch nachhaltige gesundheitsfördernde und 

präventive Strukturen. Endlich gäbe es eine ver-

antwortliche Stelle, mit der auch die politischen 

Vertreter über Verbesserungsbedarf reden und 

verhandeln könnten. Auf diese Weise könnte aus 

dem Krebsgeschwür „Gesundheitsmarkt“ ein 

Gesundheitssystem werden, welches sich nicht 

vor fi nnischen, schwedischen oder schweizerischen 

Modellen verstecken müsste. Nicht möglichst 

viele und teure abrechenbare Fälle, sondern eine 

gesunde Bevölkerung wäre dann die Leistung, für 

die den Leistungserbringern ein gutes Entgelt 

gezahlt werden könnte.

 ˘
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»Das ist kein Traum, keine Vision, sondern 

bereits nachprüfbare Realität in Schleswig-

Holstein – wenn auch nur für den Bereich 

der Psychiatrie im Kreise Steinburg. Hier haben 

das Kreiskrankenhaus und die Kreisverwaltung 

für ihre ca. 130.000 Einwohner bei den Kassen (bei 

allen!) nachgefragt, was denn diese pro Einwohner 

pro Jahr für die Versorgung psychisch Kranker im 

Kreise Steinburg ausgegeben hätten. Es waren 

52 Euro pro Jahr pro Einwohner. Die Kassen haben 

den Versorgungsauftrag dann an den Kreis kom-

plett für etwas weniger abgegeben. Das Regional-

budget wurde von den Verantwortlichen im Kreis 

fortan benutzt, um psychiatrischen Behandlungs-

bedarf oder gar teure stationäre Einweisungen 

möglichst zu vermeiden. Der Kreis Steinburg ver-

dient jetzt daran, dass er seine Einwohner vor 

psychischen Erkrankungen bewahrt und das schon 

seit über fünf Jahren mit gutem Erfolg.

Es ist wichtig, derartige Modelle auch für ande-

re Versorgungsfelder zu formulieren und zum 

Beispiel die pfl egerisch-medizinische Grundversor-

gung im Einzugsbereich einer großen Sozialsta-

tion analog zu sichern. Folgendes Beispiel sollte 

von den Kassen schon jetzt durchgerechnet und 

gefördert werden:

û Dr. med. Wolfgang Wodarg ist MdB (SPD) für den Wahlkreis Flens-
burg/ Schleswig und Mitglied des Ausschusses für Gesundheit.

Eine gemeinnützige GmbH, in die niederge-

lassene Ärztinnen und Ärzte ihre Praxis, die Wohl-

fahrtsorganisation, ihre Sozialstation, die Gemein-

den ihre aufgewandten Sozialhilfemittel sowie 

weitere Anteile sozialer Daseinsvorsorge einbrin-

gen, könnte ein Regionalbudget mit allen Kassen 

verhandeln. Und könnte dann guten Gewissens 

damit verdienen, dass sie teure Heimunterbrin-

gungen und Krankenhauseinweisungen vermei-

det und die Bevölkerung möglichst gesund hält.

Widerstand ist allerdings zu erwarten, und 

zwar von jenen, die weiter an Elend und Krankheit 

verdienen wollen. Davor darf Politik keine Angst 

haben, sonst ist sie nichts wert!  ó
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»Seit dem Gesundheitsstrukturgesetz von 

1993 ist politisch gewollt, die gesetzlichen 

Krankenkassen in konkurrierende Unterneh-

men auf einem Versicherungsmarkt umzuwandeln. 

Dies wurde durch wesentliche Bestimmungen des 

Gesundheitsmodernisierungsgesetzes (GMG) 2004, 

des Wettbewerbsstärkungsgesetzes 2007 und des 

Gesetzes zur Weiterentwicklung der Organisations-

strukturen in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung aus 2008 forciert. Krankenkassen können 

danach ab dem 1. Januar 2010 Insolvenz anmelden, 

wenn keine Kapitaldeckung mehr vorhanden ist. 

Insolvenzfähig waren bisher nur Kassen unter Auf-

sicht des Bundes wie beispielsweise die DAK, die 

BEK oder die TKK. Jetzt sollen bei einer Pleite einer 

Krankenkasse unter Landesaufsicht nicht mehr die 

Bundesländer haften. In Zukunft sollen die Kran-

kenkassen der jeweiligen Kassenart einspringen, 

im allergrößten Notfall soll es dann auch fi nan-

zielle Hilfen aller im Spitzenverband Bund organi-

sierten Kassen geben, unter anderem durch mög-

liche Fusionen.

Eine Umkehr wird schwieriger. Zum bisher zen-

tra  len Instrument der Kassenwahlfreiheit kommen 

nun diverse Möglichkeiten hinzu, selektive Ver -

trä ge schließen zu können, die Arzneimittelver-

sorgung der Versicherten auszuschreiben und 

günsti ge Rabattverträge abzuschließen, Bonus pro-

gram me und Selektionsmöglichkeiten im Leistungs-

 bereich anbieten zu können und vor allem auch 

das Risiko für gesetzliche Krankenkassen, per In-

solvenz aus dem Wettbewerb auszuscheiden.

»Diese breite Palette von Handlungsmög-

lichkeiten soll den Krankenkassen ermög-

lichen, dem Bedarf ihrer Versicherten ge-

recht werdende Angebote in einem Preis- und 

vor allem Leistungs- bzw. Qualitätswettbewerb 

aushandeln und anbieten zu können. Die Versi-

cherten sollen dadurch die Möglichkeit erhalten, 

ein für sie bedarfsgerechtes, hochwertiges und 

wirtschaftliches Angebot zu wählen und durch 

einen Wechsel der Krankenkasse auch leicht er-

halten zu können. 

Im Idealfall gibt es dann eine Handvoll Kassen, 

die diese Bedarfe erkennen und entsprechende 

Angebote haben und deren Marktmacht so stark 

ist, dass sie die erwarteten „guten“ Angebote 

aushandeln können. Diese Kassen behalten ihre 

alte und bekommen neue Mitglieder, der Rest hat 

mehr oder minder existentielle Probleme.

Leistungssteuerung in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV): 
Vorfahrt für den Unternehmenswettbewerb oder 
für eine runderneuerte Selbstverwaltung?

von Bernard Braun

ó ó

 ˘

Foto: www.fotolia.de; © Udo Kroener
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»Wenn der Unternehmenswettbewerb dies 

alles so schaffte, stellte sich zu Recht die 

Frage, wozu es dann eigentlich noch der 

GKV als Körperschaft des öffentlichen Rechts und 

„Solidargemeinschaft“ (§ 1 SGB V) bedarf, in der das 

Leistungsangebot durch VertreterInnen von Ver-

sicherten und ArbeitgeberInnen gesteuert wird, 

die per Sozial wahl oder durch gesetzlich zulässige, 

aber dem Geiste nach umstrittene Absprachen 

(Basis für die so genannten „Friedenswahlen“) zwi-

schen den sozialpolitischen Organisationen, die 

be rechtigt sind, KandidatInnen aufzustellen, legi-

timiert wird. Neben den Experten für Haltearbeit, 

Service, Marke ting und Kundenpsychologie bliebe 

die Selbstverwaltung dann höchstens noch als so-

zial idyllische Reminiszenz an längst vergangene 

Zeiten oder wegen der möglichen Beißhemmung 

gegenüber „verdienten Akteuren“ erhalten. Ihr Ende 

wäre da mit aber eingeläutet und in Sichtweite.

Doch funktioniert die moderne „Unternehmens- 

und Kunden-Krankenkassenwelt“ wirklich so wie 

ihre Propagandisten und Protagonisten es immer 

wieder apodiktisch verkünden? Bei näherem Hin-

sehen entstehen massive Zweifel an der Existenz 

und Wirksamkeit zweier notwendiger Bedingun-

gen für die Funktionsfähigkeit dieser Steuerungs-

form oder für ihren Nutzen für die Krankenver-

sorgung und damit zumindest an ihrem Mono-

polanspruch.

Erstens setzt eine erfolgreiche Steuerung durch 

die Freiheit, zwischen konkurrierenden Kassen wech-

seln zu können, voraus, dass alle Krankenversicher-

ten oder zumindest eine halbwegs versicherten-

repräsentative Mehrheit objektiv und subjektiv 

die Möglichkeit haben, durch angekündigte oder 

vollzogene Kassenwechsel ihren „Unternehmen“ 

zu signalisieren, ob ihre Bedarfe befriedigt werden 

oder nicht. Die bisherige Empirie des Kassenwech-

sels im GKV-System seit Mitte der 1990er Jahre 

zeigt aber, dass es bestimmte und qualitativ speziel-

le Teilgruppen der Versicherten gibt, die ihre Kran-

kenkasse bisher gar nicht oder nur wenig gewech-

selt haben und es außerdem trotz einer über 10 

Jahre existierenden Aufklärung noch eine Reihe 

von massiven kognitiven Wechselbarrieren gibt.

So nimmt die Wechselneigung mit zunehmen-

den Alter ab und „gute Risiken“, d.h. Versicherte, 

die am wenigstens Leistungen in Anspruch neh-

men müssen und damit auch kaum spezifi  schen 

Druck ausüben können, um die Leistungsqua li tät 

zu verbessern, haben eine höhere Wechselnei-

gung als „schlechte Risiken“. Das vorrangige 

Wechselmotiv war bisher die Höhe des Beitrags-

satzes, ohne dass sich die Einkommenshöhe ein-

deutig auf die Wechselneigung auswirkt.

»Die von der Kassenwahlfreiheit erwartete 

Steuerungswirkung dürfte aber absolut und 

auf unabsehbare Zeit durch eine Reihe von 

Fehlannahmen und -verständnissen über die Be-

rechtigung und Wirkung eines Kassenwechsels bei 

nicht wenigen Versicherten beeinträchtigt werden. 

Nach einer 2005 durchgeführten Befragung von 

Versicherten, die ihre Kasse bisher nicht gewech-

selt hatten, nach den Gründen dieses Verhaltens, 

konnten lediglich 20 Prozent der Befragten alle vier 

Fragen, die hier eine Rolle hätten spielen können, 

richtig beantworten (Braun et al. 2008a): Nur 41 

Prozent verneinten richtigerweise die Behauptung, 

beim Kassenwechsel zwischen gesetzlichen Kran-

kenkassen gingen angesparte Beiträge verloren, 

immerhin 74 Prozent sagten, es treffe nicht zu, dass 

langjährige Versicherte mehr Leistungen erhielten 

als Neuversicherte, 71 Prozent bejahten zutreffend 

die These, Alte und Kranke zahlten in der GKV das-

selbe wie Junge und Alte und nur 50 Prozent der 

befrag ten Nichtwechsler waren sich sicher, dass 

Kassen keine neuen Mitglieder ablehnen dürfen.

Zweitens stellt sich die Frage, ob unter den 

restlichen Handlungsbedingungen und Ansprü-

chen an die GKV der Wettbewerb um die beste 

Qualität und Bedarfsgerechtigkeit insbesondere 

für chronisch Kranke seit 1993 wirklich oder wenig-

stens immer besser funktioniert? 

Die ständigen Zwänge, unerwünschten Wirkun-

gen des Risikostrukturausgleichs (RSA) insbeson-

dere auf die Versorgung von chronisch Kranken 

gegensteuern zu müssen oder durch strukturierte 

Behandlungsprogramme (Disease Management 
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Programme, DMP) die erwünschten Leistungen 

für einen Teil der chronisch Kranken überhaupt 

erst in die Gänge zu bringen, lassen Zweifel an 

einer ausreichenden leistungssteuernden Wirkung 

des Wettbewerbs aufkommen. Das Transfervolu-

men des RSA stieg seit 1996 kontinuierlich von 

10,5 Mrd. Euro auf 16,4 Mrd. Euro im Jahr 2005 – 

wobei die größten Steigerungsraten vor 2003 lie-

gen (VdAK/AEV 2007: 10). Ohne die RSA-Ausgleichs-

zahlungen müsste z. B. der Beitragssatz der AOK 

in den neuen Bundesländern um 7,9 Beitragssatz-

punkte höher liegen (VdAK/AEV 2007: 14). Das 

zeigt, dass die unerwünschten Startnachteile ein-

zelner Kassenarten oder Regionen, darunter vor 

allem auch erhebliche Morbiditätsunterschiede 

der Versicherten verschiedener Kassenarten, unbe-

einfl ussbar sind. So waren 2007 etwa 28 Prozent 

der AOK-Versicherten aber lediglich 18 Prozent der 

Versicher ten von TK und GEK sowie 19 Prozent der 

BKK-Versicherten nach eigener Bewertung chro-

nisch krank. Damit können wesentliche Teile des 

Wettbewerbs selbst nach den Kriterien seiner 

Väter und Mütter nicht funktionieren.

Ob die künftige Kombination der durch den 

Gesundheitsfonds weitgehend einheitlichen fi nan-

ziellen Basis mit den Anreizen, die vom morbiditäts-

orientierten RSA in Richtung Leistungswettbewerb 

für chronisch Kranke ausgehen sollen, wie erwar-

tet wirkt, weiß niemand. Die Wirklichkeit der seit 

1993 ständig angekündigten oder meist lediglich 

in Gutachten funktionierenden Wirkungen der 

zahlreichen RSA-Reformen und die sarkastische 

Debatte um die künftig maßgebliche „zuweisungs-

orientierte Ausgabenpolitik“ rechtfertigen aber 

schon heute Zweifel an der steuernden Kraft die-

ses Konstrukts. Zunächst werden nur Leistungen 

für Kranke ausgeglichen, die an einer von 80 Er-

krankungen leiden. Wer an einer der restlichen 

Erkrankungen leidet, ist zunächst für seine Kasse 

„uninteressant“ bzw. nachrangig interessant. Ange-

sichts des Drucks, möglicherweise wechselrelevan-

te zusätzliche Beiträge zu vermeiden, stehen die 

Kassen unter massivem Druck sich vorrangig nur 

um die Kranken zu kümmern, für die sie überhaupt 

und wenn ja dann einen möglichst hohen Aus-

gleichsbetrag aus dem Morbi-RSA erhalten oder 

sie müssen umgekehrt versuchen, die Aufwändun-

gen für ihre chronisch kranken Versicherten mög-

lichst unterhalb der standardisierten Leistungs-

ausgaben zu halten und dafür die selektiven 

Verträge zu nutzen.

»Bevor man aber angesichts der vielfältigen 

Wirkungsdefi zite des Unternehmenswett-

bewerbs ein „Zurück zur Selbstverwaltung“ 

propagiert, stellt sich die Frage, ob die alte Selbst-

verwaltung überhaupt aktuell in der Lage ist, mit 

ausreichender normativer Rückenstärkung, ent-

sprechenden Kenntnissen, Qualifi kationen und 

Handlungsfähigkeiten sowie genügend organisa-

torischen Mitteln eine bedarfsgerechte qualitativ 

hochwertige und preisgünstige Versorgung zentral 

mitzubestimmen? 

Mit Blick auf die Vergangenheit ist sie das eher 

nicht. Darin sind sich alle aktuellen Analysen 

(Braun et al. 2008a und b, GVG 2007 und Schroeder 

2008) ihrer Funktionsfähigkeit unabhängig von 

den daraus gezogenen Schlüsse für Umfang und 

Tiefe der Reform einig. Dies unterstützen vor allem 

auch die Ergebnisse einer Befragung von Selbst-

verwaltern im Vorfeld der Sozialwahl 2005 darü-

ber, ob und wie sie in ihren Organen für wichtige 

Versichertenbelange initiativ geworden sind: In 

Handlungsfeldern von großer Relevanz und wei-

tem Handlungsrahmen – wie der betrieblichen 

Gesundheitsförderung – gaben 27 Prozent der 

Selbstverwalter im Rückblick auf die letzten Jahre 

an, allein initiativ geworden zu sein. Im Bereich 

Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation mach-

ten dies noch 24 Prozent. Auf vielen weiteren 

Sachgebieten lag der Anteil der aktiv gewordenen 

Selbstverwalter wesentlich niedriger: 8 Prozent 

waren es noch bei der Qualitätssicherung in GKV 

und Pfl egeversicherung und lediglich 5 Prozent 

bei lebensweltlicher Primärprävention.

Die Selbstverwaltung hat es z.B. in der Vergan-

genheit nicht verhindern können, dass der erste 

Anlauf auf die Gesundheitsförderung in den 

1990er Jahren gescheitert ist bzw. überwiegend 

aus mittelschichtorientierten Wohlfühl-Aktionen 

 ˘
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bestand oder die Krankenkassen erst dann bei 

einer evidenzbasierten Behandlung chronisch 

Kranker aktiver geworden sind, als DMP im Rah-

men des RSA attraktiver geworden waren. Dies 

hängt eng damit zusammen, dass viele Selbstver-

walter sich mit Vorrang mit ihrer Kasse als „Un-

ternehmen“ identifi zieren und Mitglieder und 

Versicherte vor allem als Kunden verstanden wer-

den. Ferner hängt die Handlungsschwäche der 

Selbstverwaltung als Vertreter der gesundheit-

lichen und sozialen Interessen von Versicherten, 

aber auch vom Status quo ihrer überwiegend 

passiven oder unvollständig transparenten Legiti-

mation, ihrer selbst als unzulänglich erkannten 

Transparenz über ihre Tätigkeit gegenüber den 

Versicherten, ihrer von den Selbstverwaltungsak-

teuren selbst als unzureichend wahrgenommenen 

Repräsentativität ihres Organs und mit ihrem durch 

die traditionell etablierten organisierten Versicher-

tenvertreterInnen inhaltlich vorrangig auf die 

Arbeits welt fokussierten Verständnis der Aufga-

ben von Krankenkassen zusammen. So berichten 

63 Prozent der Selbstverwalter, dass es regelmä-

ßige Be richte über ihre Tätigkeit in der Mitglieder-

zeitschrift gegeben habe, nur noch 42 Prozent sa-

gen, es gäbe eine Transparenz über ihre Zusammen-

setzung und Aufgaben und bei 8 Prozent gab es 

Selbstverwaltungs-Sprechstunden. Knapp 80 Pro-

zent der befragten Selbstverwalter halten die Prä-

senz von jungen Selbstverwaltern für zu gering, 

knapp 30 Prozent bewer ten die Präsenz von Ver-

treterInnen mit guten Kontakten zu Versicherten 

auch als zu gering aber nur knapp 10 Prozent äu-

ßern sich so, wenn es um die Besetzung mit haupt-

amtlichen GewerkschaftsvertreterInnen geht.

Ohne eine gründliche Reform der Selbstver-

wal tung könnte also der Versuch, durch sie die 

Steu e rungsdefi zite der „Kassen-Unternehmen im 

Wettbewerb“ auszugleichen, vom Regen in die 

Trau fe führen. Um dies zu vermeiden, müssen 

zwei weitere Fragen geklärt werden: Gibt es nicht 

doch noch Alternativen zur Selbstverwaltung und 

wie radikal muss eine Reform der Selbstverwal-

tung sein?

»Hat es also überhaupt Sinn, Selbstverwal-

tung zu reformieren oder sollte man nicht 

stattdessen andere Formen wie Aufsichts-

räte oder eine Art „Rundfunkrat“ bevorzugen? Eine 

umfangreiche vergleichende Analyse der Wirksam-

keit, Akzeptanz und Legitimation aller Modelle 

zeigt klar eine konzeptionelle Überlegenheit des 

theoretischen Modells Selbstverwaltung mit Sozial-

wahlen (vgl. dazu umfassend Braun et al. 2008b) 

und nicht wenige Funktionsdefi zite der genann-

ten Alternativen.

Die Geschichte der schwindenden Attraktivität, 

Bekanntheit und Wirksamkeit der Selbstverwal-

tung ist auch eine Geschichte misslungener Ver-

besserungen technischer und organisatorischer 

Details sowie rasch wieder vergessener Selbstver-

pfl ichtungen zur Reform, welche die bisherigen 

Akteure bevorzugt im Angesicht der nahezu kons-

tant sinkenden Wahlbeteiligung bei Sozialwahlen 

verkündeten. An den letzten Sozialwahlen im Jahr 

2005 konnten nur rund 40 Prozent der Wahlbe-

rechtigten überhaupt wählen. Die VertreterInnen 

für den Rest der Versicherten kamen durch die 

bereits erwähnten Absprachen zwischen Listen-

trägern wie dem DGB oder der Christlichen Arbeit-

nehmers chaft zustande, nicht mehr KandidatIn-

nen aufzustellen als Sitze vorhanden sind. Die 

Wahlbeteiligungsangabe bezieht sich auf diese 

und nicht auf die Gesamtheit der theoretisch 

wahlberechtigten GKV-Mitglieder. Selbst diese 

würden aber bei weitem nicht alle Versicherten 

abdecken, die von Entscheidungen oder Nichthand-

lungen des Sozial trägers betroffen sind. Die rund 

23Prozent starke Gruppe der Familienversicherten 

an allen Versicherten sind nämlich bisher – un-

abhängig von ihrem Alter – nicht wahlberechtigt. 

Weder an der Erosion der Wahlbeteiligung (zuletzt 

2005 30,4 Prozent der Wahlberechtigten und rund 

9,74 Prozent der bei verpfl ichtenden Wahlen Wahl-

berechtigten) noch an der Unbekanntheit der So-

zial wahlen und des Prinzips der Selbstverwaltung 

bei 44Prozent (2004) der Bevölke rung, hat sich 

durch die vereinzelte Einführung von Briefwahlen, 

Weiterbildungsprogrammen oder die gelegentli-

che Gründung von Selbstverwaltungs büros etwas 

geändert. Ein „weiter so“, so der Tenor eines Gut-
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achtens des Kasseler Politikwissenschaftlers und 

früheren Leiters der Abteilung Sozialpolitik der IG 

Metall, Wolfgang Schroeder (Schroeder 2008), er-

scheint weder geeignet die genannten Erosions-

prozesse zu stoppen oder gar umzukehren noch 

ist es eine attraktive Option gegen das poli tische 

Ziel, die gesetzlichen Krankenkassen durch Wett-

bewerb und Kassenwechsel zu steuern und zu 

legitimieren.

Ein im Auftrag des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales (BMAS) erstelltes Gutachten 

„Geschichte und Modernisierung der Sozialwahlen“ 

und der Selbstverwaltung schlägt stattdessen 

eine strukturelle und radikale Reform vor, welche 

die folgenden Vorschläge beinhaltet:

»Die Basis für alle Einzelempfehlungen 

bildet das Plädoyer, die Sozialwahlen als 

zentralem und unverzichtbaren Modus 

der Verwirklichung der Grundkonzeption der Selbst-

verwaltung in den Trägern der Sozialversicherung 

beizubehalten und eine Absage an Modelle der 

Bestellung oder Kooptation. Soziale Selbstverwal-

tung wird dabei als eine Betroffenen-Selbstver-

waltung verstanden, die von der aktiven Mitwir-

kung der Versicherten und Arbeitgeber lebt, die 

über die sie repräsentierenden Organisationen 

umgesetzt wird. Angesichts der bisher im Bewusst-

sein der meisten Akteure fest und tief verankerten 

Begründung als Beitragszahler-Selbstverwaltung 

handelt es sich hierbei um einen radikalen und 

folgenträchtigen Paradigmawechsel. Dieser Bruch 

beinhaltet auch eine Relativierung der Arbeitswelt-

orientierung der GKV und ihrer Selbstverwaltung 

und eine systematische (Mit-)Berücksichtigung 

der Lebensweltperspektiven des knappen Viertels 

der GKV-Versicherten, die nicht erwerbstätig aber 

auch nicht Rentner sind, aber auch der Lebenswelt-

interessen der erwerbstätigen Beitragszahler.

Das Plädoyer für die Beibehaltung der Sozial-

wahlen schließt die Empfehlung ein, die Praxis 

der Friedenswahlen so weit wie möglich zurück-

zudrängen und durch Urwahlen zu ersetzen. Eine 

Erhöhung der Akzeptanz und Effektivität der Ar-

û Dr. rer. pol. Bernard Braun ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 
Abteilung für Gesundheitspolitik, Arbeits- und Sozialmedizin im Zen-
trum für Sozialpolitik der Universität Bremen.
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beit der Sozialversicherungsträger erscheint den 

GutachterInnen am besten durch kompetitive 

Wahlen und ein größeres Engagement im Legiti-

mationsprozess zu erreichen zu sein. Dazu bedarf 

es eines Bündels von aufeinander abgestimmten 

Moderni sierungsmaßnahmen bei den Organen, 

dem Wahlverfahren und vor allem auch eine we-

sentlich intensivere Kommunikation zwischen 

Betroffenen und Selbstverwaltern über die Rea-

lität der sozial politischen Mitbestimmung vor und 

zwischen den Wahlen.

Ein Nachtrag für diejenigen, welche das Zusam-

mensitzen und -beraten von VertreterInnen der 

Versicherten für unmodern oder unwirksam und 

unwirtschaftlich halten: Die Commerzbank hat 

Ende Oktober 2008 beschlossen, sich bei ihrer 

Produktpolitik nicht mehr nur auf Marketingspe-

zialisten, Kundenbefragungen oder die Kundenströ-

me zu verlassen, sondern sich Kunden als Berater 

ins Haus zu holen. „Wir bilden einen Kundenbeirat 

für das Privatkundengeschäft“, kündigte Privat-

kundenvorstand Achim Kassow an. Dazu sollen 

jeweils 20 Kunden gesucht werden, die ab Januar 

2009 zweimal im Jahr über die geschäftspolitische 

Ausrichtung und Produktneuheiten diskutieren“, 

sagte Kassow. „Ich will wissen, was der Kunde will.“ 

(Süddeutsche Zeitung vom 26.10.2008) ó
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Wenn Eltern abends 
in die Schule gehen ...

von Alexandra Kramm ó ó

 

»Wenn die Kinder in die Schule kommen, 

beginnt der Ernst des Lebens – auch für 

die Eltern. In der Kita, da mussten sie ab 

und zu basteln oder Kuchen backen, event-orien-

tierte Unterstützung eben. Mit der Schule wird 

alles anders. Jetzt wollen sie mitreden, was mit 

ihrem Kind geschieht. Es geht schließlich um die 

Zukunft. Zu diesem Zwecke wurde die Elternarbeit 

erfunden. Schon der Begriff suggeriert Anstrengung, 

Schweiß und Tränen. Mit Recht. Denn Eltern arbeit 

ist die Kunst, ambitionierte Ziele für das eigene 

Kind im „Das nützt-allen-Kindern-Mantel“ zu errei-

chen: Chor singen als Gruppenerlebnis oder Ent-

spannung zur besseren Konzentration. Die Wün-

sche der Eltern sind so vielfältig wie ihre Kinder. 

Die Strategien zum Erreichen der Ziele ebenso:

ò Die Immer-Engagierten

„Wer hätte denn Lust das zu machen?“ Sie 

gucken runter, versuchen das Gesicht zu verziehen, 

Desinteresse zu heucheln. Es gelingt Ihnen nie. Sie 

haben quasi „Ich will“ auf die Stirn tätowiert. Sie 

müssen einfach ja sagen und machen es auch 

noch gern: Organisieren, bauen, Anträge schreiben, 

Tische schleppen und immer neue Ideen entwickeln. 

Kann gut sein, dass sie genauso viel Zeit wie ihre 

Kinder in der Schule verbringen. Wenn’s im Eltern-

café erstmal W-Lan gibt, richten sie sich dort häus-

lich ein, schließlich sind sie die rechten Hände der 

Schulleitung.

ò Die Spontan-Mutigen

Es ist ganz ruhig im Raum, keiner meldet sich. 

Nun schlägt ihre Stunde. Es ist eine spontane Idee: 

Ich könnte ja mal ... Und plötzlich sind sie Eltern-

vertreter. Sie nehmen allen Mut zusammen und 

fallen danach wieder in sich zusammen. Man hört 

wenig von ihnen. Konkrete Ansprache hilft: „Was 

machen wir denn als Weihnachtsfeier?“ Es gibt 

Ideen, Diskussion, eine Einigung und dann wieder 

Funkstille. Konkretes Nachfragen wird mit Grund-

satz-Statements retourniert: „Weihnachten wird 

überschätzt“ – „so hatte ich das nicht verstan-

den“. Wenn alles fertig ist, sind sie stolz – die 

Immer-Engagierten auch, weil sie nicht vor Wut 

geplatzt sind.

ò Die Projektorientierten

„Ich hab nicht so viel Zeit“, so lautet ihr Schutz-

schild. Das heißt so viel wie: Sie würden gerne, 

wenn sie nur könnten. Entsprechend bewegen sie 

sich im zwei-Schritte-vor-einen-zurück-Modus: Idee 

entwickeln, Umsetzung anfangen, an andere ab-

geben. Wenn sie dann nicht zufrieden sind, was 

bei den genauen Vorstellungen meist der Fall ist, 

dann geht es wieder von vorne los. Es ist die Kunst 

des Seiltanzes zwischen Engagement und Zugu-

cken, zwischen dabei sein und nicht verantwortlich 

sein. Achtung, wer ausrutscht, wird leicht zum 

Immer-Engagierten.

ò Die Anerkennenden

Anerkennung ist das einzige, was Eltern für ihr 

Engagement bekommen. Gut, dass es Eltern gibt, 

die sich darauf spezialisiert haben. „Ihr macht das 

wirklich toll“ ist ihr Beitrag zur Elternarbeit. Sie 

loben, schmeicheln und umgarnen die anderen 

Eltern und werfen dann, ganz beiläufi g ein, dass 

man mal was zur Verkehrsberuhigung vor der Schu-

le tun müsste. Und wenn sie Glück haben, dann 

stimmen die Immer-Engagierten und Projektorien-

tierten ihnen zu und nehmen das neue Projekt in 

ihre Hände, während sie beim Gehen noch „Ihr 

könnt das einfach besser“ murmeln.  ó

û Alexandra Kramm ist selbständige Kommunikationsberaterin und 
Coach in Berlin (www.schulter-blick.de) sowie seit kurzem Vorsitzende 
des Fördervereins der Gemeinschaftsschule Pankow e.V..
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»Die Konjunkturaussichten für Deutschland 

sind wieder einmal trüb. Es ist noch nicht 

lange her, als der Wirtschaftsexperte Frank-

Walter Steinmeier mit der einigermaßen günstigen 

Beschäftigungsentwicklung in Deutschland ein 

neues Wirtschaftswunder kommen sah, da steht 

Deutschland vor der wahrscheinlich größten öko-

nomischen Herausforderung seit den 1930er Jah-

ren. Gewiss muss man gerechterweise sagen, dass 

Deutschland auch in den Strudel der internatio-

nalen Finanzkrise geraten ist, dessen Ausgangs-

punkt die Immobilienkrise der USA ist – doch zeigt 

sich nirgendwo, dass Deutschland besser auf die 

zu erwartende Rezession vorbereitet wäre als 

andere, ebenso betroffene Länder. Im Gegenteil: 

Die fast ausschließliche Stützung des deutschen 

Wachstums der jüngeren Vergangenheit durch die 

starke Stellung der deutschen Exportwirtschaft 

macht Deutschland nun umso anfälliger für die 

internationale Krise.

ò Was ist eine Rezession?

»Wir sprechen gewöhnlich von einer Rezes-

sion, wenn die Wirtschaftsleistung eines 

Landes (das Bruttoinlandsprodukt – BIP) in 

zwei aufeinander folgenden Quartalen geschrumpft 

ist. Hält diese Entwicklung länger an oder ist der 

Rückgang der Wirtschaftsleistung deutlich größer, 

so sprechen ÖkonomInnen von einer Depression. 

In der Wirtschaftsgeschichte des 20. Jahhrunderts 

hat es nur eine Depression, die Weltwirtschafts-

krise der frühen 1930er Jahre, aber mehrere Rezes-

sionen gegeben. Da in Deutschland nunmehr seit 

zwei Quartalen die Wirtschaftsleistung rückläufi g 

ist, muss man davon sprechen, dass sich Deutsch-

land in einer Rezession befi ndet. Ob daraus eine 

Depres sion – also eine langanhaltende und tiefe 

Krise der Realwirtschaft – wird, hängt einerseits 

von der weiteren Entwicklung der internationalen 

Finanzkrise, aber auch von den wirtschaftspoli-

tischen Reaktionen der betroffenen Länder ab.

Gegenwärtig wird viel und mit großer Sorge 

auf die Weltwıirtschaftskrise der 1930er Jahre 

geblickt, als z.B. in Deutschland das BIP und die 

Industrieproduktion um fast 40 Prozent binnen 

zweier Jahre sank, die Arbeitslosigkeit sich von etwa 

2 Mio. im Jahr 1929 auf über 5,5 Mio. im Jahr 1932 

fast verdreifachte und gleichzeitig eine tief-

greifende Lohn- und Preisdefl ation einsetzte. Die 

Sorge scheint insofern begründet, als es einige 

Parallelen zur heutigen Situation gibt: Damals wie 

heute war der letzte Auslöser der internationalen 

Krise das Platzen einer extremen Kreditblase mit 

entsprechend negativen Konsequenzen für den 

Bankensektor und die Aktienmärkte. Damals wie 

heute wurde die Finanzkrise von tieferliegenden 

Struktur- und Überkapazitätsproblemem – z.B. auf 

dem Automarkt – begleitet. Und damals wie heute 

ging der Krise eine lange Zeit der Dominanz (neo-) 

Rezession und 
die deutsche 
Politikberatung

von Arne Heise

ó ó

Foto: www.fotolia.de; © jeremias münch
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liberaler ‘laissez-faire’ Doktrinen voraus, die keiner-

lei wissenschaftliche Vorwarnung ermöglichte 

und Rat- und Orientierungslosigkeit auslöste, bis 

John Maynard Keynes 1936 seine Alternative 

publizierte. Allerdings gibt es auch bedeutende 

Unterschiede: Die Notenbanken haben scheinbar 

dazugelernt und beteiligen sich heute an der Sta-

bilisierung der Finanzmärkte, statt wie damals die 

Kreditkrise durch massive Verknappung der Geld-

menge weiter zu verschärfen. Und auch die wissen-

schaftliche Beratung ist insofern weiter, als sie 

heute auf die keynesianische Vorstellungswelt 

zurückgreifen kann – womit wir beim Stichwort 

‘Politikberatung’ sind.

ò  Politikberatung in Deutschland

»Obwohl der Sachverständigenrat bereits 

1963 als wichtigstes wirtschaftspolitisches 

Beratungsgremium geschaffen wurde, be-

kam er seine eigentliche Bedeutung erst mit der 

Verabschiedung des keynesianischen Stabilitäts- 

und Wachstumsgesetzes im Jahr 1967. Er sollte über 

den Einsatz der antizyklischen Konjunkturpolitik 

wachen und im Idealfalle deren rechtzeitige 

Anwendung anmahnen – also als Frühwarnsystem 

fungieren. Übrigens hatte sich Karl Schiller mit dem 

Stabilitäts- und Wachstumsgesetz gegen die Wei-

gerung des gescheiterten Bundeskanzler Erhard 

durchgesetzt, eine „moderne“ (keynesianische) 

Wirt schaftspolitik in der aufziehenden Konjunktur-

krise 1966 betreiben zu wollen. Ironischerweise 

zog dieser skeptische Blick auf die keynesianische 

Stabilisierungspolitik recht bald in den Sachver-

ständigenrat ein, wo sich die Mehrheit der „Fünf 

Weisen“ seit Anfang der 70er Jahre dem neuen 

wissenschaftlichen Mainstream, dem Monetaris-

mus, verpfl ichtet fühlte und damit als Frühwarner 

für konjunkturpolitische Maßnahmen vollständig 

ausfi el – frühzeitig setzte der SVR auf angebots-

politische Maßnahmen: eine strikte Preisstabili-

tatsorientierung auch in Zeiten der durch zwei 

Ölpreis schocks ausgelöste Rezessionen Mitte und 

Ende der 1970er Jahre („Stagfl ation“) und haus-

haltspolitische Zurückhaltung selbst in Zeiten 

rezessiver Tendenzen nach Finanzmarktturbulen-

zen Ende der 1980er  („Schwarzer Montag“ 1987) 

und 1990er Jahre (Ende des ‘New Economy Booms’). 

Die gegenwärtige internationale Finanzmarktkri-

se hat der SVR noch im Jahresgutachten 2006 in 

keiner Weise erahnt oder auch nur auf jenen Re-

gulierungsmangel hingewiesen, den er ein Jahr 

später – mitten in der Finanzkrise – ausführlich 

kritisiert. Aber selbst im Jahresgutachten 2007 

sieht er keinerlei Anlass, Notfallszenarien zu ent-

wickeln oder auf die Dringlichkeit der Lage hin-

zuweisen.

ò  Die Rezession und des Sachver-
ständigenrats Meinungswandel

»Es wundert deshalb nicht, wenn die Kritik 

am SVR lauter wird, und es ist gut verständ-

lich, wenn Peter Struck den SVR als ziemlich 

überfl üssig bezeichnet – erstaunlich ist allerdings 

der Zeitpunkt der Kritik: Gerade in dem Moment, 

in dem der SVR seine konjunkturpolitische Zurück-

haltung aufgibt und gewissermassen sein keyne-

sianisches Erbe – wenn vielleicht auch etwas spät 

und auch nur sehr zurückhaltend – wiederentdeckt, 

fordert Struck dessen Abschaffung! Tatschlich hat 

der SVR das „Konjunkturprogramm“ der Bundes-

regierung völlig zurecht als wenig zielführendes 

„Sammelsurium“ an Maßnahmen bezeichnet, 

ohne allerdings eigene konkrete Vorstellungen zu 

entwickeln. 

Die Glaubwürdigkeit eines Beratungsgremi-

ums, das sich über Jahrzehnte in realitätsfernen 

Abstraktionen erging, ist sicher schwer beschä-

digt. Ob eine künftig ausgewogenere Besetzung 

dieses Gremiums tatsachlich zu höherer Progno-

setreue und größerem Realitätsbezug führen 

würde, mag bezweifelt werden – dann allerdings 

wäre über eine Aufl ösung des SVR, wenigstens 

aber über eine Veränderung der Aufgabenstel-

lung, nachzudenken. ó 

û Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Univer-
sität Hamburg.
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»Das Jahr 2008 war das Jahr der Mathematik. 

Dies galt nicht nur für das diesjährige 

Wissenschaftsjahr. Es war auch das Jahr der 

politischen Mathematiker, die rechnerisch versucht 

haben, dem entstehenden 5-Parteien-System Struk-

tur zu verleihen und Machtperspektiven abzutrot-

zen. Dabei war absehbar: Angesichts der ungelieb-

ten Großen Koalition musste zwischen den Mathe-

matikern der Macht Streit darüber entbrennen, 

welche dritte Kraft man zu einer anvisierten Rot-

Grün-Plus-Alternative denn hinzu bitten möge. 

Politisch hat dieser Streit für die SPD allerdings 

bisher wenig abgeworfen, außer der klammheim-

lichen Freude bei Merkel & Co., dass ihre Orientie-

rungslosigkeit in wichtigen Zukunftsfragen durch 

die sozialdemokratischen Farbspielereien verdeckt 

werden konnte.

Vor allen Dingen hat die Oberfl ächlichkeit der 

Machtmathematik nicht dazu geführt, die Funda-

mente für eine rot-grüne Perspektive wieder zu 

festigen. Tatsächlich sind seit der Wahl 2005 die 

Zweifel an der Zukunftsfähigkeit des vermeintlich 

rot-grünen Kernes gewachsen – auf beiden Seiten. 

Viele der grünen Bürgerkinder haben die partei-

politischen Lockerungsübungen dazu genutzt, sich 

demonstrativ dem politischen Schoß ihrer Eltern-

häuser wieder anzunähern. Und dies nicht nur aus 

strategischen Gründen. Ob dieses Liebesentzuges 

verbreitet sich auch bei vielen SozialdemokratIn-

nen eine Stimmung, die einer Neuaufl age einer 

rot-grünen Koalition sehr reserviert gegenüber-

steht und sie nur als eine Variante neben anderen 

betrachtet. Begleitet wird diese Einstellung viel-

fach mit dem Hinweis, dass das rot-grüne Projekt 

schon immer ein überschätztes gewesen sei. Dem 

müssen wir dringend entgegentreten.

ò Die SPD muss sich ehrlich machen!

»Denn es gibt wahrlich gute Gründe, die 

dafür sprechen, sich wieder stärker auf die 

konkrete Arbeit an dieser Konstellation zu 

konzentrieren, statt sich weiter an dem öffentli-

chen Koalitionsmikado zu beteiligen. Dies ist kein 

Plädoyer für Naivität. Machtfragen müssen real-

politisch beantwortet werden, aber dafür müssen 

sie sich erst einmal stellen. Die wachsende Offen-

heit gegenüber Anzahl und Anstrich möglicher 

Bündnispartner darf jedenfalls nicht auch zu wach-

sender Bescheidenheit im Denken und Handeln 

führen. Wenn die SPD die große Volkspartei auf der 

linken Seite der Gesellschaft bleiben will, muss sie 

auch so auftreten. Dies gilt umso mehr, wenn man 

sich die Freiheit nimmt, die potenziellen Partner 

mehr so zu sehen, wie sie tatsächlich sind, anstatt 

sie so zu sehen, wie man sie sich gerne wünschen 

würde. Dies gilt sowohl für die unbeirrt marktra-

dikale Westerwelle-FDP, deren häufi g beschwo-

rene Bürgerrechtstradition bei den gegenwärtigen 

liberalen Führungskadern lediglich nostalgische 

Gefühle weckt und deren sozial-liberale Quellen 

in der Tradition Karl Hermann Flachs und Walter 

Scheels erst einmal wieder erschlossen werden 

Neue Kraft der sozial-
ökologischen Idee

von Alexander Bercht 

und Ernst Dieter Rossmann ó ó

Foto: www.photocase.com; © thesweetg
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müssten. Und ein gleiches gilt für eine Linkspartei, 

die sich in Robin-Hood-Manier öffentlichkeitswirk-

sam gegenüber der SPD auf die Lauer legt und nicht 

bemerkt, dass der nationale „Sherwood Forrest“ 

allein auch für sie keinen Schutz mehr bietet, wenn 

das globale „Waldsterben“ längst eingesetzt hat. 

ò  Die SPD muss die Widersprüche 
der neuen Zeit nutzen! 

»Vor allem gibt es jedoch inhaltliche Gründe, 

die den Druck erhöhen, die sozial-ökologi-

sche Idee wieder zu beleben und ihr neue 

Kraft zu verleihen. Vieles spricht dafür, dass die 

realen politischen Herausforderungen und die 

gewandelte gesellschaftliche Stimmung nach den 

spezifi schen Kompetenzen einer erneuerten rot-

grünen Zusammenarbeit verlangen. Zum zweiten 

Mal in der Nachkriegszeit erleben wir das Ausbre-

chen einer Finanzkrise, die ihren Anfang in einer 

Krise auf den Rohstoffmärkten nimmt, um dann 

ein ganzes globales Finanzsystem aus den Angeln 

zu heben. So war es in den 1970er Jahren, als die 

Öl krise die weltweite Infl ation antrieb, bis die 

Notenbanken nicht mehr in der Lage waren, die 

im Bretton-Woods-System fi xierten Wechselkurse 

durch Intervention zu stützen und so das System 

fester Wechselkurse zusammenbrach. Dies erleben 

wir auch heute wieder: Ein durch Schrott-Kredite 

aufgeblähter US-Immobilienmarkt platzte in dem 

Moment, als eine Aufwärtsspirale bei den Öl- und 

Energiepreisen das verfügbare Einkommen breiter 

Teile der Bevölkerung reduzierte und so die Kredit-

Wette bei vielen Haushalten nicht mehr aufging. 

Aus echter Knappheit bei den fossilen Energieträ-

gern, überbordenden Rohstoffspekulationen und 

künstlich aufgeblasenen Immobilienmärkten hat-

te sich so ein brisantes Gebräu entwickelt. Als es 

dann überkochte, wurden aus dem Vertrauen in 

die Finanzinstitutionen und zunehmend auch aus 

der Verfügbarkeit sicherer Arbeitsplätze ebenfalls 

schnell knappe Güter. 

ò  Die neue Zeit verlangt 
sozial-ökologische Antworten!

»Nicht nur die aktuellen Entwicklungen 

zeigen, dass wir in neuen Zeiten leben, die 

eine erneuerte Politik verlangen. Es ist die 

historische Leistung der ArbeiterInnenbewegung 

gewesen, dem Kapitalismus die Demokratie und 

den Wohlfahrtsstaat abzukämpfen. Wir merken 

aber, dass dieser Kompromiss nicht für die Ewig-

keit gemacht war. Dies macht die neue Zeit aus, 

in der wir leben. Eine Zeit, in der für neue Kompro-

misse gestritten werden muss. Arbeit und Umwelt, 

Markt und Demokratie, Wettbewerb und Wohl-

fahrtstaat: Das sind die vermeintlich zentrifugalen 

Kräfte, die wir in eine neue Balance bringen müs-

sen. Die Notwendigkeit dieser neuen Balance ist 

mit den Händen zu greifen. Vollbeschäftigung 

bleibt Illusion, wenn wir steigende Energiepreise 

nur über den Faktor Arbeitsproduktivität zu kom-

pensieren versuchen. Steigende Produktivität bei 

unserem Energieeinsatz kann den (Kosten-)Druck 

auf industrielle Arbeitsplätze abmildern. Auch dies 

gehört dazu, wenn wir von Guter Arbeit reden.

Wirksame sozialstaatliche Absicherung werden 

wir nur erhalten können, wenn wir neue Solidari-

tät darüber herstellen, dass sich alle mit allem an 

seiner Finanzierung beteiligen. Es muss aber auch 

darum gehen, dass ein starker, erneuerter Sozial-

staat Kapitaleinkünfte, aber auch Kapitalmärkte 

nutzen muss, wenn er Sicherheitsnetz bleiben wil, 

statt Drahtseil zu werden. Auch deshalb sind funk-

tionierende Finanzmärkte ein wichtiges öffentli-

 ˘
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ches Gut. Allerdings sehen wir jetzt auch, dass die-

jenigen, die den Umbau des Sozialstaates gerne 

als Versicherungssubventionsprogramm gesehen 

hätten, in diesen Wochen ihr politisches Waterloo 

erleben. 

ò  Die soziale Demokratie ist 
die bessere Ordnung!

»Dabei stellt sich in der gegenwärtigen 

Finanzkrise nicht allein die Frage nach bes-

serer Regulierung. Die brutale Macht der 

globalisierten Finanzmärkte fordert im Kern unse-

re Demokratie heraus. Sie versucht, unsere kollek-

tive Freiheit als Gesellschaft und unsere individu-

elle Freiheit als Individuum zu beschneiden. Die 

Gründung neuer Kontroll- und Regulierungsbehör-

den wird nicht ausreichen, um mindestens wieder 

Augenhöhe mit den Finanzjongleuren herzustellen. 

Dazu müssen wir wieder über die Bedeutung von 

Demokratie diskutieren – auch in der Wirtschaft. 

Dies bedeutet vor allem moderne und gestärkte 

Mitbestimmung sowie eine Renaissance und Reha-

bilitierung der öffentlichen Daseinsvorsorge. 

Angesichts der ökonomischen Entwicklungen 

erhält das Projekt des sozial-ökologischen Umbaus 

neuen Wind in seine Segel. Die globale Erwärmung 

und globale Armut werden wir nicht durch Energie-

sparlampen und Care-Pakete lösen. Diese epocha-

le Menschheitsaufgabe wird nur eine realistische 

Perspektive haben, wenn wir unser gegenwärtiges 

Modell des Wirtschaftens und Arbeitens grund-

legend überdenken. Neun der zehn größten Welt-

konzerne gründen ihr Geschäftsmodell auf der 

Ausbeutung der Umwelt. Die internationalen 

Finanzmärkte nutzen die Instrumente der Kurz-

fristökonomie – Quartalsberichte und Aktienop-

tionen – als Peitsche, um die Schraube bei Sozial- 

und Umweltstandards immer noch ein Stück 

weiter nach unten zu drehen. Dass dieses Gewin-

de sich am Anschlag befi ndet, erleben wir zurzeit. 

Wenn wir nicht erleben wollen, wie die Welt aus-

sieht, wenn die Schraube über den Anschlag hin-

aus gedreht wird, brauchen wir tiefgreifende Ver-

änderungen. Dies erfordert einen grundlegenden 

Strukturwandel, der Gesellschaft und Ökonomie 

über eine Versöhnung von Arbeit und Umwelt in 

eine neue Balance bringt und damit den Weg für 

mehr Beschäftigung, Gute Arbeit und ein gesun-

des Leben ebnet.

ò  Rot-grün jetzt vorbereiten!

»Wir können die ökonomischen, ökologischen 

und sozialen Probleme weniger denn je 

isoliert betrachten. Diese Erkenntnis ist 

nicht wirklich neu. Man muss aus ihr nur die rich-

tigen Konsequenzen ziehen. Rot-grün hat in den 

sieben Jahren mehr bewegt, als wir selber oft wahr 

haben wollen. Vieles ist aber auch unerledigt ge-

blieben und nicht zu Ende gedacht worden. Dies 

ist auch deshalb so verstolpert worden, weil nie 

wirklich ein rot-grünes Projekt aufgebaut und in-

haltlich durchdacht wurde. Um diesen Fehler nicht 

erneut zu begehen, brauchen wir Mut im Denken 

und im Handeln, gerade in Zeiten neuer Unsicher-

heiten und alter Ungerechtigkeiten. Vielleicht 

sogar noch mehr als vor zehn Jahren besteht jetzt 

politische Offenheit und gesellschaftliche Unter-

stützung für den Kurs der sozial-ökologischen 

Erneuerung. Dieser Idee müssen wir neue Kraft 

verleihen.  ó 

û Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, ist Sprecher der Parlamentarischen 
Linken und lebt in Elmshorn.
û Alexander Bercht ist Mitarbeiter der Parlamentarischen Linken und 
lebt in Berlin.
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Der letzte Armuts- und Reichtumsbericht der 

Bundesregierung kommt zu dem Er gebnis, dass 

die Einkommensunterschiede weiter zugenom-

men haben. Gleichzeitig wirkt der Sozialstaat. Ohne 

staatliche Umverteilung würden zwei von fünf 

BürgerInnen dieser Republik in Armut leben. 

ò  Stand der Verteilungsgerechtigkeit 

»Verteilungsgerechtigkeit ist ein weites Feld. 

Die wichtigsten Dimensionen Einkommen, 

Bildung und Gesundheit stehen in einer 

Wechselwirkung zueinander und prägen die 

Diskussion um soziale Gerechtigkeit.

ò  Einkommen

»Die Verteilung der Markteinkommen – die 

so genannte Primärverteilung – ist in den 

90er Jahren ungleicher geworden. Die 

reichsten zehn Prozent verfügten 2001 über fast 

42 Prozent des gesamten Markteinkommens. Die 

unteren 50 Prozent der Einkommenspyramide 

mussten sich mit bescheidenen drei Prozent des 

Kuchens zufrieden geben. Während die durch-

schnittlichen Markteinkommen zwischen 1992 und 

2001 nicht vom Fleck kamen, kletterten diese bei 

den Spitzenverdienern kräftig. Das oberste Hundert-

tausendstel der Einkommensbezieher erzielte 2001 

durchschnittlich 15 Mio. Euro vor Steuern. Damit 

erzielten die 650 reichsten Personen 35 Prozent 

mehr als 1992. Die 65 Superreichen, das oberste 

Millionstel, steigerten im gleichen Zeitraum ihr 

Markteinkommen auf durchschnittlich knapp 50 

Millionen Euro. Ein Plus von fast 53 Prozent.

Die Schere öffnete sich in der zweiten Hälfte 

der 90er Jahre auch bei den Lohneinkommen. 

Zwischen 1998 und 2003 haben die Einkommens-

unterschiede unter den Arbeitnehmern zugenom-

men. Die reichsten zehn Prozent der Lohn- und 

Gehaltsempfänger verfügten 2003 über 26 Prozent 

des gesamten Bruttoeinkommens aus abhängiger 

Beschäftigung. Fünf Jahre vorher lag ihr Anteil 

noch bei 24,7 Prozent. Die unteren 50 Prozent be-

kamen hingegen nur ein Fünftel des Einkommens-

kuchens.

Staatliche Umverteilung kann Ungleichheit 

mindern. In Deutschland nimmt jedoch die Einkom-

mensungleichheit auch nach Transfers, Steuern 

und Abgaben – so genannte Sekundärverteilung – 

zu. Die reichsten zehn Prozent der Steuerpfl ichtigen 

konzentrierten 2003 etwa ein Drittel des gesamten 

Nettoeinkommens auf sich. Die absolute Spitze 

der Einkommenspyramide, das reichste ein Prozent, 

verfügte über mehr als ein Zehntel. 1998 lagen 

die Vergleichswerte bei 31,5 Prozent (reichste 10 

Prozent) bzw. 10,4 Prozent (reichstes ein Prozent). 

Das reichste Zehntel der Arbeitnehmer verfügte 

2003 über 28,3 des gesamten Nettoeinkommens. 

Im Jahr 1998 waren dies noch 26,7 Prozent. 

ò  Bildung

»Die Ungleichheit wird durch Schulen und 

Hochschulen zementiert. Unser Bildungs-

system ist nicht in der Lage, den Zusammen-

hang zwischen sozialer Herkunft und Bildungsper-

formance, also Bildungschancen und Bildungsteil-

habe, zu entkoppeln. Im Gegenteil: Die Bildungs eliten 

reproduzieren sich weitgehend selbst. Ein Aka-

demikerkind hat, bei gleichen Kompetenzen in 

Bundestagswahl 2009: 
neue Verteilungsgerechtigkeit notwendig

von Dierk Hirschel und Knut Lambertin ó ó

Foto: www.fotolia.de; 
© Bernd Kröger
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Mathematik und Lesen, eine viermal so hohe 

Chance, ein Gymnasium zu besuchen, wie ein 

Facharbeiterkind. Vier von fünf Kindern aus Akade-

mikerfamilien studieren. Aus Familien ohne Hoch-

schulabschluss studieren nur 23 Prozent der Spröss-

linge. Ungleiche Bildungschancen sind aber nur ein 

wichtiger Aspekt struktureller sozialer Ungleich-

heit. Neben der sozialen Herkunft verstärken ge-

schlechtliche Diskriminierung oder regionale die 

Herkunft die Ungleichheit.

ò Gesundheit

»Gesundheitliche Beeinträchtigungen wer-

den häufi ger bei sozial benachteiligten 

Kindern festgestellt. Hierzu zählen u.a. Seh-

störungen, Sprachauffälligkeiten, psychomotori-

sche Defi zite, Beeinträchtigungen der geistigen 

Entwicklung, psychiatrische Erkrankungen sowie 

emotionale und soziale Störungen. Eine Ausnahme 

stellt Neurodermitis dar, die häufi ger bei sozial 

besser gestellten Kindern auftritt. Etwa 90 Prozent 

aller Todesursachen im Säuglingsalter haben ihren 

Ursprung in der Perinatalzeit: Schwierige soziale 

Verhältnisse können sich als Schwangerschafts-

risiko auswirken. Unverheiratete ohne feste Partner-

bindung, Angehörige niedriger sozialer Schichten, 

Berufstätige, die schwer arbeiten müssen, und 

berufstätige Mütter, sind stärker gefährdet. Vor 

allem hinsichtlich des Risikos für Früh- und Mangel-

geburten ist der soziale Status wichtig.

Die Ursachen der steigenden Ungleichheit sind 

sehr vielschichtig. Erstens haben ökonomische Ent-

wicklungstrends einer stärkeren Ungleichverteilung 

der Markteinkommen den Weg bereitet. Zweitens 

hat die Politik die negativen Folgen des ökonomi-

schen Wandels verstärkt und die Verhandlungs-

po sition der Gewerkschaften entscheidend ge-

schwächt. Die ungleichere Verteilung der Marktein-

kommen wurde schwächer sozial- und ein kom-

menspolitisch korrigiert. Drittens: Ein sozial hoch 

selektives Bildungssystem und sehr ungleiche ge-

sundheitliche Startbedingungen sowie eine aristo-

kratische Rekrutierungspraxis der gesellschaftli-

chen Eliten verfestigen die Ungleichheit.

ò  Verteilungsgerechtigkeit – 
programmatisch

ó Gerhard Weisser
Verteilungspolitik war in den Zeiten neolibera ler 

Hegemonie im Denken ein Unwort. Dementspre-

chend war das Wissen über den sozialdemokrati-

schen Ökonomen Gerhard Weisser lange verschüt-

tet. Eine Renaissance hat sein Denken durch die 

Armuts- und Reichtumsberichterstattung des 

Bundes erfahren. Weissers Lebenslagenkonzept 

ist maß geblicher Bezugsrahmen des Berichts. 

Dieser Ansatz sei am besten geeignet, dem „mehr-

dimensionalen Charakter von Armut und Reichtum“ 

(1. Armuts- und Reichtumsbericht ) gerecht zu wer-

den. Zudem spiegeln sich nichtmaterielle Aspekte, 

wie Handlungsspielräume, soziale Netzwerke und 

kulturellen Errungschaften, im Lebenslagenkonzept 

wider. Die Teilhabe am Wohl(fahrts)stand ist für die 

Menschen zentral – im Ergebnis. Allerdings haben 

sich manche Menschen auch mit ihrem niedrigen 

Wohlstandsniveau  arrangiert, so Weisser.

„Verteilt werden Lebenslagen“, also alle Aspek-

te des menschlichen Bedarfs. Im Gegensatz zu 

einfachen Interpretationen der Verteilungspolitik, 

sieht Weissers Konzept weit mehr als die Vertei-

lung von Vermögen, Einkommen und Transferzah-

lungen vor. Sie werden ergänzt durch Problem-

lagen: Ausbildungschancen, tatsächlich selbstän-

dige Erwerbstätigkeit (keine Soloselbständigen), 

Migration, Langzeitarbeitslosigkeit, Geschlecht, 

Armut, Sozialprestige und Arbeitszufriedenheit. 

Weissser gilt als einer der Väter des Godesberger 

Programms.

ó Godesberg
Den Arbeiten Weissers entsprechend stellt das 

Godesberger Programm der SPD von 1959 fest, dass 

„die Marktwirtschaft ... von sich aus keine gerechte 

Einkommens- und Vermögensverteilung“ gewähr-

leiste. Es sei eine zielbewußten Einkommens- und 

Vermögenspolitik notwendig, weil diese ungerecht 

verteilt seien. Diese Ungleichheit resultiere aus 

der massenhaften Vermögensvernichtung durch 

Krise, Krieg und Infl ation sowie aus einer „Wirt-

schafts- und Steuerpolitik, die die Einkommens- 
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und Vermögensbildung in wenigen Händen be-

günstigt und die bisher Vermögenslosen benach-

teiligt.“ Weiter stellte die SPD in Godesberg bereits 

fest, dass die privilegierten Schichten sich schran-

kenlos entfalteten, während besonders wichtige 

Gemeinschaftsaufgaben, wie Wissenschaft, For-

schung und Erziehung, vernachlässigt würden.

ó Berlin
Das Ziel der Verteilungsgerechtigkeit fi ndet 

sich ebenso im Berliner Programm wieder. Im 

Grund werteabschnitt steht folgende Formulie-

rung: „Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in 

der Verteilung von Einkommen, Eigentum und 

Macht, aber auch im Zugang zu Bildung, Ausbil-

dung und Kultur. Gleiche Lebenschancen bedeu-

ten nicht Gleichförmigkeit, sondern Entfaltungs-

raum für individuelle Neigungen und Fähigkeiten 

aller.“ Die Gesellschaft werde durch alte und neue 

Privilegien charakterisiert. Einkommen, Vermögen 

und Chancen seien ungleich verteilt. Dies wirke sich 

auf die Willensbildung in Politik und Staat aus.

ó Hamburg
Im Hamburger Programm will sich die SPD 

grundsätzlich nicht von den Erkenntnissen ihrer 

Nachkriegsprogramme trennen. Weiterhin wird 

die ungleiche Verteilung von Einkommen und 

Vermögen beklagt. Gerechtigkeit erfordere mehr 

Gleichheit in der Verteilung von Einkommen, Ver-

mögen und Macht. Große Ungleichheiten in der 

Verteilung bedrohten die Gleichheit der Lebens-

chancen. Daneben kennt das aktuelle Parteipro-

gramm Gerechtigkeitsbegriffe, in deren Zentrum 

Teilhabe und Lebenschancen stehen. Diese dürfen 

aber getrost unter Verteilungsgerechtigkeit ein-

gereiht werden. Anders ist es mit dem Konzept 

der Leistungsgerechtigkeit. Dies bedeutet, dass 

das Einkommen einer Person der Marktleistung 

für Andere entsprechen soll.

Mit Verteilungsgerechtigkeit ist das selbst 

wohl meinend nicht in Einklang zu bringen. Bereits  

Weisser stellte vor über 50 Jahre zu Recht fest, dass 

auch Leistung nicht voraussetzungslos ist. Viel-

mehr beruhe die Leistung auf ungleich verteilten 

Voraussetzungen. 

ò Bundestagswahl 2009

»Angesichts der realen Ungleichheiten und 

der Forderung des Hamburger Parteipro-

gramms nach mehr Verteilungsgerechtig-

keit stellt sich die Frage, wie die SPD dies erreichen 

kann. Ein „Weiter so!“ verbietet sich. 

Im Wahlprogramm muss ein deutliches Be-

kenntnis zur Verteilungsgerechtigkeit stehen. Dazu 

gehört auch, verteilungspolitische Instrumente 

für deren Durchsetzung zu benennen.

Zunächst muss aber die Unübersichtlichkeit 

der sozialdemokratischen Gerechtigkeitskonzepte 

überwunden werden. Dabei muss man sich von 

ungeeigneten Konzepten verabschieden: Ein ge-

rechter Prozess schafft noch keine Gerechtigkeit 

im Ergebnis, wenn bereits die Startchanchen un-

gleich verteilt sind. Daher verbieten sich Ansätze 

wie Leistungsgerechtigkeit und prozedurale Teil-

habegerechtigkeit. Auch eine ungerechte Vertei-

lung zwischen den Generationen festzustellen, 

mag zwar eine Herausforderung darstellen. Jedoch 

muss angesichts der Verlässlichkeit politikwissen-

schaftlicher oder -beratender Prognosen deren 

Tauglichkeit bezweifelt werden. Solche Konzepte 

sind eher dazu geeignet, Angst zu verbreiten und 

Lösungsmöglichkeiten in der Gegenwart zu ver-

neinen. Generationensolidarität statt Generatio-

nengerechtigkeit wäre eine richtige sozialdemo-

kratische Antwort.

Auch geeignete Gerechtigkeitskonzepte  müs-

sen sich der Frage stellen, mit welcher Politik sie 

verwirklicht werden können. Schließlich müssen 

sie die ungleiche Primär- und Sekundärverteilung 

verringern. Und im Gegensatz zu den vorange-

gangenen zehn Jahren sozialdemokratischer Re-

gierungsbeteiligung müssen im nächsten Wahl-

programm Konzepte und Instrumente für eine 

gerechtere Verteilung der Lebenslagen stehen und 

glaubhaft vertreten werden.

 ˘
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Für einen politischen Kurswechsel braucht es 

eine Gesamtstrategie. Eine Konzentration auf ein-

zelne Politikbereiche wird dem Problem nicht 

ge recht. So kann eine expansive Bildungspolitik 

die Zahl der Studierenden und die Qualität der 

Abschlüsse erhöhen. Bei anhaltend hoher Arbeits-

losigkeit steigt jedoch nicht die Chancengleichheit 

auf dem Arbeitsmarkt. Der Verdrängungswett-

bewerb setzt sich lediglich auf höherem Niveau 

fort.

Im Mittelpunkt einer Politik für mehr Vertei-

lungsgerechtigkeit steht die Überwindung der 

ungleichen Machtverhältnisse auf dem Arbeits-

markt. Hier haben die steigende Ungleichvertei-

lung der Einkommen und die sinkende Lohnquote 

ihren Ursprung. Eine erfolgreiche wirtschaftspoli-

tische Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit 

und eine bessere Regulierung des Arbeitsmarktes 

würden wesentlich dazu beitragen, die Verhand-

lungsposition der abhängig Beschäftigten zu 

stärken.

Eine konjunkturgerechte Finanz- und Geld po li-

tik kann für höheres Wachstum und mehr Beschäfti-

gung sorgen. Ziel ist ein qualitatives Wirtschafts-

wachstum. Eine nachhaltige Wachstums- und 

Beschäftigungspolitik umfasst Innovationspolitik 

ebenso wie öffentliche Investitionen in ökologi-

sche Modernisierung und Sanierung (ÖPNV, Bahn, 

Wasserver- und -entsorgung, energetische Gebäu-

desanierung). Dieser ökologische Umbau ist be-

schäftigungsintensiv und verknüpft somit Ökolo-

gie und Arbeit. Darüber hinaus sollte der Bereich 

der qualifi zierten sozialen Dienstleistungen (Ge-

sundheit, Bildung) solidarisch fi nanziert ausgebaut 

werden. Der skandinavische Weg redu ziert durch 

die einhergehende bessere Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf ein zentrales Armutsrisiko.

Die SPD benötigt ein glaubhaftes verteilungs-

politisches Konzept, das sowohl die  Primär- wie 

auch die Sekundärverteilung einbezieht.

Vor der Agenda 2010 waren die Verteilungsver-

hältnisse nicht paradiesisch. Unter der Agenda 2010 

wurden die gewerkschaftliche Verhandlungspo-

sition und Wirkungsmächtigkeit des Sozialstaates 

beschnitten. Ob es sich hierbei um nicht beabsich-

tigte Nebenwirkungen handelt, sei dahingestellt. 

Dass die SPD in der Vergangenheit eine gerech-

tere Verteilung wollte, davon gehen wir aus. Ent-

scheidend sind jedoch die Ergebnisse. Und diese 

sprechen leider eine sehr deutliche Sprache. Folg-

lich reicht eine reine Willensbekundung für ein 

Mehr an Verteilungsgerechtigkeit im kommenden 

Bundestagswahlkampf nicht mehr aus. Es bedarf 

einer neuen Qualität sozialdemokratischer Ver-

teilungspolitik! ó 

û Dr. Dierk Hirschel ist Chefökonom des Deutschen Gewerkschafts-
bundes.
û Knut Lambertin ist Gewerkschaftssekretär und einer der Koordina-
toren des Kasseler Kreises.
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»1. Die politische Blockierung nach der Hessen-

wahl von 2008 war kein Problem von Per-

sonen, sondern von Flügelkämpfen. Eine 

Gleichschaltung der Parteifl ügel hindert die Partei-

en, die Vielfalt und den Wandel der Wählermilieus 

hinreichend zu repräsentieren und zu mobilisieren. 

Die Verluste der Volksparteien in der Bundes-

tagswahl von 2005 haben wie ein Schock gewirkt. 

Tatsächlich war das Ergebnis nicht neu. Bereits 

1990 lag die SPD bei 33,5 Prozent, 1994 bei 36,4 

Prozent. 1998 fi el die CDU auf 35,1 Prozent (-6,4 

Prozent), während die SPD Schröders wieder auf 

40,9 Prozent (+4,5 Prozent) anwuchs. In den rot-

grünen Jahren erlitt die SPD regional bis zu zwei-

stellige Stimmenverluste. Dies setzte sich in der 

Bundestagswahl 2005 fort, in der Schröder mit 

34,2 Prozent abgewählt wurde. Wider Erwarten 

sank auch die CDU/CSU auf 35,2 Prozent. Nach-

haltig gestärkt wurden stattdessen die kleineren 

Parteien einschließlich der Linkspartei. 

Die Verluste der Volksparteien traten nur dort 

ein, wo die Parteifl ügel mit den großen sozialen 

Strukturverschiebungen nicht umgehen konnten. 

Herausgefordert sind sie durch eine Kombination 

von horizontalen und vertikalen Verschiebungen 

der Sozialstruktur und ihrer Klientele.

»2. Horizontale Differenzierungen der Sozial-

struktur: Die wachsenden höherqualifi zier-

ten und dienstleistenden Berufsmilieus 

be fürworten „postmaterielle“ Werte der Partizi-

pation: Gleichstellung von Frauen und Migranten, 

Öko logiewende, Abbau autoritärer Bevormun-

dung.

Die Klassenstruktur ist nicht verschwunden, 

aber sie hat sich seit den sechziger Jahren auf allen 

Etagen zu moderneren „Klassenfraktionen“ (Walter 

Müller) verschoben. Oben, bei den Erwerbs gruppen 

mit Hochschul- und Fachschulabschluss, sind die 

Humandienstleistungen und  Technischen Exper-

tenberufe auf mehr als 20 Prozent gewachsen. Zu 

ihnen gehören die gehobenen Bildungs-, Gesund-

heits-, Sozial- und Kulturberufe sowie die Ingenieur-

, Informatik- und Architekturberufe. Sie wählen 

eher rot-grün. Dagegen umfassen die oberen admi-

nistrativen Dienstleistungen, die eher schwarz-gelb 

wählen, nur 15 Prozent. Zu ihnen gehören die Juris-

tInnen, BetriebswirtInnen und anderen „Führungs-

kräfte“ in staatlichen und privaten Management-

berufen. Auch in der Mitte der ArbeitnehmerInnen 

bilden die modernen, besser qualifi zierten Milieus 

die Mehrheit, während die konservativen, herkömm-

lich qualifi zierten geschrumpft sind. 

   Die konservativen Milieus verloren an Hege-

monie. Die modernisierten Berufe brauchten mehr 

Spielräume der Partizipation, der Selbst- und Mit-

bestimmung. Diese „postmateriellen“ Werte er-

Zwischen autoritärer und 
partizipatorischer Demokratie

Das „neoliberale Modell Deutschland“ 

der SPD-Führung ist in der Krise

Sechs Thesen von Horst Peter und Michael Vester ó ó

Foto: www.fotolia.de; © PeJo
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setzten nicht die arbeitnehmerischen Werte, son-

dern verbanden sich mit ihnen. Der Ausbau der 

modernisierten Berufe verlief in Deutschland 

allerdings deutlich gebremster als in anderen, be-

sonders den skandinavischen Ländern. Die Brem-

sung des Tertiärsektors hat, wie Blossfeld errech-

net hat, mit der Drosselung der Staatsausgaben 

schon unter Kanzler Schmidt begonnen; die Kos-

tensenkungen sollten die industrielle Exportkraft 

des „Modells Deutschland“ erhöhen. Seitdem drückt 

die wirtschaftsliberale Sparpolitik zunehmend die 

Beschäftigtenzahl, die Gehälter und die Arbeits-

qualität im Gesundheits-, Sozial-, Kultur- Bildungs- 

und Forschungssektor.

Durch den Grundsatz „billiger statt besser“ und 

den Mangel an gut ausgebildeten Fachkräften 

sind die Standards der Bildung, der Gesundheits-

versorgung usw. zu Lasten der weniger privilegier-

ten sozialen Schichten gesenkt worden. Die zu 

wenigen Beschäftigten werden als „faule Säcke“ 

(Schröder) einer bürokratisierten „Qualitäts“-Kon-

trolle unterworfen. Die Überreglementierung trifft 

heute auch die Technikberufe. Fachfremde neue 

Kontrollbürokratien urteilen mit betriebswirtschaft-

lichen Kriterien über Leistungen, die nur mit der 

Fachkompetenz der Pädagogik, der Medizin, der 

Wissenschaft bzw. der Technologie beurteilt wer-

den können. Damit wurde die organisatorische 

Hegemonie der administrativen Dienstklasse wie-

derhergestellt. Der Preis war die hohe politische 

Verdrossenheit der moderneren Milieus, die die 

Volksparteien viele Stimmen kostete. Sie reagier-

ten darauf verschieden.   

In der SPD hat sich eine konservative Interessen-

koalition durchgesetzt, die die neuen Entwicklun-

gen heftig bekämpft. In der Union dagegen hat 

nach 2005 der moderne Flügel der Einsicht Geltung 

verschafft, dass auch ihre eigene bürgerlichen 

Klientel eine modernere Familien-, Geschlechter-. 

Ökologie-, Bürgerrechts- und Ausländerpolitik 

braucht. Die CDU/CSU in Hamburg, Hessen und 

Bayern wandte sich nach dem Scheitern von Neu-

aufl agen autoritärer Politik ihrer ergrünten Stamm-

klientel oder gar Bündnissen mit den linksbürger-

lichen „Grünen“ zu.

»3. Vertikale Klassenspaltungen: Die wach-

sende Kluft zwischen privilegierten und 

unterprivilegierten Gruppen ist kein natur-

notwendiger Prozess, sondern politisch gestaltet. 

Dies verletzt die Grundsätze des historischen 

Sozialmodells der BRD: Leistungsgerechtigkeit und 

Statussicherung. 

Die frühere Integrationskraft der Volksparteien 

beruhte auf dem historischen Sozialmodell der BRD, 

das sie nach 1945 mitgeschaffen hatten. Die Gesell-

schaft war damals nicht weniger als heute durch 

große Verwerfungen herausgefordert. Zu integrie-

ren waren Millionen von Flüchtlingen und von 

Menschen, die durch die Modernisierung erst der 

Landwirtschaft und dann der Industrie „freigesetzt“ 

wurden. Sie waren zu diesen Umstellungen bereit, 

weil die Risiken fl ankiert wurden durch den Ausbau 

des Sozial- und Bildungssystems und eine erfolg-

reiche gewerkschaftliche Rechts-, Tarif- und Mit-

bestimmungspolitik. Die Prinzipien des Modells 

waren Leistungsgerechtigkeit und Statussicherung. 

Hohe Leistung sollte zur Teilnahme am Wohlstand 

und zur Mitbestimmung berechtigen. Notlagen 

sollten nicht zu Statusverlusten führen.

Die Mehrheit der ArbeiterInnen rückte in die 

Standards der Mitte auf. So schwanden die Merk-

male der früheren „Proletarität“, d.h. der unsiche-

ren Beschäf tigung, der sozialen Rechtlosigkeit und 

der geringen Fach- und Bildungsstandards. Sogar 

die „Unter schicht“ von gering Qualifi zierten ge-

langte erstmals in sichere Arbeitsplätze, wenn 

auch noch in hoch belastenden Tätigkeiten. 

1972 verkündete Brandt, den historischen Kom-

promiss der „sozialen Marktwirtschaft“ zum 

Mo dell einer „Arbeitnehmergesellschaft“ nach dem 

skandinavischen Beispiel weiterzuentwickeln, als 

Alternative zur „Macht des großen Geldes“ und mit 

den modernisierten „sozialliberalen“ Bildungsschich-

ten als Partner. Sein Wahlsieg war so hoch, weil 

er eine Vielfalt von sozialen Gruppen ansprach; 

die sich nicht blockierten, sondern akzeptierten, 

so dass ein Heer von freiwilligen Multiplikator-

Innen mobilisiert werden konnte. 
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Besonders seit den neunziger Jahren verschärft 

sich wieder die Teilung der Gesellschaft in positiv 

und negativ privilegierte, in sichere und unsichere 

soziale Lagen. Nach den Daten des Deutschen 

Instituts für Wirtschaftsforschung bis 2005 

(Wochenbericht des DIW 12/2007, S. 179f) entsteht 

eine Teilung in vier Lagen:

ò  18 Prozent nehmen nicht mehr am Wohlstand 

teil, sie liegen an oder unter der Armutsgrenze 

(60 Prozent des mittleren Einkommens). Zu 

unterschei den sind zwei Teilgruppen. 8,4 Pro-

zent leben in verfestigter Armut (mit nur 43,1 

Prozent d. m.E.). Diese Armutsschicht ist nach 

1990 stetig gewachsen. Sie entsteht nicht aus 

Absteigern aller Schichten. Vielmehr besteht 

ein „stabiler Zusammenhang zwischen Armut 

und Klassenzugehörigkeit“: die Absteiger ent-

stammen überwiegend der Schicht der gering 

qualifi zierten Arbeitneh mer, wobei die Gruppen 

mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende 

und Familien mit mehr als zwei Kindern be-

sonders betroffen sind. – Weitere 10,1%, leben 

in Prekarität; sie liegen, mit 60,9% d.m.E., direkt 

an der Armutsgrenze, unter die sie immer wie-

der sinken.

ò  8,5 Prozent sind temporär oder partiell Arme. 

Mit ca. 68% d.m.E. liegen sie knapp über der 

Armutsgrenze. Zu ihnen wie zur den „Prekären“ 

gehören auch Menschen mit guter Fachaus-

bildung, die in die auf 38% der Beschäftigten 

gewachsenen Sektoren „atypischer Arbeitsver-

hältnisse“, also Niedriglohn, Leiharbeit, befris-

tete Beschäftigung, Teilzeitarbeit usw., abge-

drängt sind.

ò  26,1 Prozent leben in instabilem Wohlstand 

(89,0 Prozent d.m.E.). Die Gruppe hat kontinuier-

lich und etwa in dem Maße abgenommen, wie 

die verfestigte Armut zunahm.

ò  Nur noch 45,9 Prozent leben in eher dauerhaft 

gesichertem Wohlstand, mit 131,8 Prozent des 

mittleren Einkommens.

Inzwischen diagnostiziert das DIW eine „schrump-

fende Mittelschicht“ (Mitt. d. DIW 10/2008, S. 101). 

Das Schichtgefüge ruht nicht in mehr in sich selbst, 

in einer statussicheren Arbeitnehmermitte. Bei fast 

20 Prozent in akuter Unsicherheit ist das soziale 

Gleichgewicht nur labil. Erhöht sich die Unsicher-

heit über die Grenze des „submerged fi fth“ (Har-

rington) hin aus, in eine Destabilisierung in der 

anspruchsvollen Mitte, dann ist eine unruhigere 

politische Situation zu erwarten. Die jetzige Welt-

rezession wird auch die ArbeitnehmerInnen von 

immer mehr Exportindustrien, der tragende Säulen 

des alten deutschen Produktionsmodells, errei-

chen. Die Herausforderungen an die Parteien, das 

Modell zu revidieren, werden sich potenzieren.

»4. Das gegen die Bevölkerung durchgesetz-

te neoliberale Modell Deutschland unter-

schätzt die zunehmende Bedeutung des 

beschriebenen Strukturwandels. Daher erstarken 

Parteien, die diese Themen hervorheben: Ausbau 

von Partizipation, sozialer Sicherung und ökolo-

gischer Nachhaltigkeit, Abbau von Privilegien und 

autoritärer Bevormundung. 

Die dominanten Gruppen der SPD haben die 

sozialen Veränderungen zu wenig als tiefere Struk-

tur trends und zu sehr als „vorübergehende“ Pro-

jekte „machthungriger“ Konkurrenten behandelt. 

Unter Schmidt und Wehner wurden die „Postma-

terialisten“ als „Feinde“ aus der SPD ausgegrenzt, 

bis sie die „Grünen“ aufbauten. Ähnliches hat sich 

jetzt wiederholt, als  ausgegrenzte gewerkschaft-

liche und intellektuelle Stammgruppen der Sozial-

demokratie der Linkspartei zugetrieben wurden.

Verdrängt wird, dass die hohen Verluste der SPD 

seit 1999 von Politikern des rechten SPD-Flügels 

eingefahren wurden. So verlor 2003 in Hessen 

Gerhard Bökel, mit Jürgen Walter als Wahlkampf-

leiter, 10,3 Prozent und in Niedersachsen Sigmar 

Gabriel 14,4 Prozent. In Nordrhein-Westfalen ver-

loren Wolfgang Clement (2000) und Peer Stein-

brück (2005) zusammen 8,9 Prozent. Die Verluste 

von Schröder (2002 und 2005) im Bund summier-

ten sich auf 6,7 Prozent. 

 ˘
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  Verdrängt wird, dass SPD-Gewinne nur dort 

erzielt wurden, wo Alternativen zu Schröders Kurs 

praktiziert wurden. So errang 2006 Kurt Beck mit 

45,6 Prozent der Stimmen die absolute Mehrheit 

im Mainzer Landtag. Er gewann durch seine enge 

Fühlung mit den Milieus der großen konservativen 

und modernen Arbeitnehmermitte. Er hatte u.a. 

die identitätsstiftende Sozialpolitik des „vorsor-

genden Staats“ revitalisiert, ein modernes Mobi-

lisierungsprogramm für das zivilgesellschaftliche 

Engagement der etwa 12.000 Vereine des Landes 

geschaffen und das dreigliedrige Schulsystem 

durch die „Regionalschule“ ersetzt. 

2008 gewann die hessische SPD mit Andrea 

Ypsilanti die meisten der mit Bökel und Walter 

verlorenen Stimmen zurück, mit 36,7 Prozent (+ 

7,6 Prozent). Anders als in Niedersachsen und 

Hamburg setzte Ypsilanti auf die programmati-

sche Integration der Parteifl ügel. Nach der knap-

pen Nominierungsentscheidung bei der Beset-

zung der Spitzenkandi datur eine zwingende 

Notwendigkeit. Die integrierende Leitformel lau-

tete: die SPD setzt auf soziale und ökologische 

Gerechtigkeit durch eine der Nachhaltigkeit ver-

pfl ichtete Wirtschaftspolitik. Die Konkretisierung 

gelang im Wahlprogramm mit den Schwerpunk-

ten „gerechte Bildung“, „Ener gie wende durch 

erneuerbare Energien“, „soziale Gerechtigkeit und 

gute Arbeit“ verkörpert durch Personen mit gro-

ßer Glaubwürdigkeit für ihre Inhalte: Rainer Do-

misch als einer der Väter des Schulsystems in 

Finnland, Hermann Scheer als Protagonist der 

ökologischen Energiewende und Ypsilanti als Geg-

nerin der Agenda 2010 schon auf dem SPD-Par-

teitag 2003. In dem Programm wurden bewusst 

Reformforderungen aus der Mitte der Gesellschaft 

aufgegriffen. Der Wahlerfolg gründete auf einer 

überdurchschnittlichen Mobilisierung aus der 

Nichtwählerschaft und dem rot-grünen Wähler-

segment für einen konkreten Politikwechsel in 

Hessen. Die Absage an ein Bündnis mit der Links-

partei sollte die Hürde für taktische Linkswähler 

möglichst hoch machen und den rechten Partei-

fl ügel integrieren. Der Kampf gegen eine rot-grü-

ne Minderheitsregierung setzte erfolgreich auf 

den Abbau der Glaubwürdigkeit von Ypsilanti und 

die Verunglimpfung von Scheer in einer seit Brandts 

Zeiten nicht mehr erlebten Politmobbingkampa-

gne mit Beteiligung des rechten Parteifl ügels.

» 5. Die Differenzen zwischen den Flügeln 

sind sinnvoll, solange sie die verschiedenen 

Milieus repräsentieren. Sie werden destruk-

tiv, wenn Flügel von externen wirtschaftlichen und 

medialen Machtnetzwerken instrumentalisiert 

werden. Die Vier, die die rot-grünen Regie rung in 

Hessen verhinderten, haben dies als Entscheidung 

des Gewissens präsentiert. Ebensosehr war dies 

eine politische Entscheidung. Dagmar Metzger ist 

dem konservativen Seeheimer Kreis verbunden, 

Jürgen Walter der moderneren Variante der Partei-

rechten, den Netzwerkern. Die Vier haben kaum 

ohne Wissen und Zustimmung ihrer Flügelexpo-

nenten gehandelt.

Kurz vor ihrem Auftritt hat die ZEIT einen Leit-

artikel mit massiven, persönlich gefärbten Angrif-

fen gegen die Wahl von Ypsilanti veröffentlichte. 

Diese strategische Intervention, die den Vier Rücken-

Foto: Christian Kiel
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wind gab, wird kaum ohne Billigung der Heraus-

geber Schmidt und Naumann, der zusammen mit 

Müntefering zuvor Beck als Sündenbock seiner 

Wahlniederlage in Hamburg angeprangert hatte, 

erfolgt sein. Schmidt denkt in strategischen Kon-

zepten. Er hatte in der ZEIT schon lange die speku-

lativen „Auswüchse“ des Kapitalismus kritisiert, aber 

die neoliberale Variante des „Modells Deutschland“ 

verteidigt.

Die Vernetzungen des rechten Flügels sind 

le gitim und zur Mobilisierung der konservativen 

Arbeit nehmermilieus unerlässlich. Mit etwa 24 Pro-

zent sind diese Milieus zwar zehn Prozent weniger 

als die modernen Arbeitnehmermilieus, aber doch 

eine Gruppe, die nicht übergangen werden darf. 

Allerdings werden sie zunehmend von Netzwerken 

außerhalb der Partei überlagert. Zu diesen gehö-

ren nicht nur einige Journalisten der ZEIT, die seit 

Jahren geradezu kreuzzugartig die Agenda-Politik 

Schröders, Münteferings und Steinmeiers verfoch-

ten und Kritiker gerne als irrational oder inkompe-

tent abqualifi ziert haben. Zum intervenierenden 

Macht komplex gehört auch die Energiewirtschaft, 

die, wie Wolfgang Streeck in seinem neuen Buch 

aufweist, zu einem der bestorganisierten wirtschaft-

lichen Machtzentren aufgerückt ist. Von der Ener gie-

 wirtschaft, die seit je zu den vom Staat protegier-

ten Branchen gehört hat, hängen auch die Arbeits-

plätze im Bereich konservativerer Gewerk schaften 

ab. Es ist verständlich, dass Gewerkschafter wie 

Hubertus Schmold und Energiepolitiker wie Wolf-

gang Clement diese Arbeitsplatzpolitik vehe ment 

verteidigen. Die Vehemenz ist Clement aller dings 

kurz vor der Hessenwahl zu dem Aufruf ge raten, 

die SPD nicht zu wählen, da sie mit der Ener gie-

wende eine „Deindustrialisierung“ betreibe.

Hier tun sich dann doch Bruchlinien zu den in-

nerparteilichen konservativen Flügeln auf. Diese 

waren, über ihre zahlreichen MandatsträgerInnen, 

Partei mit glieder und PolitikerInnen noch eng mit 

ihren Wählern verbunden. Nun verlieren sie sie. Dies 

be deutet für viele „Edeka“, Ende der Karriere. Die-

se Politik ist nicht unbedingt irrational, weil sie die 

Anhänger demobilisiert, jedenfalls nicht für solche 

Bundespolitiker, die nur in einer Großen Koalition 

ihre Ämter und Einfl üsse sicher haben. Selbst wenn 

die SPD auf 25 Prozent und die CDU/CSU auf 35 

Prozent schrumpfte, bliebe für lange Zeit eine 

reichliche Parlamentsmehrheit in Berlin. Erst gro-

ßer Druck aus der Gesellschaft kann einen Wandel 

erzwingen. Das ist aber nicht ausgeschlossen. 

» 6. Politische Alternativen: Zwischen auto-

ritärer und mobilisierender Politik

Das neoliberale Modell Deutschland setzt nicht 

allein auf die freien Marktkräfte, sondern auch auf 

ein autoritäres betriebswirtschaftliches Reglement 

in vielen Bereichen. Diese Spar- und Reglementie-

rungspolitik entwickelte sich zur Falle. Sie wollte 

durch Kostensenkungen die deutsche Führung 

auf dem Weltmarkt stärken. Die Staats- und Konsu-

mentennachfrage wurde gesenkt, um die Exporte 

zu verbilligen. Jetzt, da die weltweite Rezession die 

Exportnachfrage auf einem Sektor nach dem an-

deren einbrechen lässt, fehlt die ausgleichende 

Inlandsnachfrage. 

Die Regierung war unvorbereitet. Noch im 

September 2008 hatte Finanzminister Steinbrück 

im Bundestag mit markanten Sprüchen betont, 

dass die Finanzkrise nicht auf die Realwirtschaft 

überspringen werde. Ein Konjunkturprogramm 

sei Geldverschwendung. Inzwischen sieht sich 

Berlin wenigstens zu Ansätzen einer Nachfrage-

stärkung genötigt. Doch Sachverständigenrat, Wirt-

schaftsakteure und internationale Instanzen mah-

nen, das Programm sei zu klein und zu beliebig 

und bediene nur bestimmte Klientele. 

Offenbar wird die alte Bastelei, an der einen 

oder anderen Stellschraube zu drehen, fortgesetzt, 

anstatt die Wirtschaftskrise als Chance zu sehen, 

die Klimakrise und die sozialen Problemlagen zu 

bekämpfen. Nicht vorbereitet ist ein Programm 

aus einem Guss, das den lange nötigen Investiti-

ons- und Beschäftigungsschub im Bildungs-, Ge-

sundheits- und Sozialsektor, die Stärkung der 

sozial Unterprivilegierten, die Energiewende und 

die Mobilisierung der Bevölkerung miteinander 

verbindet. Erst recht ist nicht daran gedacht, die 
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durch das betriebswirtschaftliche Reglement ver-

ursachte lähmende Demobilisierung in diesen 

Sektoren rückgängig zu machen. 

Nach wie vor kämpfen hier die zwei Fraktionen 

der oberen Milieus um die Führungsrolle. Es ver-

wundert nicht, dass jeder Versuch, das rot-grüne 

Projekt und die vielfältige soziale Mobilisierung 

der Willy-Brandt-Zeit zu erneuern, mit der klassi-

schen autoritären Feinbildpolitik und Sündenbock-

suche beantwortet wird, während gleichzeitig 

versucht wird, für die eigene Seite die Magie charis-

matischer Führerfi guren zu beschwören.

Ihre Hilfl osigkeit gegenüber der Rezession wird 

das Ansehen dieser „Elite“ von „Machern“ weiter 

untergraben. Steinbrücks Wort, man habe nichts 

voraussehen können, wird in den USA widerlegt. 

Die neoliberale Interessenwirtschaft von Bush wird 

abgelöst durch Kräfte, die – was dort zum ökono-

mischen Grundwissen gehört – die große Depres-

sion nach 1929 und die Gegenpolitik unter Präsi-

dent Roosevelt genau studiert haben. Sie wissen, 

dass es nicht nur auf die staatliche Wirtschafts-

politik, sondern genauso auf die Mobilisierung der 

sozialen Kräfte, die Beteiligung der Ausgeschlos-

senen ankommt. Sie wissen auch, dass eine solche 

Mobilisierung sozialer Teilhabe schon einmal wie-

derholt werden konnte, unter Präsident Kennedy 

in den frühen sechziger Jahren. Sie hat den auto-

ritären Muff auch international weggeblasen und 

Bewegungen in vielen anderen Ländern ermun-

tert. Insofern ist das rot-grüne Projekt in Hessen 

weiterhin als Alternative für die Bundespolitik von 

Bedeutung. ó 

û Dr. phil. Michael Vester, geb. 1939 in Berlin, ist Professor i.R. an der 
Leibniz Universität Hannover und forscht zur politischen Soziologie 
sozialer Strukturen, Mentalitäten, Milieus und Bewegungen. Letzte 
Buchveröffentlichung: Die neuen Arbeitnehmer (m. C. Teiwes-Kügler 
u. A. Lange-Vester), m.e. Vorwort von Berthold Huber, Hamburg 2007. 
.
û Horst Peter, spw-Mitherausgeber, lebt in Kassel.
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ò  Linkswende 09: Hochschulkongress 
des Juso- Bundesverbandes 

Der Juso-Bundesverband lädt zu „Linkswende09 

– Der Kongress“ vom 06.-08.Februar 2009 in die 

Humboldt-Universität in Berlin ein. Dort diskutie-

ren sie mit Interessierten und zahlreichen Gästen 

aus Politik, Wissenschaft, Gewerkschaften, Verbän-

den und sozialen Bewegungen über eine linke 

Politik der Zukunft. Gesine Schwan, Martin Schulz, 

Prof. Dr. Bofi nger, Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin, 

Björn Böhning oder die sächsische Wissenschafts-

ministerin Eva-Maria Stange zählen ebenso zu den 

Gästen wie Fabio Longo von Eurosolar oder Marei 

Pelzer von Pro Asyl. Mit Prof. Birgit Mahnkopf dis-

kutieren die TeilnehmerInnen über linke Gestal-

tungsmöglichkeiten der Globalisierung. Prof. Dr. 

Michael Krätke bietet einen Workshop zur Aktua-

lität marxistischen Denkens an. 

˘      Anmeldung: www.linkswende09.de 

ò  Björn Böhning für den Bundestag
nominiert

Björn Böhning, spw-Redaktionsmitglied und 

Vorsitzender des Forums DL21, hat die Mitglieder-

befragung der SPD-Friedrichshain-Kreuzberg zur 

Nominierung des Bundestagskandidaten gewon-

nen. Wie die Auszählung am 12. November ergab, 

hatte er sich mit 57 Prozent von 453 abgegebenen 

Stimmen gegen die Mitbewerber Harald Georgii 

und Ahmet Iyidirli durchgesetzt. Die Delegierten-

versammlung bestätigte dieses Votum am 1. Dezem-

ber 2008 mit 92 Prozent. spw gratuliert Björn 

Böhning herzlich zu seiner Wahl und wünscht ihm 

einen erfolgreichen Wahlkampf! 

ò  Fortschritt, Leistung, Gerechtigkeit: 
Konvent von DL21 und spw  

Der Konvent des Forum DL21 – in diesem Jahr 

in Zusammenarbeit mit der Zeitschrift spw – be-

schäftigt sich vom 28.- 29.März 2009 mit der Pers-

pektive einer modernen Sozialpolitik. Im Zentrum 

steht die Frage, wie auch im 21. Jahrhundert sozia-

ler Aufstieg möglich ist und wie Gerechtigkeit zu 

buchstabieren ist.

˘      Veranstaltungsort: Umspannwerk Berlin-Kreuz-

berg, Paul-Lincke-Ufer 20, Berlin

˘      Weitere Informationen: www.forum-dl21.de

ò  Thilo Scholle als Vorsitzender 
des IDA e. V. bestätigt

Thilo Scholle bleibt Vorsitzender des Informa-

tions- und Dokumentationszentrums für Antirassis-

musarbeit IDA e.V.. Die Delegiertenversammlung 

in Hattingen wählte das spw-Redaktionsmitglied 

am 29. November 2008 erneut in das Amt. 

ò  Von Skandinavien lernen? Studie für 
die Parlamentarische Linke erschienen

Reinhold Rünker, Geschäftsführer des Forums 

DL21, kommt in seiner Studie zu dem Schluss, dass 

die Reformmaßnahmen der skandinavischen Län-

der Anfang der 1990er Jahre kaum auf Deutsch-

land übertragebar sind. Die vielfältigen Instrumen-

te entfalteten ihre Wirkung nur im jeweiligen 

sozialen und ökonomischen Kontext. Vielmehr 

sollten politische Leitlinien in den Mittelpunkt-

gerückt werden: Zum einen die Schaffung von 

durchlässigen Bildungsstrukturen als Motor ge-

sellschaftlicher Dynamik, zum anderen die Nut-

zung des beschäftigungspolitischen Potentials des 

Sozialstaates, der als Partner in der Biographie und 

zugleich als Pionier eines nachhaltigen ökologi-

schen Wachstums fungieren müsse. Hierzu gelte 

es, auch mittels internationaler Vernetzung und 

Regulierung, die makroökonomische Handlungs-

fähigkeit wieder zu gewinnen.

˘      Download: www.parlamentarische-linke.de 
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»Oliver Kaczmarek, Jahrgang 1970, studier te 

Geschichte und Sozialwissenschaft in Bo-

chum und hat die die politische Arbeit von 

vielen Seiten aus kennen gelernt. Sein politisches 

Engagement begann in den 80er Jahren in der 

SchülerInnenvertretung. 1988 ist er dann in die 

SPD eingetreten. Von 1995 bis 1999 war er Mit glied 

im Juso-Bezirksvorstand Westliches Westfalen und 

arbeitete 2000-2003 als Jugendbildungs referent 

der Jusos NRW, so dass er auch auf Bundesebene 

die Politik der Juso-Linken mitgestaltet hat. In der 

SPD übernahm er u.a. die Funktion des stellver-

tretenden Vorsitzenden und Bildungsbeauf tragten 

im Kreis Unna und im Ortsverein Kamen-Mitte. 

Seit 1990 ist Oliver Mitglied des Ortsvereins vor-

stands und hat sich außerdem seit 2005 als Unter-

bezirksvorsitzender in Unna und seit 2006 als 

Mitglied im Landesvorstand der NRW-SPD einen 

Namen gemacht. Er ist ebenso Mitglied der spw-

Redaktion (seit 2000). Zurzeit arbeitet er als Refe-

rent im Schulministerium NRW und lebt in Kamen.

spw: Welche politischen Diskussionen haben 

dich am meisten geprägt?„Oliver Kaczmarek: Durch meine gesamte po-

litische Biographie hindurch zieht sich die 

Diskussion um gerechte Bildungschancen. 

Als Schülervertreter einer integrierten Gesamt-

schule anfangs sicher auch aus persönlicher Be-

troffenheit und seit PISA intensiv aus der Anschau-

ung schulischer Praxis und der empirischen Bildungs-

forschung. Während der Juso-Zeit habe ich sicher 

die Diskussion um den Prozess „Neue Zeiten den-

ken“, den Benjamin Mikfeld, Jessika Wischmeier 

und Bettina Kohlrausch angestoßen haben, als un-

bedingt notwendigen und herausragenden Meilen-

stein in Erinnerung. Ich fi nde im übrigen, dass die 

Papiere auch heute noch sehr lesenswert sind.

spw: Welche Veränderungen nimmst du heute 

bei den Jusos wahr?„Oliver Kaczmarek: Natürlich bekomme ich 

noch viel von den Diskussionen bei den Ju-

sos mit, allein schon deshalb, weil mit Katie 

Baldschun und Thilo Scholle zwei Mitglieder des 

Juso-Bundesvorstands auch Mitglied in meinem 

Unterbezirksvorstand sind. Ich glaube, die Jusos 

können Taktgeber einer neuen sozialdemokrati-

schen Politik werden, wenn sie nicht zwischen den 

Agenda-Fans und Traditionslinken pendeln, son-

dern für eine moderne sozialistische Politik neue 

Herausforderungen wie die ökologische Heraus-

forderung, die Globalisierung, die gesellschaftliche 

Individualisierung usw. konstruktiv aufnehmen 

und linke Politik modern interpretieren. 

spw: Wenn du zurückschaust, der Schritt von 

den Jusos zur Parteiarbeit, wie war der für dich?„Oliver Kaczmarek: Das war nie ein bewuss-

ter Schritt von dem einen zum anderen, weil 

beides immer parallel lief. Irgendwann war 

eben klar, dass man nach soundsoviel Jahren Jusos 

seine Ideen umgesetzt hatte oder die anderen 

doch viel jünger als man selbst waren. Ich bin 

allerdings sehr froh, dass Kontakte aus der Juso-

Zeit bis heute überlebt haben und eine solide 

Basis für politische Kooperation bieten wie z.B. im 

5 Fragen an ... 
Oliver Kaczmarek

ó ó  
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Landesvorstand, in dem ich zusammen mit Marc 

Herter oder Svenja Schulze tätig bin oder darüber 

hinaus, wo ich Leute wie Rüdiger Scholz, Björn 

Böhning oder Niels Annen wieder treffe. Der Aus-

tausch mit ihnen ist für mich heute noch so frucht-

bar wie vor ein paar Jahren. Nur seltener.

spw: Du hast dich als Linker in deinem Wahl-

kreis als SPD-Kandidat durchgesetzt. Wie beur-

teilst du zurzeit die innerparteiliche Situation der 

Linken in der SPD?„Oliver Kaczmarek: Die Einteilung in die Par-

teifl ügel wird aus der Berliner Perspektive 

deutlich überschätzt. Bei uns im Unterbe-

zirk wurde nicht zwischen einem Netzwerker und 

einem Parteilinken entschieden, sondern darüber, 

welche Person für die SPD im Wahlkreis die besten 

Wahlchancen mitbringt. Gleichwohl halte ich die 

mit der Parteilinken verbundenen Diskurse in der 

SPD für notwendig und sinnvoll. Deshalb würde 

ich mir auch wünschen, dass die Parteilinke sich 

in zentralen Fragen des Regierungsprogramms als 

Taktgeberin mit handlungsorientierter Kompetenz 

versteht. 

spw: Du bist jetzt Kandidat für den Deutschen 

Bundestag. Welche drei konkreten Ziele möchtest 

du gerne erreichen, wenn du gewählt wirst?„Oliver Kaczmarek: Erstens: Ich will aufpas-

sen, dass möglichst vieles aus meinem Wahl-

kreis im Ruhrgebiet in das Raumschiff Ber-

lin mit einfl ießt und dass mich das Raumschiff 

Berlin nicht verformt. Zweitens: Ich will zusammen 

mit vielen anderen Bundestagsabgeordneten, die 

das heute schon tun, daran mitwirken, dass die 

Partei bei wichtigen Entscheidungen nicht nur 

mitgenommen oder konfrontiert wird, sondern 

mitentscheidet. Das Grundsatzprogramm hat be-

wiesen, dass das geht. Und drittens: Ich will mit 

meiner Stimme im Bundestag den vierten sozial-

demokratischen Bundeskanzler wählen! 

spw: Oliver, vielen Dank für das Gespräch. ó

û Das Interview führte Alexandra Kramm.

Im Jahr 2000 haben die Jusos auf ihrem 

Bundeskongress in Berlin ein Manifest für 

die Politik junger SozialistInnen in der SPD 

unter dem Titel „Neue Zeiten denken“ ver-

abschiedet. Darin setzten sich die Jusos mit 

der Politik der rot-grünen Bundesregierung 

aus der Perspektive der jungen Generation 

auseinander. Denn nach dem hoffnungs-

vollen Regierungswechsel 1998 gab es nun 

viele Enttäuschungen. Das Papier beschäf-

tigt sich mit der Frage der Generationen-

gerechtigkeit und formuliert als Alternati-

ve zum Regierungshandeln sechs Punkte 

für den „Sozialismus der nächsten Genera-

tion“. Die gleichnamige Kampagne der 

Jusos hatte zum Ziel, inhaltlich, in der Art 

der Diskussion und über die eigenen Mitglie-

der hinaus die Grenzen zu überschreiten, 

um „unsere eigene Generation für linke 

Politik zu gewinnen und zu mobilisieren“.

Zum Nachlesen: www.jusos.de/uploads/

media/Beschlussbuch_2000_Berlin.pdf
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